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Benutzung des Aufsichtshandbuchs

Das Aufsichtshandbuch beschreibt den organisatorischen Rahmen des Einheitlichen
Aufsichtsmechanismus (Single Supervisory Mechanism — SSM) und definiert die
Methoden, Prozesse und Verfahren der Bankenaufsicht im Euroraum. Auf3erdem
wird die Zusammenarbeit des SSM mit anderen Behdrden innerhalb des
allgemeineren institutionellen Rahmens dargelegt.

Zunachst wird beschrieben, wie der SSM organisiert ist und seine Aufsichtsaufgaben
wahrnimmt. Anschlieend wird die praktische Durchfiihrung der Aufsicht naher
erlautert.

Das Aufsichtshandbuch ist kein rechtsverbindliches Dokument, es begrindet keine
neuen regulatorischen Anforderungen und tritt in keiner Weise an die Stelle der
rechtlichen Anforderungen, die in den mal3geblichen EU-Rechtsvorschriften
festgelegt sind. Es erlautert den Ansatz des SSM bei der Durchflihrung seiner
Aufsichtsaufgaben. Der SSM ist berechtigt, vom allgemeinen Ansatz dieses
Handbuchs abzuweichen, wenn dies aufgrund der Umstande eines Einzelfalls
gerechtfertigt ist und ausreichend begriindet wird. Das abweichende Vorgehen muss
auflerdem mit den allgemeinen Grundsatzen des EU-Rechts vereinbar sein,
insbesondere mit den Grundséatzen der Gleichbehandlung, der VerhaltnismaRigkeit
und des Schutzes der berechtigten Erwartungen der beaufsichtigten Unternehmen.
Dies steht im Einklang mit der standigen Rechtsprechung des Gerichtshofs der
Europaischen Union, wonach interne Leitfaden — wie das vorliegende
Aufsichtshandbuch — eine Verhaltensnorm darstellen, die einen Hinweis auf die zu
befolgende Verwaltungspraxis enthalt, von der EU-Organe in begriindeten Fallen
abweichen durfen. Der Gerichtshof hat in Randnummer 209 seines Urteils in den
verbundenen Rechtssachen C-189/02 P, C-202/02 P, C-205/02 P bis C-208/02 P
und C-213/02 P vom 28. Juni 2005" beispielsweise Folgendes festgestellt ,Der
Gerichtshof hat in Bezug auf von der Verwaltung erlassene interne Malinahmen
bereits entschieden, dass sie zwar nicht als Rechtsnorm qualifiziert werden konnen,
die die Verwaltung auf jeden Fall zu beachten hat, dass sie jedoch eine
Verhaltensnorm darstellen, die einen Hinweis auf die zu befolgende
Verwaltungspraxis enthalt und von der die Verwaltung im Einzelfall nicht ohne
Angabe von Griinden abweichen kann, die mit dem Grundsatz der
Gleichbehandlung vereinbar sind. Solche MaRnahmen stellen somit Handlungen
allgemeinen Charakters dar, deren Rechtswidrigkeit die betroffenen Beamten und
Bediensteten zur Begriindung einer Klage gegen auf ihrer Grundlage erlassene
Einzelentscheidungen geltend machen kénnen.®

Das Aufsichtshandbuch wurde von der Européischen Zentralbank (EZB) zum ersten
Mal im Marz 2018 veréffentlicht. Es wurde mit der Unterstutzung der nationalen
zustandigen Behorden (National Competent Authorities — NCAs) im Rahmen der
Transparenzpolitik der EZB erstellt. Diese Uberarbeitete Fassung des Handbuchs,

' Dansk Rerindustri gegen Kommission, C-189/02 P (verbundene Rechtssachen C-189/02 P, C-
202/02 P, C-205/02 P, C-206/02 P, C-207/02 P, C-208/02 P, C-213/02 P), ECLI:EU:C:2005:408.
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die im Januar 2024 vero6ffentlicht wurde, enthéalt die aktuellsten Informationen zur
europaischen Bankenaufsicht. Darin wird unter anderem auch die 2020 erfolgte
Umstrukturierung der EZB-Bankenaufsicht beriicksichtigt. Das lberarbeitete
Handbuch ersetzt den Leitfaden zur Bankenaufsicht aus dem Jahr 2014.

Einleitung

Die europaische Bankenunion beruht auf drei Saulen: a) dem SSM, der fir die
Aufsicht Uber Kreditinstitute und den Bankensektor zustandig ist, b) dem
einheitlichen Abwicklungsmechanismus, der den einheitlichen
Abwicklungsausschuss und einen einheitlichen Abwicklungsfonds fur nicht
Uberlebensfahige Kreditinstitute umfasst, und c) einem europaischen
Einlagenversicherungssystem, das sich zum Redaktionsschluss noch in Entwicklung
befindet. Diese drei Saulen stltzen sich auf das Fundament des einheitlichen
Regelwerks, das fir alle EU-Mitgliedstaaten gilt.

Ziel der europaischen Bankenaufsicht ist es, zur Sicherheit und Soliditat von
Kreditinstituten sowie zur Stabilitat des Finanzsystems beizutragen und zu diesem
Zweck sicherzustellen, dass die Bankenaufsicht im gesamten Euroraum einen
hohen Standard aufweist und einheitlich auf alle Banken angewendet wird.

Die EZB tragt letztendlich die Verantwortung, nimmt aber auch ihre
Aufsichtsaufgaben innerhalb des SSM wahr, der sich aus der EZB und den NCAs
zusammensetzt. Diese Struktur gewahrleistet eine solide und einheitliche Aufsicht
Uber alle beaufsichtigten Unternehmen im Euroraum sowie die bestmogliche
Nutzung des regionalen und spezifischen Fachwissens der nationalen
Aufsichtsbehdrden.

Auf der Grundlage der Aufgaben, mit denen der europaische Gesetzgeber die EZB
betraut hat, haben die Aufsichtsbehdrden ein Leitbild fir die europaische
Bankenaufsicht definiert und ihre Aufsichtsgrundsatze festgelegt.

Die Arbeit der SSM-Bankenaufsicht sollte sich zu jeder Zeit an dem Leitbild des
SSM, den strategischen Leitlinien des SSM und den organisatorischen Grundsatzen
fur den SSM orientieren.
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https://www.bankingsupervision.europa.eu/about/mission-statement/html/index.de.html
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1.1

1.1.1

Artikel 6, 14 und 15 der SSM-
Verordnung

Funktionsweise des SSM

Organisation des SSM

Aufgabenverteilung zwischen EZB und NCAs

Die EZB ist in Zusammenarbeit mit den NCAs fir die Bankenaufsicht in den
teilnehmenden Mitgliedstaaten zustandig. Um eine effiziente Aufsicht zu
gewabhrleisten, werden die jeweiligen Aufsichtsaufgaben und -befugnisse der EZB
und der NCAs je nach Bedeutung der beaufsichtigten Unternehmen zugewiesen.
Alle vom SSM beaufsichtigten Unternehmen unterliegen einem gemeinsamen
Aufsichtsansatz.

Abbildung 1
Aufgabenverteilung innerhalb des SSM
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Innerhalb des SSM werden alle Institute, die als bedeutende Institute eingestuft sind
(Significant Institutions — Slis), direkt von der EZB beaufsichtigt, die dabei
Unterstitzung von den NCAs erhalt. Weniger bedeutende Institute (Less Significant
Institutions — LSIs) unterliegen der direkten Aufsicht durch die NCAs, die dabei von
der EZB Uberwacht werden. Unter bestimmten Umsténden kann die EZB auch die
direkte Aufsicht Uber LSIs Gbernehmen. Die EZB veroffentlicht die Liste der Sls und
LSls auf ihrer Website zur Bankenaufsicht und aktualisiert diese regelmafig.
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https://www.bankingsupervision.europa.eu/banking/list/who/html/index.de.html
https://www.bankingsupervision.europa.eu/banking/list/who/html/index.de.html
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1.1.2

Artikel 20 und 21 der SSM-
Verordnung

Beschluss der EZB (ber den
Zugang der Offentlichkeit zu
Dokumenten der EZB (EZB/2004/3)

Beschluss der EZB iber den
Zugang der Offentlichkeit zu
Dokumenten der EZB, die sich in
Besitz der nationalen zustandigen
Behorden befinden (EZB/2015/16)

Leitlinie zur Festlegung der
Grundsatze des Ethikrahmens fir
den Einheitlichen
Aufsichtsmechanismus (Single
Supervisory Mechanism — SSM)
(EZB/2021/50) (Neufassung)

Verhaltenskodex flir hochrangige
Funktionstrager der EZB

Der SSM beteiligt sich zudem an der Beaufsichtigung landertbergreifender Institute
und Gruppen, und zwar entweder als Aufsichtsbehérde des Herkunfts- oder des
Aufnahmemitgliedstaats in Aufsichtskollegien.

AuRerdem beteiligt sich der SSM als Bankenaufsichtsinstanz an der zusatzlichen
Beaufsichtigung von Finanzkonglomeraten.

Im SSM werden Aufsichtsbeschlisse vom Aufsichtsgremium vorbereitet, in dem die
EZB und die NCAs vertreten sind. Die Beschlussfassung erfolgt durch den EZB-Rat
gemaf dem Verfahren der impliziten Zustimmung, das weiter unten erlautert wird
(siehe Abschnitt 1.3.1).

Rechenschaftspflicht

Rechenschaftspflicht ist fir die Transparenz, Legitimitat und Unabhangigkeit von
Aufsichtsbeschlissen von zentraler Bedeutung. Die EZB ist fur die Art und Weise, in
der sie ihre Aufsichtsaufgaben wahrnimmt, rechenschaftspflichtig. Beschllsse, die
einzelne Institute unmittelbar betreffen, kénnen einer internen Uberpriifung durch
den Administrativen Uberprifungsausschuss (Administrative Board of Review —
ABOR) unterzogen werden. Sie kénnen dem Gerichtshof der Europaischen Union
vorgelegt werden. Beschlisse der NCAs zu LSIs kdnnen hingegen den nationalen
Gerichten vorgelegt werden. Die EZB ist auch gegeniber dem Europaischen
Parlament als Vertretung der Birgerinnen und Birger der EU und dem Rat der EU
rechenschaftspflichtig. Zudem hat die EZB in Bezug auf ihre Aufsichtstatigkeit
besondere Rechenschaftspflichten gegenliber den nationalen Parlamenten. Die
politische Rechenschaftslegung der EZB erfolgt im Wesentlichen tber die folgenden
Kanale:

1. Der Vorsitzende des Aufsichtsgremiums nimmt an den regelmafigen
Anhoérungen und den Ad-hoc-Aussprachen im Europaischen Parlament und in
der Euro-Gruppe teil. Auch die nationalen Parlamente konnen den Vorsitzenden
oder ein anderes Mitglied des Aufsichtsgremiums zusammen mit einem
Vertreter der jeweiligen NCA einladen.

2. Die EZB stellt dem Ausschuss des Europaischen Parlaments fiir Wirtschaft und
Wahrung Protokolle aller Sitzungen des Aufsichtsgremiums zur Verfiigung,
einschlielich einer umfassenden und aussagekraftigen Darlegung der
Diskussionen im Aufsichtsgremium und einer kommentierten Auflistung seiner
Beschlisse.

3. Die Mitglieder des Europaischen Parlaments und der Euro-Gruppe kénnen
schriftliche Fragen an den Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums richten. Die
Antworten werden auf der Website der EZB zur Bankenaufsicht veroffentlicht.
AuRerdem kénnen die nationalen Parlamente die EZB ersuchen, zu ihren
Bemerkungen oder Fragen Stellung zu nehmen.

4. Die EZB ubermittelt dem Europaischen Parlament, dem Rat der EU, der Euro-
Gruppe, der Europaischen Kommission und den nationalen Parlamenten der
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https://www.bankingsupervision.europa.eu/organisation/whoiswho/administrativeboardofreview/html/index.de.html
https://curia.europa.eu/jcms/jcms/j_6/de/
https://www.europarl.europa.eu/portal/de
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https://www.consilium.europa.eu/de/council-eu/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32013R1024
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32013R1024
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32004D0003(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32004D0003(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32004D0003(01)
https://www.ecb.europa.eu/ecb/legal/pdf/oj_jol_2015_128_r_0011_de_txt.pdf
https://www.ecb.europa.eu/ecb/legal/pdf/oj_jol_2015_128_r_0011_de_txt.pdf
https://www.ecb.europa.eu/ecb/legal/pdf/oj_jol_2015_128_r_0011_de_txt.pdf
https://www.ecb.europa.eu/ecb/legal/pdf/oj_jol_2015_128_r_0011_de_txt.pdf
https://www.ecb.europa.eu/ecb/legal/pdf/oj_jol_2015_128_r_0011_de_txt.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021O2256
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021O2256
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021O2256
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021O2256
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021O2256
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021O2256
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2022.478.01.0003.01.ENG&toc=OJ:C:2022:478:TOC
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2022.478.01.0003.01.ENG&toc=OJ:C:2022:478:TOC

1.2

1.2.1

Artikel 25 der SSM-Verordnung

Beschluss der EZB liber die
Umsetzung der Trennung zwischen
der geldpolitischen Funktion und
der Aufsichtsfunktion der EZB
(EZB/2014/39)

teilnehmenden Mitgliedstaaten einen o6ffentlich zuganglichen Jahresbericht, mit
dem sie Uber die Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben Rechenschaft ablegt.

Der Rahmen fur die Rechenschaftspflicht der EZB wird in der SSM-Verordnung,
einer Interinstitutionellen Vereinbarung zwischen dem Europaischen Parlament und
der EZB und einem Memorandum of Understanding (MoU) zwischen dem Rat der
EU und der EZB konkretisiert. Der Rahmen wurde 2019 durch ein MoU zwischen
dem Europaischen Rechnungshof und der EZB erganzt.

Daruber hinaus veréffentlicht die Europaische Kommission alle drei Jahre einen
Bericht tber die Anwendung der SSM-Verordnung, der insbesondere der
Uberwachung der potenziellen Auswirkungen dieser Verordnung auf das
reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts dient. Der Europaische Rechnungshof
ist befugt, die Effizienz der Verwaltung der EZB zu prifen (siehe Abschnitt 1.4.7),
und der Internationale Wahrungsfonds (IWF) nimmt im Rahmen des Programms zur
Bewertung des Finanzsektors (Financial Sector Assessment Program — FSAP)
regelmaBige Uberpriifungen vor (siehe Abschnitt 1.4.8).

Die Mitglieder des Aufsichtsgremiums geben jahrlich Interessenerklarungen ab.
Diese Erklarungen enthalten Angaben zu ihrer friiheren beruflichen Tatigkeit, ihren
privaten Tatigkeiten, offiziellen Mandaten und finanziellen Interessen sowie
Informationen Uber jede Erwerbstatigkeit ihres Ehegatten oder Partners, die Anlass
zu Interessenkonflikten geben kénnten.

Organisationsstruktur des SSM

Organisation der EZB-Bankenaufsicht

Trennungsgrundsatz

Im Zuge der Finanzkrise Ubertrugen der Rat der EU und das Europaische Parlament
Aufsichtsaufgaben an die EZB. Die EZB Ubernahm diese Aufgaben zusatzlich zu
ihrem geldpolitischen Mandat. Um Interessenkonflikte zwischen den geldpolitischen
und den aufsichtlichen Aufgaben der EZB zu vermeiden, muss die EZB eine
Trennung der beiden Aufgabenbereiche gewahrleisten, damit jeder Aufgabenbereich
im Einklang mit den dafiir geltenden Zielen wahrgenommen wird.

Die EZB hat ein unabhangiges Aufsichtsgremium, das dem EZB-Rat
Aufsichtsbeschlussentwiirfe vorlegt. Der EZB-Rat kann die Beschlussentwiirfe
annehmen oder ablehnen, aber er kann sie grundsétzlich nicht &ndern. Dartber
hinaus werden die Beratungen des EZB-Rats zu Aufsichtsfragen strikt von den
Beratungen zu anderen Aufgabenbereichen der EZB getrennt. Es finden separate
Sitzungen mit separaten Tagesordnungen statt.
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https://www.bankingsupervision.europa.eu/press/publications/annual-report/html/index.de.html
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https://www.ecb.europa.eu/ecb/orga/decisions/govc/html/index.de.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32013R1024
https://www.bankingsupervision.europa.eu/ecb/legal/pdf/oj_jol_2014_300_r_0012_de_txt.pdf
https://www.bankingsupervision.europa.eu/ecb/legal/pdf/oj_jol_2014_300_r_0012_de_txt.pdf
https://www.bankingsupervision.europa.eu/ecb/legal/pdf/oj_jol_2014_300_r_0012_de_txt.pdf
https://www.bankingsupervision.europa.eu/ecb/legal/pdf/oj_jol_2014_300_r_0012_de_txt.pdf
https://www.bankingsupervision.europa.eu/ecb/legal/pdf/oj_jol_2014_300_r_0012_de_txt.pdf
https://www.bankingsupervision.europa.eu/ecb/legal/pdf/oj_jol_2014_300_r_0012_de_txt.pdf

Der Trennungsgrundsatz umfasst auch Regeln zum Informationsaustausch
zwischen den beiden Aufgabenbereichen der EZB. Damit bestimmte vertrauliche
Informationen zwischen den Aufgabenbereichen ausgetauscht werden konnen, ist
die Zustimmung des Direktoriums erforderlich. Vertrauliche Rohdaten kénnen auf
Antrag und bei begriindetem Bedarf (need to know) weitergegeben werden. Keiner
der Aufgabenbereiche der EZB sollte vertrauliche Informationen, die Bewertungen
oder politische Empfehlungen enthalten, an den anderen Aufgabenbereich
weitergeben, ausgenommen auf Antrag und bei begriindetem Bedarf.

Auf Personalebene wird die Trennung dadurch sichergestellt, dass die
verschiedenen Elemente der Bankenaufsicht auf sechs Generaldirektionen und eine
Direktion verteilt sind. Diese sind fachlich dem Vorsitzenden und dem
stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums unterstellt.

Organisationsstruktur der EZB-Bankenaufsicht

Die sechs Generaldirektionen und die Direktion nehmen die der EZB (bertragenen
Aufsichtsaufgaben in Zusammenarbeit mit den NCAs wahr.

. Die Generaldirektion Systemrelevante und internationale Banken (DG/SIB), die
Generaldirektion Universalbanken und diversifizierte Institute (DG/UDI) und die
Generaldirektion Spezialbanken und weniger bedeutende Institute (DG/SPL)
sind fur die direkte laufende Aufsicht Gber Sls zustandig. Die DG/SPL ist auch
fiir die Uberwachung der direkten Aufsicht tiber LSIs durch die NCAs zustandig.

. Die Generaldirektion Horizontale Aufsicht (GD/HOL) libernimmt horizontale
Aufgaben, die alle Kreditinstitute unter der Aufsicht des SSM betreffen.
Insbesondere unterstitzt sie die gemeinsamen Aufsichtsteams (Joint
Supervisory Teams — JSTs) mit Fachwissen zu Kreditrisiken, Kapitalmarkten,
nichtfinanziellen Risiken, Geschéaftsmodellen, Kapitalplanung und
Krisenmanagement, Stresstests, Aufsichtspolitik und Aufsichtsmethoden.

. Die Generaldirektion Vor-Ort-Prufungen und Prifungen interner Modelle
(DG/OMI) leitet die Vor-Ort-Priifungen bzw. beteiligt sich an diesen. Sie ist fur
die Planung des aufsichtlichen Prufungsprogramms zu Vor-Ort-Prifungen
zustandig und stellt dessen Umsetzung sicher. Auflerdem ist sie fur die Pflege
der umfassenden Methoden fiir Vor-Ort-Priifungen zustandig.

. Die Generaldirektion SSM-Governance und operatives Geschéaft (DG/SGO)
unterstitzt Entscheidungsprozesse, beurteilt neue Anteilseigner von Banken
und prift Antrége auf neue Bankzulassungen und fihrt Beurteilungen der
fachlichen Qualifikation und personlichen Zuverlassigkeit durch. AuRerdem ist
sie fur die unabhangige Untersuchung von mutmaflichen VerstéRen gegen
Aufsichtsvorschriften zustandig. Die DG/SGO ist auch fir die digitale Agenda
des SSM zustandig, einschliellich des Einsatzes von Technologie fiir die
Aufsicht. AuRerdem ist sie fur Innovationen sowie Wissensmanagement und
Schulungen im SSM zustandig.
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1.2.2

Artikel 3, 4, 5 und 6 der SSM-
Rahmenverordnung

. Die Direktion Aufsichtsstrategie und -risiko (D/SSR) definiert die Strategie der
EZB fir die Bankenaufsicht, indem sie Aufsichtsprioritdten und einen Rahmen
fur die Risikobereitschaft festlegt. AuRerdem unterstutzt sie die Zuteilung von
Ressourcen fir diese Prioritaten.

Gemeinsame Dienste

Neben den sechs Generaldirektionen und der Direktion, die fir die Bankenaufsicht
zustandig sind, bieten die gemeinsamen Dienste der EZB Unterstiitzung fiir sowohl
die geldpolitische als auch die aufsichtliche Funktion.

Die gemeinsamen Dienste erstrecken sich auf folgende Bereiche: Personal, IT-
Systeme, Kommunikation, Budget und Organisation, Raumlichkeiten, interne
Revision, Rechtsdienste und Statistik. Sie ermdglichen es der EZB, operative
Synergien zu nutzen und zugleich die erforderliche Trennung zwischen der
geldpolitischen und der aufsichtlichen Funktion zu gewahrleisten. Die
Generaldirektion Statistik veroffentlicht beispielsweise auf der Website der EZB zur
Bankenaufsicht in regelmaRigen Abstanden umfassende Statistiken der
Bankenaufsicht. Der Datensatz wird vierteljahrlich aktualisiert und enthalt
Informationen zu Banken, die als Sls oder LSIs eingestuft sind. Er bezieht sich auf
Aspekte wie die Bilanzstruktur, Profitabilitat, Angemessenheit der
Kapitalausstattung, Verschuldung, Refinanzierung und Liquiditat von Banken sowie
die Qualitat ihrer Aktiva.

Gemeinsame Aufsichtsteams

Die laufende Aufsicht tber SIs wird von JSTs durchgefiihrt, die in den
Generaldirektionen DG/SIB, DG/UDI und DG/SPL arbeiten. Wie Abbildung 2 zeigt,
setzen sich die JSTs aus Mitarbeitern der EZB und der NCAs der Lander
zusammen, in denen die Sls einschlieRlich ihrer Tochtergesellschaften oder
bedeutenden auslandischen Zweigstellen niedergelassen sind. Fur jedes Sl ist auf
der obersten Konsolidierungsebene ein JST eingerichtet. Die JSTs koénnen je nach
Art, Komplexitat, GroRRe, Geschaftsmodell und Risikoprofil des beaufsichtigten
Unternehmens verschieden grof3 sowie unterschiedlich zusammengesetzt und
organisiert sein.
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Abbildung 2
Funktionsweise der gemeinsamen Aufsichtsteams
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Das JST ist fur die Ausarbeitung und Organisation des aufsichtlichen
Prufungsprogramms und die Durchflihrung der laufenden Aufsichtsarbeit auf
konsolidierter, teilkonsolidierter und Einzelebene zustandig. Zu diesen Aufgaben
zahlen die Bewertung des Risikoprofils, des Geschaftsmodells und der Strategie, der
Risikomanagementsysteme, der internen Kontrollsysteme sowie der internen
Governance eines Instituts. Die Durchfiihrung des aufsichtlichen Uberpriifungs- und
Bewertungsprozesses (Supervisory Review and Evaluation Process — SREP) und
der regelmafige Dialog mit dem beaufsichtigten Unternehmen sind wesentliche
Bestandteile dieser Arbeit. Die Mitglieder des JST kénnen auch an Vor-Ort-
Prufungen und Prifungen interner Modelle teilnehmen.

Bei bestimmten Aufgaben mit einem speziellen Themenschwerpunkt oder bei
Aufgaben, die ein besonderes Fachwissen erfordern, kénnen die JSTs zusatzliche
Unterstlitzung von den horizontalen Abteilungen der EZB anfordern. Au3erdem
stellen die horizontalen Funktionen den JSTs Informationen und Verfahren fir die
Entwicklung eines gemeinsamen Verstandnisses und eines koordinierten Ansatzes
zur Verfligung.
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1.2.3

Artikel 4, 6, 12 und 31 der SSM-
Verordnung

Artikel 43, 62, 67, 70, 96, 97, 98, 99
und 100 der SSM-
Rahmenverordnung

JST-Koordinatoren und lokale NCA-Koordinatoren

Jedes JST wird von einem Koordinator bei der EZB geleitet. Lokale Koordinatoren
aus den NCAs leisten Unterstiitzung bei der laufenden Aufsicht Giber Sls und
berlcksichtigen dabei auch die Sichtweisen der betreffenden NCAs. Sie tragen
beispielsweise zur Erstellung und Uberarbeitung des aufsichtlichen
Prifungsprogramms bei.

JST-Koordinatoren werden fur einen Zeitraum von drei bis funf Jahren bestellt. Unter
ihnen und den JST-Mitgliedern sollte eine regelmaRige Rotation stattfinden, wobei
aber nicht alle JST-Mitglieder gleichzeitig rotieren kénnen.

JST-Kernteam

JSTs von Banken, die in mehr als einem teilnehmenden Mitgliedstaat eine
bedeutende Prasenz aufweisen, bilden ein Kernteam. Das JST-Kernteam wird von
dem JST-Koordinator geleitet und setzt sich je nach Bedeutung der lokalen
Tochterinstitute oder Zweigstellen aus den lokalen Koordinatoren der betreffenden
NCAs zusammen. Das Kernteam ist fur die Organisation der Aufgabenverteilung
unter den JST-Mitgliedern, die Erstellung und Uberarbeitung des aufsichtlichen
Priifungsprogramms, die Uberwachung seiner Umsetzung und die Uberpriifung der
Bewertung zustandig.

Organisation der Uberwachungsfunktion

Die NCAs sind fur die direkte Aufsicht Uber LSIs zusténdig. Sie planen und flihren
ihre laufenden Aufsichtsaktivitaten unter Verwendung ihrer eigenen Ressourcen und
Verfahren durch. NCAs haben zudem die Aufsicht in Bereichen, die von der SSM-
Verordnung nicht abgedeckt sind.

Die EZB ist daflir verantwortlich, dass der einheitliche Aufsichtsmechanismus
wirksam und einheitlich funktioniert. Sie stellt zudem sicher, dass die von den NCAs
angewandten Aufsichtsmethoden von hoher Qualitat sind. In diesem
Zusammenhang tragt die DG/SPL der EZB die Verantwortung fiir die Uberwachung
des Systems, um eine einheitliche Aufsicht sicherzustellen, die auf der Anwendung
hoher Aufsichtsstandards beruht. Um diese Ziele zu erreichen, fordert die DG/SPL
die Umsetzung bewahrter Aufsichtspraktiken in enger Zusammenarbeit mit den
NCAs. Die Abteilung Aufsichtliche Methodik der DG/HOL ist fir die
Weiterentwicklung von Aufsichtsmethoden, -standards und -praktiken fiir LSIs
zustandig.

Die EZB nimmt ihre Uberwachungsaufgaben in enger Zusammenarbeit mit den
NCAs wahr. Die Zusammenarbeit zwischen der EZB und den NCAs ist
entscheidend, um SSM-weit eine gemeinsame Aufsichtskultur zu schaffen und ein
konsistentes Funktionieren des Systems zu gewahrleisten. Die EZB fuhrt die
Uberwachung durch, indem sie gemeinsame Aufsichtsstandards fiir die
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1.2.4

1.2.5

Beaufsichtigung von LSIs durch die NCAs herausgibt, Informationen von den NCAs
einholt und verarbeitet sowie thematische Uberpriifungen vornimmt. Diese
Informationen vermitteln einen Uberblick tiber die Aufsichtspraktiken

und -beschlisse der NCAs sowie Uber bestimmte LSIs und LSI-Sektoren.

In diesem Zusammenhang schlieRt die Uberwachungsfunktion der EZB die Aufsicht
der NCAs Uber LSIs mit ein, um anfallige Institute zu identifizieren und SSM-weit
konsistente und hohe Aufsichtsstandards zu gewahrleisten. Im Rahmen ihrer
Uberwachungsfunktion wendet die EZB einen auf dem Prinzip der
VerhaltnismaRigkeit basierenden und risikoorientierten Ansatz an. Daher kénnen die
Meldepflichten sowie die Uberwachungsaktivitaten der DG/SPL fiir Institute mit
hohem Risiko und hoher Auswirkung gegebenenfalls verscharft werden (Kapitel 5).
Dementsprechend ist die EZB durch ihre Kriseniberwachungstatigkeit in das
Krisenmanagement von LSlIs eingebunden.

Gelegentlich bietet die EZB den NCAs Fachwissen und Unterstiitzung an, zum
Beispiel durch die Teilnahme an Vor-Ort-Prifungen. Zur Férderung einer
gemeinsamen Aufsichtskultur unterstitzt die EZB auch den Personalaustausch unter
den NCAs.

Horizontale Funktionen

Die horizontalen Abteilungen der DG/HOL, D/SSR, DG/OMI und DG/SGO
unterstlitzen die Aufsicht Gber Sis und LSls. Die horizontalen Abteilungen arbeiten
eng mit den JSTs zusammen, z. B. bei der Festlegung und Umsetzung
gemeinsamer Methoden und Standards sowie durch Unterstitzung bei
methodischen Angelegenheiten. Diese Abteilungen stellen die Entwicklung eines
gemeinsamen Verstandnisses und eines koordinierten Ansatzes sicher. Sie nehmen
Expertenaufgaben wahr und bieten den JSTs und NCAs fachliche Unterstiitzung.

Kommunikation innerhalb des SSM

Wie vorstehend erlautert, stutzt sich der SSM auf eine enge Zusammenarbeit
zwischen der EZB und den NCAs. Durch die reibungslose Zusammenarbeit und den
kontinuierlichen Informations- und Wissensaustausch zwischen der EZB und den
NCAs sowie innerhalb der EZB kann der SSM ordnungsgemaf funktionieren und
qualitativ hochwertige Aufsichtsergebnisse erreichen. Dies wird erleichtert durch
gemeinsame IT- und Lerninstrumente, darunter das SSMnet — eine gemeinsame
SSM-weite Plattform fir den Zugang zu Informationen — und erweiterte
Zugangsrechte fir Aufsichtsdokumente (mit angemessenen
Sicherheitsvorkehrungen).
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1.2.6

Zusammenarbeit zwischen der EZB und den NCAs

Das Prinzip der loyalen Zusammenarbeit findet auf alle Aufsichtstatigkeiten
Anwendung. Im Rahmen der direkten Aufsicht Gber Sls arbeiten die DG/SIB,
DG/UDI und DG/SPL laufend mit den NCAs in den jeweiligen JSTs zusammen. Zur
Uberwachung der Aufsicht Giber LSIs halt die DG/SPL (iber ein spezielles Netzwerk
auf der oberen Fuhrungsebene engen Kontakt mit den NCAs.

Die NCAs tragen auch uber verschiedene Foren, wie Fachnetzwerke, zur Arbeit der
horizontalen Abteilungen bei.

Dariber hinaus kann das Aufsichtsgremium die Bildung von Arbeitsgruppen aus
Vertretern der EZB und der NCAs beschliel3en, die sich mit bestimmten horizontalen
Themen beschéaftigen und die Arbeit der horizontalen Abteilungen unterstitzen.

Informationsmanagement

Die Informationsmanagementstrategie der EZB férdert und unterstitzt die
systematische, effektive und effiziente Erstellung, Verwendung, Verwaltung und
Abfrage von Informationen. Sie ermdglicht auch den Austausch von Informationen
zwischen der EZB und den NCAs bei begriindetem Informationsbedarf.

Umgesetzt wird sie durch das Informationsmanagementsystem der EZB, das als
technische Basis gewahrleistet, dass alle JSTs die gemeinsamen Methoden und
Standards fir die Bankenaufsicht anwenden. SSMnet bietet allen Aufsehern Zugang
zu den Informationen, Kenntnissen und Instrumenten, die sie fur die Wahrnehmung
ihrer taglichen Aufsichtsaufgaben bendétigen.

Personalzuweisung und finanzielle Ressourcen

Personalzuweisung fur die Beaufsichtigung von Sls und LSls

Die Aufsichtspraxis des SSM ist risikoorientiert und entspricht dem Grundsatz der
VerhaltnismaRigkeit. Sie bericksichtigt sowohl, wie sich der Ausfall eines
beaufsichtigten Unternehmens auf die Finanzstabilitdt auswirken kénnte, als auch
die Wahrscheinlichkeit, mit der ein solches Ereignis eintritt. AuRerdem tragt sie dem
Risikoprofil des beaufsichtigten Unternehmens Rechnung. Die Aufsichtsgrundsatze
sollen eine effektive und griindliche Aufsicht sicherstellen und zugleich die effiziente
Zuweisung der begrenzten Aufsichtsressourcen erleichtern.

Fur die von der EZB direkt ausgeubte Aufsicht koordiniert die Stabsstelle
Strategische Planung der D/SSR zusammen mit den zustandigen horizontalen
Funktionen und den NCAs die Zuteilung der SSM-Ressourcen und -Expertisen. Die
JSTs fuhren die operative Planung durch, die von der EZB koordiniert wird. Sie
erstellen fur jedes bedeutende Institut ein aufsichtliches Prifungsprogramm, in dem
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Artikel 20 der SSM-Verordnung

Verordnung der EZB Uber
Aufsichtsgeblihren (EZB/2014/41)

Beschluss der EZB (ber die
Methodik und die Verfahren zur
Bestimmung und Erhebung der die
Gebuhrenfaktoren zur Berechnung
der jahrlichen Aufsichtsgebuhren
betreffenden Daten (EZB/2019/38)
(Neufassung)

die wesentlichen Aufsichtsaufgaben und -aktivitaten fir die nachsten zwdlf Monate,
grobe Zeitplane und Ziele sowie notwendige Vor-Ort-Prifungen und Prifungen
interner Modelle festgelegt sind. Die Planung und personelle Besetzung von Vor-Ort-
Prufungen erfolgt in enger Zusammenarbeit mit den NCAs, die den Grol3teil der
Prufungsleiter und Teammitglieder stellen. Das aufsichtliche Prifungsprogramm wird
in Abschnitt 4.1.3 detailliert erlautert.

In Bezug auf die direkte Aufsicht Uber LSIs planen und verrichten die NCAs ihre
laufenden Aufsichtsaktivitdten im Einklang mit der allgemeinen Aufsichtsstrategie
des SSM. Dabei verwenden sie ihre eigenen Ressourcen und Beschlussverfahren.

Den NCAs wird empfohlen, sich an einem Austausch von Mitarbeitern mit der EZB
und anderen NCAs zu beteiligen, der von unterschiedlicher Dauer sein und auf
verschiedenen Hierarchieebenen stattfinden kann. Die Bedingungen fiir einen
solchen Austausch werden im Vorfeld und auf Einzelfallbasis festgelegt. Das SSM-
Austauschprogramm bietet eine weitere Moglichkeit flr einen Mitarbeiteraustausch
zwischen der EZB-Bankenaufsicht und SSM-Partnerinstituten in Form einer externen
Entsendung. Die an dem Programm teilnehmenden Personen tauschen ein bis zwei
Jahre lang ihre Rollen, leben im Gastland und werden integrale Mitglieder des
Teams der Gasteinrichtung. Der Personalaustausch férdert den multinationalen
Charakter der JSTs und sorgt fur Flexibilitat, wenn zuséatzliche Unterstitzung oder
spezifische Fachkenntnisse bendétigt werden. Die Mitarbeiter der EZB und der NCAs
nehmen auch an einem gemeinsamen Schulungsprogramm teil, das dazu beitragt,
die Aufsichtspraktiken einheitlicher zu gestalten und eine gemeinsame
Aufsichtskultur zu férdern.

Finanzielle Ressourcen

Die EZB deckt die Kosten ihrer Aufsichtstatigkeiten Gber jahrliche Gebuhren, die sie
von allen beaufsichtigten Unternehmen im Euroraum erhebt. Das Recht der NCAs,
Gebuhren gemal nationalem Recht zu erheben, bleibt davon unberthrt. Der
Gesamtbetrag der jahrlichen Aufsichtsgebuihren wird bis zum 30. April des jeweiligen
Jahres in einem Beschluss der EZB veroffentlicht. Die Gesamtkosten werden
anschlielend in zwei Kategorien unterteilt:

. direkte Aufsicht — den direkt durch die EZB beaufsichtigten Sls zuzurechnen,

. indirekte Aufsicht — den direkt durch die zustandigen nationalen Behérden
beaufsichtigten LSls zuzurechnen.

Die Gebuhr eines beaufsichtigten Unternehmens setzt sich aus einer
Mindestkomponente und einer variablen Komponente zusammen. Die
Mindestkomponente ist ein fester Prozentsatz des Gesamtbetrags der jahrlichen
Gebuhren in den vorgenannten Kategorien. Die variable Komponente wird auf Basis
von Gebuhrenfaktoren berechnet, die mit der GroRe und dem Risikoprofil
einschlieRlich der risikogewichteten Aktiva der Bank zusammenhangen. Die
Gebuhrenfaktoren ergeben sich jeweils aus dem Gesamtwert der Aktiva und dem
Gesamtrisikobetrag.

Aufsichtshandbuch — Funktionsweise des SSM 14


https://www.bankingsupervision.europa.eu/organisation/fees/total/html/index.de.html
https://www.bankingsupervision.europa.eu/organisation/fees/total/html/index.de.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32013R1024
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32014R1163
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32014R1163
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02019D0038-20191217
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02019D0038-20191217
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02019D0038-20191217
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02019D0038-20191217
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02019D0038-20191217
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02019D0038-20191217
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02019D0038-20191217

1.3

Die Ausgaben der EZB im Zusammenhang mit ihren Aufsichtsaufgaben umfassen in
erster Linie die direkten Kosten der EZB-Bankenaufsicht sowie die Kosten fir die
von der Aufsichtsfunktion genutzten gemeinsamen Dienste. Die Ausgaben werden
im Haushaltsplan der EZB gesondert ausgewiesen.

Die fur die Feststellung des Haushaltsplans zustandige Stelle ist der EZB-Rat.
Dieser beschlief3t den jahrlichen Haushalt der EZB fir die Bankenaufsicht auf
Vorschlag des EZB-Direktoriums und nach Beratung mit dem Vorsitzenden und dem
stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums.

Die EZB legt dem Europaischen Parlament, dem Rat der EU, der Europaischen
Kommission und der Euro-Gruppe jahrlich einen Bericht Gber die geplante
Entwicklung der Zusammensetzung und Hohe der jahrlichen Aufsichtsgebuhren vor.

Beschlussfassung innerhalb des SSM

Grundsatzlich werden Beschlisse im Zusammenhang mit der Aufsichtstatigkeit der
EZB vom EZB-Rat gemaf dem Verfahren der impliziten Zustimmung gefasst. Nach
diesem Verfahren werden fertige Beschlussentwiirfe zunachst vom

Aufsichtsgremium genehmigt und anschlieRend zum endgtiltigen Erlass dem EZB-
Rat vorgelegt. Fertige Beschlussentwirfe gelten als angenommen, wenn der EZB-
Rat nicht innerhalb eines Zeitraums von héchstens zehn Arbeitstagen widerspricht.

Das Verfahren der impliziten Zustimmung findet nicht nur bei einzelnen
Aufsichtsbeschliissen, sondern auch bei Rechtsakten der EZB Anwendung, welche
die Aufsichtstatigkeit, Grundsatzdokumente oder sonstige Formen der
Kommunikation betreffen und fiir die EZB bei der Wahrnehmung ihrer
Aufsichtsaufgaben nach aufen bindend sind.
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Abbildung 3
Verfahren der impliziten Zustimmung
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Das Verfahren der impliziten Zustimmung ist jedoch nicht das einzige
Beschlussverfahren bei der EZB. Es kénnen auch andere Beschlussverfahren
Anwendung finden. Fir bestimmte Arten von Aufsichtsbeschllissen, wie zum
Beispiel fur einige Beschllisse zur Beurteilung der fachlichen Qualifikation und
personlichen Zuverlassigkeit sowie fiir Anderungen von Beschliissen Uber die
Bedeutung von Kreditinstituten, wurde die Ubertragung von
Entscheidungsbefugnissen eingerichtet. Aufsichtliche Malnahmen ohne
Aufsichtsbeschliisse werden in Abschnitt 1.3.2 beschrieben.
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1.3.1

Artikel 26 der SSM-Verordnung

Teil VI und Teil VII der SSM-
Rahmenverordnung

Artikel 283 AEUV
Artikel 11.6 der ESZB/EZB-Satzung

Beschluss der EZB (ber die
Ernennung von Vertretern der
Europaischen Zentralbank fiir das
Aufsichtsgremium (EZB/2014/4)

Verfahrensordnung des
Aufsichtsgremiums

Verhaltenskodex flir hochrangige
Funktionstrager der EZB

Geschaftsordnung der EZB

Verordnung der EZB Uber die
Einrichtung einer Schlichtungsstelle
und zur Festlegung ihrer
Geschaftsordnung (EZB/2014/26)

Beschlussverfahren innerhalb des SSM

In den folgenden Abschnitten werden die beteiligten Parteien und ihre jeweiligen
Zustandigkeiten im Beschlussfassungsverfahren beschrieben.

EZB-Rat

Der EZB-Rat ist in Bezug auf die Wahrnehmung der Aufgaben der EZB,
einschliellich der Aufsichtsaufgaben, das oberste Beschlussorgan. Er setzt sich aus
den Mitgliedern des Direktoriums der EZB und den Prasidenten der nationalen
Zentralbanken des Euroraums zusammen.

Grundsatzlich werden Rechtsakte im Bereich der Bankenaufsicht nach dem
Verfahren der impliziten Zustimmung erlassen. Das Verfahren ist in der SSM-
Verordnung festgelegt und tragt der Rolle des Aufsichtsgremiums als internes
Gremium der EZB, das fiir die Planung und Durchfiihrung der Aufsichtsaufgaben
zustandig ist, einschlieRlich der Genehmigung fertiger Beschlussentwiirfe,
gebihrend Rechnung. GemaR dem Verfahren kann der EZB-Rat fertige
Beschlussentwurfe nicht andern, sondern diese nur in ihrer Gesamtheit genehmigen
oder durch Widerspruch zurtickweisen.

Direktorium

Das Direktorium ist fur die Fuhrung der laufenden Geschafte der EZB verantwortlich.
Der stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsgremiums ist Mitglied des
Direktoriums.

Aufsichtsgremium

Das Aufsichtsgremium ist gemaf der SSM-Verordnung fir die Planung und
Durchfihrung der Aufsichtsaufgaben der EZB zustandig. Alle Entwiirfe
rechtsverbindlicher Aufsichtsbeschlisse missen zunachst vom Aufsichtsgremium
genehmigt werden, bevor sie dem EZB-Rat zum endgliltigen Erlass im Rahmen des
Verfahrens der impliziten Zustimmung vorgelegt werden. Das Aufsichtsgremium
besteht aus einem Vorsitzenden sowie einem stellvertretenden Vorsitzenden, vier
Vertretern der EZB, einem Vertreter jeder NCA sowie einem Vertreter jeder
nationalen Zentralbank (NZB), falls die NCA keine nationale Zentralbank ist. Fir die
Zwecke des Abstimmungsverfahrens gelten die Vertreter der NCA und der NZB
eines Mitgliedstaats jedoch als ein einziges Mitglied.

Der Lenkungsausschuss unterstlitzt die Arbeit des Aufsichtsgremiums und bereitet
dessen Sitzungen vor. Er setzt sich aus einem kleineren Kreis der Mitglieder des
Aufsichtsgremiums zusammen und hat keine Entscheidungsbefugnis.
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Generaldirektionen in der EZB-Bankenaufsicht

Beschlussentwiurfe, die an beaufsichtigte Unternehmen gerichtet sind, werden meist
von den JSTs in den Generaldirektionen DG/SIB, DG/UDI und DG/SPL
ausgearbeitet. Sie verfassen die Beschlussentwiurfe auf der Basis von
Informationen, die sie im Zuge der laufenden Aufsicht, einschlieRlich bei Vor-Ort-
Prifungen oder Prifungen interner Modelle, erhalten haben. Die Abteilung SSM-
Sekretariat, die Teil der DG/SGO ist, arbeitet bei der Erstellung der
Aufsichtsbeschlisse und dem entsprechenden Beschlussverfahren, einschliefilich
der Einhaltung vorgegebener Verfahrensanforderungen, eng mit den JSTs
zusammen.

Die DG/SGO und die DG/SPL verfassen auch Beschlussentwiirfe, die sich
vorwiegend auf die Beurteilung der Eignung von Mitgliedern der Leitungsorgane der
beaufsichtigten Unternehmen, Sanktions- und Durchsetzungsbeschlisse,
gemeinsame Verfahren und Vorschlage fur allgemeine Anweisungen an NCAs in
Bezug auf Gruppen oder Kategorien von LSls beziehen.

Die DG/HOL und die DG/OMI sind direkt in das Beschlussverfahren fur Vor-Ort-
Prifungen und in die Erstellung neuer Vorschriften, Grundsatze und Methoden
eingebunden. Die DG/HOL ist durch die Bereitstellung von Expertenunterstitzung
fur die JSTs, insbesondere bei SREP-Beschliissen, zudem indirekt beteiligt.

Generaldirektion SSM-Governance und operatives Geschaft

Die DG/SGO besteht aus flnf Abteilungen. Vier dieser Abteilungen — die
Abteilungen Zulassungsverfahren, Eignungsprifung, Durchsetzung und Sanktionen
sowie Technologie und Innovation — nehmen horizontale Aufgaben wahr. Die
verbleibende Abteilung — die Abteilung SSM-Sekretariat unterstitzt und
gewabhrleistet die effiziente Beschlussfassung und garantiert dabei die institutionelle
Qualitat des Beschlussverfahrens. Sie erlasst Verfahrensanordnungen zur
Durchfihrung des Aufsichtsverfahrens und setzt die Adressaten Uber diese
Anordnungen in Kenntnis. Sie unterstitzt auRerdem die Tatigkeiten des
Aufsichtsgremiums. Dazu gehdéren die Vorbereitung und Nachbereitung von
Sitzungen und schriftlichen Verfahren sowie die Ausarbeitung und Uberpriifung von
Vorschlagen und Beschlissen. Sie leistet allen Geschaftsbereichen Hilfestellung bei
der Vorbereitung von Unterlagen fiir das Aufsichtsgremium und berat hinsichtlich
des Beschlussverfahrens. Bei allen Beschlussverfahren im Zusammenhang mit den
Aufsichtsaufgaben der EZB steht die Abteilung SSM-Sekretariat mit dem Sekretariat
des EZB-Rats in Verbindung und leistet Unterstiitzung bei der Vorbereitung der
Sitzungen des EZB-Rats zu aufsichtlichen Angelegenheiten. Sie berat und
unterstutzt die Biros des Vorsitzenden, des stellvertretenden Vorsitzenden und der
Vertreter der EZB bei ihren Rechenschaftspflichten und kommunikationsbezogenen
Tatigkeiten. Sie koordiniert zudem die aufsichtliche Zusammenarbeit mit anderen
EU- und Nicht-EU-Behorden.
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1.3.2

Artikel 132, Artikel 139 Absatz 2
Buchstabe e und Artikel 288
Absatz 2 AEUV

Artikel 4 und Kapitel Il Abschnitt 2
der SSM-Rahmenverordnung

Titel 2 der SSM-
Rahmenverordnung

NCAs

Neben ihrer Beteiligung in den JSTs spielen die NCAs eine wichtige eigenstandige
Rolle im Beschlussverfahren. Sie durfen Aufsichtsbeschlussentwtrfe unterbreiten.
Bei gemeinsamen Verfahren sieht die SSM-Rahmenverordnung ausdriicklich vor,
dass die EZB Beschliisse auf der Grundlage von Vorschlagen einer NCA fasst.
NCAs bleiben fiir alle Aufsichtsaufgaben zustéandig, die nicht auf den SSM
Ubertragen wurden. Hierzu zahlen beispielsweise der Verbraucherschutz oder die
Bekampfung von Geldwasche.

Schlichtungsstelle

Lehnt der EZB-Rat einen im Rahmen des Verfahrens der impliziten Zustimmung
vorgelegten Beschluss ab, kann die NCA, die von dem Beschluss betroffen ist und
andere Ansichten hierzu vertritt, beim Aufsichtsgremium einen Antrag auf
Schlichtung stellen, um die betreffenden Meinungsverschiedenheiten auszuraumen.
Dadurch soll die Trennung von geldpolitischen und aufsichtlichen Aufgaben
sichergestellt werden. Mit der Angelegenheit befasst sich dann die
Schlichtungsstelle, der ein Mitglied pro teilnehmenden Mitgliedstaat angehdrt. Die
Mitglieder der Schlichtungsstelle werden aus den Mitgliedern des EZB-Rats und des
Aufsichtsgremiums ausgewahlt. Sie fasst ihre Beschlisse mit einfacher Mehrheit,
wobei jedes Mitglied eine Stimme hat.

Arten aufsichtlicher MaRnhahmen

Aufsichtsbeschliisse sind Rechtsakte, welche die EZB im Rahmen der Ausiibung
von Aufgaben und Befugnissen erlasst, die ihr durch die SSM-Verordnung
Ubertragen wurden. Sie sind in der Regel an ein Kreditinstitut gerichtet. Der
Beschluss verleiht Rechte und/oder legt Verpflichtungen auf, durch die sich die Lage
fur den Adressaten andert. Er kann Nebenbestimmungen enthalten, wie zum
Beispiel Fristen, Bedingungen, Auflagen oder unverbindliche Empfehlungen. Bei
Bedingungen ist die Wirksamkeit des Beschlusses an die Erflllung bestimmter
Voraussetzungen gekniipft, wohingegen Auflagen zusatzliche Anforderungen sind,
die der Adressat — normalerweise binnen einer bestimmten Frist — erfullen muss. Ein
Beschlussentwurf wird vom Aufsichtsgremium gebilligt und anschlieffend dem EZB-
Rat zum Erlass im Rahmen des Verfahrens der impliziten Zustimmung vorgelegt,
sofern der Beschluss nicht durch Ubertragung von Befugnissen erlassen wird. Wirkt
sich ein Beschluss jedoch nachteilig auf den Adressaten aus, so wird der endgliltige
Aufsichtsbeschluss der EZB erst nach Ablauf der Anhdrungsfrist des Adressaten und
unter gebuhrender Berlcksichtigung der von den betroffenen Parteien
angesprochenen Punkte erlassen. Der endgultige Aufsichtsbeschluss ist flr den
Adressaten rechtsverbindlich.

Neben Aufsichtsbeschllissen kdnnen verschiedene andere Arten von
AufsichtsmaRnahmen getroffen werden. Dies hangt von dem geltenden
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Rechtsrahmen, der beabsichtigten Wirkung der Maflnahme, dem/den Adressaten
und der VerhaltnismaRigkeit ab.

Ein Verwaltungshandeln (operational act) ist nicht Teil des formalen
Beschlussverfahrens. Es hat keine vorgeschriebene Rechtsform und umfasst
unverbindliche und nicht einklagbare aufsichtliche Erwartungen, AuRerungen und
sonstige Maflnahmen.

Handelt es sich um Angelegenheiten von gewisser Bedeutung, so kann das
Aufsichtsgremium gebeten werden, einem bestimmten aufsichtlichen Ansatz vorab
zuzustimmen, oder es kann nachtraglich in Kenntnis gesetzt werden.
Erforderlichenfalls kann die EZB im Anschluss an ein Verwaltungshandeln einen
Aufsichtsbeschluss mit identischem oder ahnlichem Inhalt erlassen.

Verfahrensanordnungen (procedural acts) sind eine Art Verwaltungshandeln, die
die Durchfiihrung eines Aufsichtsverfahrens, insbesondere die Einhaltung der
Anforderungen an ein ordnungsgemales Verfahren, betreffen. Zu den
Verfahrensanordnungen gehoren Beschllsse Uber die Verlangerung des
Anhoérungszeitraums und Uber Antradge auf Zugang zu Akten und Dokumenten der
EZB gemal Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 3 CRD. Sie kdnnen auch Antworten auf
Beschwerden der Adressaten von EZB-Aufsichtsbeschllissen umfassen, sofern
diese keinen Antrag auf eine administrative Uberpriifung durch den ABoR darstellen,
sowie Berichtigungen von Aufsichtsbeschlissen der EZB, wenn offensichtliche und
nicht wesentliche Fehler festgestellt wurden. Verfahrensanordnungen sind keine
Aufsichtsbeschlisse der EZB, da sie nicht auf die Ausiibung von politischem
Ermessensspielraum hinauslaufen und keine endgultige Entscheidung tber das
Ergebnis eines Aufsichtsverfahrens darstellen. Sie werden daher nicht vom EZB-Rat
nach dem Verfahren der impliziten Zustimmung erlassen, sondern werden von der
Abteilung SSM-Sekretariat getroffen und dem Adressaten mitgeteilt.

Neben den Empfehlungen, die an einzelne Banken im Rahmen von
Aufsichtsbeschliissen oder Verwaltungshandeln ergehen, kann die EZB auch
Empfehlungen in Form von 6&ffentlichen Rechtsakten erlassen, um unverbindliche
aufsichtliche Erwartungen gegenuber beaufsichtigten Unternehmen, relevanten
Dritten oder NCAs zum Ausdruck zu bringen.

An beaufsichtigte Unternehmen gerichtete Empfehlungen sind Rechtsakte mit
allgemeiner Geltung, die vom EZB-Rat im Rahmen des Verfahrens der impliziten
Zustimmung gebilligt und auf der Website der EZB zur Bankenaufsicht und im
Amitsblatt der Europaischen Union verdéffentlicht werden. Sie werden als Instrument
genutzt, um der Offentlichkeit den aufsichtlichen Ansatz der EZB mitzuteilen.

An alle NCAs gerichtete Empfehlungen sind nicht rechtsverbindlich und dienen als
Alternative zu verbindlichen Leitlinien. Sie geben den NCAs somit mehr Spielraum.
Empfehlungen dieser Art konnen sich speziell auf die Aufsicht tber LSIs beziehen
oder den Geltungsbereich einer bestehenden, an Sis gerichteten Empfehlung auf
LSIs ausweiten. Sie kdnnen 6ffentlich oder nicht 6ffentlich sein. Beispiele fur
Empfehlungen finden sich auf der Website der EZB zur Bankenaufsicht.
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Artikel 9 und Artikel 6 Absatz 5 der
SSM-Verordnung

Beschluss der EZB lber die
Methodik und die Verfahren zur
Bestimmung und Erhebung der die
Gebuhrenfaktoren zur Berechnung
der jahrlichen Aufsichtsgebulhren
betreffenden Daten (EZB/2019/38)

Leitlinie der EZB Uber die Nutzung
der im Unionsrecht eréffneten
Optionen und
Ermessensspielraume durch die
nationalen zustandigen Behorden
bei weniger bedeutenden Instituten
(EZB/2017/9)

Verordnung der EZB Uber die
Nutzung der im Unionsrecht
eroffneten Optionen und
Ermessensspielraume
(EZB/2016/4)

Ein weiteres Instrument, das der EZB zur Verfugung steht, sind Anweisungen. Die
EZB kann dieses Instrument zum einen nutzen, um die NCAs aufzufordern, geman
ihrem jeweiligen nationalen Recht von ihren Befugnissen Gebrauch zu machen,
soweit dies erforderlich ist, um die durch die SSM-Verordnung an die EZB
Ubertragenen Aufgaben wahrzunehmen. Die NCAs informieren die EZB Uber die
getroffenen MalRnahmen. Zum anderen kann die EZB in Bezug auf LSIs allgemeine
Weisungen gegentber den NCAs erteilen. Diese Weisungen beziehen sich auf die
besonderen Aufsichtsbefugnisse der NCAs. Sie stehen nicht im Zusammenhang mit
einem bestimmten Unternehmen, sondern mit Gruppen oder Arten von LSlIs.
Schlieflich kann die EZB auch Weisungen an die NCAs richten, die sich in enger
Zusammenarbeit mit ihr befinden. Die NCAs erlassen dann die erforderlichen
nationalen VerwaltungsmalRnahmen, die an die Banken gerichtet werden.

Beschliisse mit allgemeiner Geltung konnen zur Festlegung verbindlicher
Verfahrensvoraussetzungen verwendet werden, die fiir alle beaufsichtigen
Unternehmen, bestimmte beaufsichtigte Unternehmen oder NCAs gelten. Sie dienen
hauptsachlich dazu, die Erwartungen der EZB gegenuber beaufsichtigten
Unternehmen zu klaren. Beschlisse mit allgemeiner Geltung werden nach dem
Verfahren der impliziten Zustimmung erlassen, wenn in ihnen die kinftige
spezifische Wahrnehmung der Aufsichtsaufgaben der EZB festgelegt wird (siehe

z. B. Beschluss (EU) 2019/2158). Sie werden danach auf der Website der EZB zur
Bankenaufsicht und im Amtsblatt der Europaischen Union veréffentlicht.

Leitlinien sind an NCAs gerichtete Rechtsakte, die zwar in Bezug auf die zu
erzielenden Ergebnisse verbindlich sind, aber hinsichtlich ihrer Umsetzung
Spielrdume lassen. Sie sind insbesondere fiir die indirekte Aufsicht der EZB UGber
LSIs relevant (siehe z. B. Leitlinie (EU) 2017/697).

Verordnungen haben allgemeine Geltung. Sie sind in allen ihren Teilen verbindlich
und gelten unmittelbar in allen Mitgliedstaaten des Euroraums. Sie werden auf der
Website der EZB zur Bankenaufsicht und im Amtsblatt der Europaischen Union
verdffentlicht (siehe z. B. Verordnung (EU) 2016/445). Die EZB kann auch
Verordnungen erlassen, soweit dies fiir die Gestaltung oder Festlegung der
Modalitaten zur Wahrnehmung der ihr durch die SSM-Verordnung Ubertragenen
Aufgaben erforderlich ist.

Leitfaden erlautern die aufsichtlichen Erwartungen der EZB. Die EZB hat auf ihrer
Website zur Bankenaufsicht eine Reihe von Leitfaden zu verschiedenen Themen
veroffentlicht, beispielsweise zu Optionen und Ermessensspielraumen im
Unionsrecht, zur Beurteilung der fachlichen Qualifikation und persénlichen
Zuverlassigkeit, zu Verfahren fur qualifizierte Beteiligungen, zu Leveraged-
Transaktionen und zum Umgang mit notleidenden Krediten.
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1.3.3

Artikel 22 der SSM-Verordnung

Artikel 22 und 26 der SSM-
Verordnung

Artikel 31 und 33 der SSM-
Rahmenverordnung

Verordnung Nr. 1/1958 zur
Regelung der Sprachenfrage fir die
Europaische
Wirtschaftsgemeinschaft

Aufsichtsbeschllsse: Vorbereitung und Beschlussfassung

Erstellung eines Beschlussentwurfs

Ein Beschlussentwurf wird ausgearbeitet, wenn ein Aufsichtsverfahren zu einem
Beschluss fuhren muss. Dies geschieht entweder auf Antrag eines beaufsichtigten
Unternehmens oder auf Initiative eines JST, einer NCA oder einer horizontalen
Funktion der EZB.

Ordnungsgemales Verfahren

Zu den Anforderungen an ein ordnungsgemafRes Verfahren zahlen die hinreichende
Begrindung des Beschlussentwurfs und gegebenenfalls die Gewahrung des Rechts
auf rechtliches Gehdr sowie des Rechts auf Einsicht in die Aufsichtsunterlagen.

Pflicht zur Begriindung von Beschlissen

Die Aufsichtsbeschlisse der EZB sind klar zu begriinden, wobei die wesentlichen
Tatsachen, die Rechtsgriinde und die aufsichtlichen Erwagungen, die dem
Beschluss zugrunde liegen, darzulegen sind. Je einschneidender die auferlegten
MaRnahmen, desto ausfuhrlicher muss die Begriindung sein.

Recht auf rechtliches Gehor

Bevor die EZB einen an eine Partei gerichteten Beschlussentwurf erlassen kann, der
die Rechte dieser Partei beeintrachtigen wirde, ist der Partei Gelegenheit zu geben,
sich zu duf3ern. Das Recht auf rechtliches Gehor ist ein grundlegendes
Verfahrensrecht im Aufsichtsverfahren. Es gibt nicht nur dem betreffenden
Adressaten die Gelegenheit, auf die von der EZB durchgefihrte Analyse des
Sachverhalts und der Rechtslage zu reagieren, sondern stellt auch sicher, dass die
EZB Beschlusse auf der Grundlage vollstandiger Informationen fasst. Reicht der
Adressat wahrend des Anhoérungszeitraums Kommentare ein, so wird der
Beschlussentwurf erneut dem Aufsichtsgremium zur Zustimmung vorgelegt.

Die Abteilung SSM-Sekretariat setzt den Adressaten von dem Beschlussentwurf in
Kenntnis und erlautert in einem Begleitschreiben das Anhérungsverfahren.
Grundsatzlich wird dem Adressaten eine Frist von zwei Wochen gewahrt, unter
bestimmten Umstanden kann der Zeitraum jedoch auf ein Minimum von drei
Arbeitstagen verkurzt werden.? Wird der EZB-Aufsichtsbeschluss erlassen, so wird
ihm die Beurteilung der Kommentare als Anhang beigeflgt.

2 Der Anhérungszeitraum fiir gemeinsame Verfahren erstreckt sich in der Regel auf drei Arbeitstage.
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Recht auf Einsicht in die Aufsichtsunterlagen

Im Rahmen ihrer Verteidigungsrechte haben die Parteien, die von einem
Aufsichtsverfahren der EZB betroffen sind, das Recht, vor dem Erlass eines
Beschlusses, der sich nachteilig auf sie auswirken konnte, die Aufsichtsunterlagen
einzusehen. Zugang zu den Unterlagen ist auf Antrag von der Eréffnung des
Aufsichtsverfahrens bis zum Erlass des endguiltigen Beschlusses moglich. Dieses
Recht gilt vorbehaltlich des Schutzes der Geschaftsgeheimnisse Dritter und erstreckt
sich nicht auf vertrauliche Informationen. Die Unterlagen werden von dem
Geschaftsbereich zusammengestellt, der flr die Ausarbeitung des betreffenden
Aufsichtsbeschlusses zustandig ist. Anschliefiend werden sie von der Abteilung
SSM-Sekretariat auf Vollstandigkeit geprift und dem Antragsteller Gbermittelt.
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***Je nach Zeitpunkt der Unterzeichnung durch den Prasidenten wird etwa zwei Arbeitstage nach Erlass des Beschlusses durch den

EZB-Rat eine Mitteilung per E-Mail versandt.
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Die Abteilung SSM-Sekretariat organisiert die Anhérung, die in der Regel in
Schriftform erfolgt. Ist ein Eilbeschluss notwendig, um ernsthaften Schaden vom
Finanzsystem abzuwenden, kann die EZB einen Aufsichtsbeschluss erlassen, der
sich nachteilig auf die Rechte des Adressaten auswirkt, ohne dem Adressaten zuvor
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. In diesem Fall wird die Anhérung
verschoben und im Beschluss wird klar begriindet, weshalb die Verschiebung
notwendig ist. Die Anhérung wird dann so schnell wie méglich nach Erlass des
Beschlusses anberaumt.

Erlass nach dem Verfahren der impliziten Zustimmung

Die vier wichtigsten Schritte im Verfahren der impliziten Zustimmung werden in der
nachfolgenden Abbildung aufgezeigt.

Abbildung 5
Vereinfachter Uberblick tiber das Beschlussverfahren

\

A ®

w

Benachrichtigung Aufsichtsgremium Anhorungszeitraum
-
o0
EZB-Rat

Genehmigung durch das Aufsichtsgremium

Fertige Beschlussentwiirfe missen dem Aufsichtsgremium vorgelegt werden, das
sie dann genehmigen, andern oder ablehnen kann. Eine Genehmigung erfolgt
entweder im Rahmen eines schriftlichen Verfahrens oder in einer Sitzung, meistens
jedoch in einem schriftlichen Verfahren. Erheben drei oder mehr Mitglieder des
Aufsichtsgremiums Einwande gegen eine Abstimmung im Rahmen des schriftlichen
Verfahrens, so wird der Beschlussentwurf in einer Sitzung des Aufsichtsgremiums
erortert. Die Ubliche Frist fiir das schriftliche Verfahren des Aufsichtsgremiums
betragt funf Arbeitstage.
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Wird die Genehmigung im Rahmen des schriftlichen Verfahrens beantragt und
reichen die Mitglieder des Aufsichtsgremiums Kommentare ein, so beurteilt der
Geschaftsbereich oder das JST die Kommentare und teilt seine Einschatzung dem
Aufsichtsgremium — in einer Sitzung oder im Rahmen eines schriftlichen
Verfahrens — entweder zu Informationszwecken oder zur Aufnahme eines zweiten
Genehmigungsverfahrens mit.

Sobald der fertige Beschlussentwurf vom Aufsichtsgremium genehmigt wurde,
kontaktiert die Abteilung SSM-Sekretariat das Sekretariat des EZB-Rats bezuglich
der Vorlage an den EZB-Rat fur den endgiiltigen Erlass im Rahmen des Verfahrens
der impliziten Zustimmung.
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Abbildung 6

Schriftliches Verfahren im Rahmen des Beschlussverfahrens
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*Die Frist fir die Einreichung von Kommentaren/Einwénden betragt in einem schriftlichen Verfahren funf Arbeitstage und in einem

Verfahren der impliziten Zustimmung héchstens zehn Arbeitstage.

Erlass durch den EZB-Rat

Ein fertiger Beschlussentwurf gilt als angenommen, wenn der EZB-Rat nicht
innerhalb einer Frist von hdochstens zehn Arbeitstagen widerspricht. In der Praxis
wird diese implizite Zustimmung in der Regel bereits vor Ablauf der Frist von zehn
Arbeitstagen vom EZB-Rat signalisiert. Ein Widerspruch muss schriftlich begriindet
werden. Erhebt der EZB-Rat Widerspruch, kann eines von drei mdglichen Verfahren

angewandt werden:
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. Ist eine von dem Beschluss betroffene NCA hinsichtlich des Widerspruchs
anderer Meinung, so kann sie eine Schlichtung beantragen.

e  Wird kein Schlichtungsantrag gestellt, kann das Aufsichtsgremium den
Beschlussentwurf unter Berlicksichtigung der Kommentare des EZB-Rats
andern.

. Legt das Aufsichtsgremium keinen neuen Beschlussentwurf vor, so werden die
Einwande den zustandigen Geschaftsbereichen tbermittelt.

Eilverfahren

In dringenden Fallen wird das vorstehend beschriebene Verfahren abgekurzt, damit
das Aufsichtsgremium die notwendigen Beschliisse rechtzeitig fassen kann.

Das Eilverfahren wird in der Regel auf Vorschlag des JST und der Fihrungsebene
der EZB und der NCA eingeleitet. Um das Beschlussverfahren abzukirzen, kénnen
die Fristen fir ein schriftliches Verfahren angepasst oder eine Sitzung des
Aufsichtsgremiums kurzfristig anberaumt werden. Die Sitzung kann in Form einer
Telefonkonferenz stattfinden. Wird die Beschlussfahigkeit nicht erreicht, weil weniger
als 50 % der Mitglieder des Aufsichtsgremiums an der Dringlichkeitssitzung
teilnehmen, so wird die Sitzung geschlossen und eine aulRerordentliche Sitzung wird
kurz darauf abgehalten. Im Einladungsschreiben zu dieser aulRerordentlichen
Sitzung sollte bekannt gegeben werden, dass die Beschllsse ohne Berlicksichtigung
der 50 %-Regelung gefasst werden. In Krisensituationen kann das Aufsichtsgremium
auch eine kurzere Frist fir das Verfahren der impliziten Zustimmung des EZB-Rats
beantragen. Der EZB-Rat kann sogar unmittelbar nach einer Sitzung des
Aufsichtsgremiums tagen.

Erlass von Beschlissen durch Ubertragung von
Entscheidungsbefugnissen

Nach dem Beschlussverfahren der impliziten Zustimmung werden jedes Jahr sehr
viele Beschlussentwiirfe vom Aufsichtsgremium genehmigt und vom EZB-Rat
angenommen. Der Grad der Komplexitat und die Auswirkungen auf die
beaufsichtigten Unternehmen sind dabei unterschiedlich. Die Ubertragung von
Entscheidungsbefugnissen im Zusammenhang mit den Aufsichtsaufgaben der EZB
gewabhrleistet daher ein effizienteres Beschlussfassungsverfahren fir die
Bankenaufsicht, das starker am Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit ausgerichtet ist.
Der Rahmen fiir die Ubertragung von Entscheidungsbefugnissen erméglicht es —
vorbehaltlich eines Ermachtigungsbeschlusses des EZB-Rats und der Ernennung
der zustandigen Leiter von Arbeitseinheiten durch das Direktorium — klar umrissene
Entscheidungsbefugnisse auf die Leiter von Arbeitseinheiten zu tbertragen.
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Rahmen fiir die Ubertragung von Entscheidungsbefugnissen

Der institutionelle Rahmen fiir den Erlass von Aufsichtsbeschlissen durch die
Ubertragung von Befugnissen umfasst folgende Bestandteile:

1. den Beschluss Uber einen allgemeinen Rahmen, der die interne Organisation
des Beschlussverfahrens der EZB regelt,

2. Erméachtigungsbeschlisse, die die Kriterien fur die Auslibung der Ubertragenen
Befugnisse fir bestimmte Arten von Aufsichtsbeschlissen bestimmen,

3. Ernennungsbeschlisse des Direktoriums zur Ernennung der mit
Entscheidungsbefugnissen ausgestatteten Leiter von Arbeitseinheiten der EZB.

Gemaélk dem Beschluss (iber einen allgemeinen Rahmen darf die Ubertragung von
klar umrissenen Entscheidungsbefugnissen des EZB-Rats auf Rechtsinstrumente
angewandt werden, die in Wahrnehmung der Aufsichtsaufgaben der EZB erlassen
werden. In dem Beschluss Uber einen allgemeinen Rahmen, der die
Geschaftsordnung der EZB erganzt, werden der Umfang der Zustandigkeiten des
Direktoriums und der Leiter von Arbeitseinheiten der EZB, die
Verfahrensvoraussetzungen fur das Erlassen delegierter Beschlisse, die
Anforderungen in Bezug auf die Aufzeichnung und Meldung delegierter Beschliisse
sowie die administrative Uberpriifung delegierter Beschliisse festgelegt.

Die Ermachtigungsbeschliisse, in denen die Kriterien firr die Ausiibung tUbertragener
Befugnisse festgelegt sind, werden vom EZB-Rat nach dem Verfahren der impliziten
Zustimmung erlassen. Die Befugnistibertragung wird erst mit dem Erlass eines vom
Direktorium gefassten Ernennungsbeschlusses wirksam. Diesbezlglich ernennt das
Direktorium nach Ricksprache mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums einen
oder mehrere Leiter der Arbeitseinheiten, die an der Wahrnehmung der
organisatorisch von den anderen Aufgaben der EZB getrennten Aufsichtsaufgaben
beteiligt sind. Dabei beriicksichtigt es die Bedeutung der Ubertragung und die
Anzahl der Adressaten. Eine Reihe von Ermachtigungsbeschliissen wurde bereits im
Zusammenhang mit BeschlUssen Uber die fachliche Qualifikation und personliche
Zuverlassigkeit, bestimmten makroprudenziellen Beschlissen und
Statusanderungen hinsichtlich der Bedeutung der beaufsichtigten Unternehmen
sowie Beschllissen zu Aufsichtsbefugnissen nach nationalem Recht, der Nutzung
des Europaischen Passes, dem Erwerb qualifizierter Beteiligungen und dem Entzug
von Zulassungen, Eigenmitteln sowie internen Modellen erlassen. Delegierte
Beschlisse werden im Namen und unter der Verantwortung des EZB-Rats gefasst.

Benachrichtigung

Sobald der Beschluss erlassen ist, wird der Adressat von der Abteilung SSM-
Sekretariat oder — im Fall der Erteilung einer Banklizenz — von der betreffenden NCA
Uber den Beschluss informiert.
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Verordnung Nr. 1/1958 zur
Regelung der Sprachenfrage fir die
Europaische
Wirtschaftsgemeinschaft

Artikel 24 der SSM-
Rahmenverordnung

Sprachenregelung

Bei der Kommunikation mit NCAs, beaufsichtigten Unternehmen, Mitgliedstaaten
und anderen Organen der EU gilt die in der Europaischen Union anzuwendende
Sprachenregelung wie folgt:

1. Schriftsticke, die an die EZB gerichtet werden, kbnnen nach Wahl des
Absenders in einer der Amtssprachen abgefasst werden. Die Antwort ist in
derselben Sprache zu erteilen.

2.  Schriftstlicke, die von der EZB an einen Mitgliedstaat oder an eine der
Hoheitsgewalt eines Mitgliedstaats unterstehende Person gerichtet werden,
sind in der Sprache dieses Staats abzufassen.

Fir den SSM wurde das Englische als operationelle Arbeitssprache fiir die interne
Kommunikation zwischen der EZB und den NCAs sowie zwischen allen
Geschéftsbereichen der EZB ausgewahit.

Ausgehende Kommunikation

Die meisten Sls haben der Verwendung der englischen Sprache fir
Aufsichtsbeschlisse und die laufende Kommunikation zugestimmt. Die Zustimmung
zur Verwendung einer einzigen Sprache kann widerrufen werden.

Haben die Adressaten der Verwendung des Englischen zugestimmt, so werden an
eines oder an mehrere beaufsichtigte Unternehmen gerichtete Beschlisse von der
EZB in englischer Sprache abgefasst. Haben sich die Adressaten nicht fur das
Englische entschieden, so ist der in die vom Adressaten gewahlte Sprache
Ubersetzte Aufsichtsbeschluss verbindlich. In diesen Fallen tragt die EZB die
Verantwortung fir die Ubersetzung.

Eingehende Kommunikation

Beaufsichtigte Unternehmen, die nicht der Verwendung der englischen Sprache fur
den laufenden aufsichtlichen Kontakt mit der EZB zugestimmt haben, dirfen
Schriftstlicke in einer der Amtssprachen der EU einreichen. Die Verantwortung fir
die gegebenenfalls erforderliche Ubersetzung wird von der EZB und den NCAs
gemeinsam getragen. In manchen Fallen werden Schriftstiicke, die in der vom
beaufsichtigten Unternehmen gewahlten Sprache eingehen, in englischer Sprache
zusammengefasst und nicht vollstandig Ubersetzt.

Die Sprachenregelung gilt ausschlielich fur Aufsichtsbeschlisse und grundlegende
aufsichtliche Unterlagen. Gegebenenfalls arbeiten die NCAs bei der Bereitstellung
von grundlegenden Unterlagen oder von Begriindungen in englischer Sprache mit
der EZB zusammen.
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1.3.4

Erwagungsgrund 64, Artikel 4 und
Artikel 24 Absatze 1 und 10 der
SSM-Verordnung

Beschluss der EZB zur Einrichtung
eines administrativen
Uberpriifungsausschusses und zur
Festlegung der Vorschriften fur
seine Arbeitsweise (EZB/2014/16)

Administrativer Uberprifungsausschuss

Fiir die interne administrative Uberpriifung von Beschliissen, die die EZB im Zuge
der Ausiibung ihrer Aufsichtsbefugnisse fasst, verfiigt sie tiber ein unabhangiges
internes Gremium: den Administrativen Uberpriifungsausschuss (Adminstrative
Board of Review — ABoR). Informationen zur Zusammensetzung des ABoR sind auf
der Website der EZB zur Bankenaufsicht abrufbar.

In diesem Abschnitt werden die wichtigsten Schritte des internen Verfahrens, die
mdglichen Ergebnisse und die interne Organisationsstruktur des ABoR beschrieben.
Am Ende wird die Méglichkeit einer gerichtlichen Uberpriifung der von der EZB
erlassenen Beschlisse erortert.

Internes Uberprifungsverfahren

Antrag auf Uberpriifung

Jede natiirliche oder juristische Person kann die Uberpriifung eines Beschlusses der
EZB, der an sie gerichtet ist oder sie unmittelbar und individuell betrifft, beantragen.
Antragstellende Personen missen ihren Antrag innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe des Beschlusses einreichen und kénnen ihren Antrag jederzeit
zuriicknehmen. Ein Antrag auf Uberpriifung hat keine aufschiebende Wirkung, es sei
denn, der EZB-Rat trifft auf Vorschlag des ABoR eine anderslautende Entscheidung.

Abbildung 7
Verfahren des Administrativen Uberpriifungsausschusses

Interne administrative Uberpriifung durch EZB
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Antragstellers

Antragstellende Personen sind berechtigt, Einsicht in die Akten der EZB zu nehmen.
Das Recht auf Akteneinsicht erstreckt sich jedoch nicht auf vertrauliche
Informationen. Es kann durch berechtigte Interessen anderer natirlicher oder
juristischer Personen am Schutz ihrer Geschaftsgeheimnisse begrenzt werden. Die
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Uberpriifung durch den ABoR beschrénkt sich auf die in dem Antrag auf
Uberpriifung dargelegten Griinde und auf die Priifung von VerstdéRen gegen
wesentliche Verfahrensvoraussetzungen. Sobald ein Antrag eingereicht ist, werden
somit nur die darin dargelegten Griinde Uberprift, und es kdnnen keine neuen
Griinde zur Uberpriifung eingereicht werden.

Antragstellende Personen kénnen ferner beantragen, Beweismittel in Form von
schriftlichen Zeugenaussagen oder Sachverstandigengutachten beizubringen. Die
Erlaubnis wird erteilt, wenn der ABoR dies fur notwendig erachtet.

Beurteilung der Zulassigkeit

Nachdem der ABoR die Zuléssigkeit des Antrags auf Uberpriifung gepriift hat, kann
der Vorsitzende des ABoR Anweisungen zur effizienten Durchfiihrung der
Uberpriifung erteilen, einschlieRlich Anweisungen zur Vorlage von Unterlagen oder
zur Erteilung von Auskiinften.

Miindliche Anhérung

Der ABoR kann eine mundliche Anhdrung anberaumen, wenngleich dies nicht
zwingend vorgeschrieben ist. Den Vorsitz bei einer Anhdrung fuhrt der Vorsitzende
oder der stellvertretende Vorsitzende des ABoR. Weitere Teilnehmer sind die
Mitglieder und das Sekretariat des ABoR, Vertreter der EZB und Vertreter der
antragstellenden Person. Die EZB wird in der Regel durch den Geschéftsbereich,
der die Beschlussentwiirfe vorbereitet hat, und die Generaldirektion Rechtsdienste
vertreten. Die antragstellende Person kann wahlen, ob sie Englisch oder die
Sprache, in der die Uberpriifung durchgefiihrt wird, sprechen méchte. Die EZB stellt
Simultandolmetscher. Die antragstellende Person kann den Ausschuss um Erlaubnis
ersuchen, Zeugen oder Sachverstandige in der miindlichen Anhérung anzuhéren.

Stellungnahme

Der ABoR muss innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Antrags eine
Stellungnahme zu dem angefochtenen Beschluss abgeben. Die Stellungnahme ist
dem Aufsichtsgremium unverziiglich vorzulegen. Die Stellungnahme des ABoR ist
weder fir das Aufsichtsgremium noch fir den EZB-Rat bindend.

Neuer Beschluss

Wenngleich die Stellungnahme des ABoR nicht bindend ist, muss das
Aufsichtsgremium dem EZB-Rat nach der Uberpriifung einen neuen fertigen
Beschlussentwurf vorlegen. Die Uberpriifung durch das Aufsichtsgremium
beschrankt sich nicht auf die vom Antragsteller in dem entsprechenden Antrag
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1.4

1.4.1

angefihrte Begrindung. Es kann auch andere Gesichtspunkte bericksichtigen. Es
kann sich dabei um einen neuen Beschlussentwurf

e  zur Ersetzung des angefochtenen Beschlusses durch einen Beschluss
desselben Inhalts,

. zur Ersetzung des angefochtenen Beschlusses durch einen geanderten
Beschluss,

o  zur Aufhebung des angefochtenen Beschlusses handeln.

Der neue Beschlussentwurf des Aufsichtsgremiums muss dem EZB-Rat binnen
30 Arbeitstagen nach Eingang der Stellungnahme des ABoOR vorgelegt werden.

Uberpriifung durch den Gerichtshof

Die oben erlduterte interne administrative Uberpriifung von Aufsichtsbeschliissen
berthrt nicht das Recht, ein Verfahren vor dem Gerichtshof der Europaischen Union
anzustrengen. Die Frist fur die Anrufung des Gerichtshofs betragt zwei Monate nach
Erhalt des endgiiltigen Beschlusses. Die antragstellende Person kann ein Verfahren
vor dem Gerichtshof anstrengen, ohne zuvor eine interne Uberpriifung zu
beantragen. Wenn eine antragstellende Person den Beschluss nach der
administrativen Uberpriifung anfechten mdchte, so sollte sie beim Gerichtshof einen
Antrag auf Uberpriifung des neuen Beschlussentwurfes stellen.

Zusammenarbeit mit anderen Organen und
Einrichtungen

Rahmen fur die Zusammenarbeit

Die grenz- und sektoriibergreifende Zusammenarbeit zwischen den
Aufsichtsbehdrden ist besonders wichtig, um Vertrauen aufzubauen, die Wirksamkeit
der Aufsicht zu fordern und die Widerstandsfahigkeit des Finanzsektors
sicherzustellen.

Die EZB arbeitet eng mit einer Vielzahl von Behdrden in der EU und in Nicht-EU-
Landern zusammen und tauscht mit ihnen Informationen aus. Dazu z&hlen die
europaischen Aufsichtsbehorden, d. h. die Europaische Bankenaufsichtsbehorde
(EBA), die Europaische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehdrde (ESMA) und die
Europaische Aufsichtsbehdrde fur das Versicherungswesen und die betriebliche
Altersversorgung (EIOPA) sowie der Europaische Ausschuss fir Systemrisiken
(ESRB), der Einheitliche Abwicklungsausschuss (SRB), die Aufsichtsbehérden in
den Sektoren Banken, Versicherungen und Mérkte, die fiir die Uberwachung der
Vorschriften zur Bekampfung der Geldwasche zustandigen Behorden,
Abwicklungsbehdrden und die fur den Einlagenschutz zustandigen Stellen.
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1.4.2

Artikel 7 der SSM-Verordnung

Artikel 118 und 119 der SSM-
Rahmenverordnung

Beschluss der EZB Uber die enge
Zusammenarbeit mit den nationalen
zustandigen Behorden
teilnehmender Mitgliedstaaten,
deren Wahrung nicht der Euro ist
(EZB/2014/5)

Beschluss der EZB zur Aufstellung
einheitlicher Regeln fiir die
Ubermittlung aufsichtlicher
Informationen an Behérden und
Einrichtungen durch die EZB
zwecks Wahrnehmung der ihr nach
der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013
des Rates Ubertragenen Aufgaben
(EZB/2022/2)

Die Zusammenarbeit erfolgt Gber institutsspezifische Instrumente wie MoUs oder
bankspezifische Instrumente wie schriftliche Koordinierungs- und
Kooperationsvereinbarungen, die die Beziehungen innerhalb der Aufsichtskollegien
regeln. Die Zusammenarbeit umfasst unter anderem den Austausch aufsichtlicher
Informationen.

Um die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch mit anderen Behdrden zu
erleichtern, hat die EZB im Jahr 2022 einen Rahmen festgelegt, der grundsatzlich
die Freigabe der Ubermittlung aufsichtlicher Informationen von der EZB an andere
Behorden durch die obere Flihrungsebene der EZB ermdoglicht.

Die Abteilung SSM-Sekretariat koordiniert die aufsichtliche Zusammenarbeit mit
anderen EU- und nationalen Behorden, einschlie8lich der Aushandlung von MoUs,
und unterstutzt bankspezifische Vereinbarungen.

Die EZB beteiligt sich zudem aktiv an verschiedenen internationalen Foren wie dem
Basler Ausschuss fir Bankenaufsicht (Basel Committee on Banking Supervision —
BCBS) und dem Finanzstabilitatsrat (Financial Stability Board — FSB).

Mitgliedstaaten in enger Zusammenarbeit

EU-Mitgliedstaaten aufierhalb des Euroraums kdnnen auf Wunsch am SSM
teilnehmen. Bislang hat der SSM zwei Vereinbarungen (iber eine enge
Zusammenarbeit mit Bulgarien und Kroatien® abgeschlossen, deren Behdrden nun
am SSM teilnehmen.* Seit der Einrichtung des SSM wird von den Mitgliedstaaten,
die dem Europaischen Wechselkursmechanismus (WKM ll) beitreten, auch erwartet,
dass sie eine enge Zusammenarbeit mit dem SSM eingehen. Sobald eine
Vereinbarung Uber eine enge Zusammenarbeit geschlossen wurde, kdnnen diese
Mitgliedstaaten dem SSM und dem einheitlichen Abwicklungsmechanismus
beitreten. Weitere Informationen finden Sie auf der Webseite Enge Zusammenarbeit
mit der EZB: ein Zugang zur Bankenunion, die auf der Website der EZB zur
Bankenaufsicht abrufbar ist.

3 Kroatien ist am 1. Januar 2023 dem Euroraum beigetreten. Es ist nun auch ein vollstandiges Mitglied
des SSM.

Siehe jungster Bericht der Europaischen Kommission tber die Anwendung der SSM-Verordnung (siehe
Abschnitt 1.1.2).
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143

Artikel 51 und Artikel 112 bis 116
CRD

Artikel 9 und 10 der SSM-
Rahmenverordnung

Technische
Durchfiihrungsstandards im
Hinblick auf das Vorgehen bei der
Beschlussfassung in Bezug auf
gemeinsame Entscheidungen tber
institutsspezifische
Aufsichtsanforderungen
(EU/710/2014)

Technische Regulierungsstandards
zur Festlegung der allgemeinen
Bedingungen fir die Arbeitsweise
der Aufsichtskollegien (EU/2016/98)

Zusammenarbeit mit Behorden auf3erhalb des SSM

Eine positive Beurteilung der Gleichwertigkeit der Geheimhaltungsvorschriften ist
eine Voraussetzung dafiir, dass die EZB eine Behorde aus einem Nicht-EU-Land zu
einem Kollegium einladt oder ein MoU mit ihr abschlie3t. Vertrauliche aufsichtliche
Informationen werden bei begriindetem Bedarf ausgetauscht.

Aufsichtskollegien fur die Bankenaufsicht, Kollegien zur
Bekampfung von Geldwasche/Terrorismusfinanzierung und
Abwicklungskollegien

Aufsichtskollegien sind Strukturen fir die Kooperation und Koordinierung der
Behdrden, die an der Aufsicht lber die verschiedenen Unternehmen
grenziberschreitend tatiger Bankengruppen und bedeutende Zweigstellen beteiligt
sind. Aufsichtskollegien geben einen Rahmen fir die Planung und Durchfiihrung
zentraler Aufsichtsaufgaben vor. Bei Bedarf kann die Abteilung SSM-Sekretariat
zusammen mit der Generaldirektion Rechtsdienste die JSTs bei der Ausarbeitung
und Aktualisierung schriftlicher Koordinierungs- und Kooperationsvereinbarungen
innerhalb der Aufsichtskollegien zusatzlich unterstiitzen. Schriftliche Koordinierungs-
und Kooperationsvereinbarungen sind Kooperationsvereinbarungen zwischen der
konsolidierenden Aufsichtsbehdrde und den anderen zustandigen Behorden, die die
Beziehungen innerhalb der Aufsichtskollegien formalisieren und regeln.

Die Delegierte Verordnung 2016/98 der Kommission und die
Durchfihrungsverordnung Nr. 710/2014 der Kommission bilden den grundlegenden
Rahmen fiir die Funktionsweise der Kollegien.

In Bezug auf Aufsichtskollegien fir bedeutende Bankengruppen kann die EZB
folgende Funktionen innehaben:

. konsolidierende Aufsichtsbehdrde (des Herkunftsmitgliedstaats) in Kollegien mit
Aufsichtsbehoérden aus Mitgliedstaaten, die nicht am SSM teilnehmen oder aus
Landern aufl3erhalb der EU kommen;

. Mitglied (Aufsichtsbehérde des Aufnahmemitgliedstaats) in Kollegien, deren
Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats aus einem nicht teilnehmenden
Mitgliedstaat oder einem Land auferhalb der EU kommt.

Die EZB als konsolidierende Aufsichtsbehorde

Ist die EZB die konsolidierende Aufsichtsbehérde, so ibernimmt der JST-
Koordinator den Vorsitz des Aufsichtskollegiums. Das jeweilige Kollegium stitzt sich
nicht nur auf den grundlegenden Rahmen fiir die Arbeitsweise der Kollegien,
sondern trifft auch eine schriftliche Koordinierungs- und Kooperationsvereinbarung,
die die praktischen Aspekte der Arbeitsweise des Kollegiums und der Interaktion
zwischen den am Kollegium teilnehmenden Personen festlegt.
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Die Leitlinien fur GW/TF-Kollegien

Technische Regulierungsstandards
flr Sanierungsplane,
Abwicklungspléane, gruppeninterne
finanzielle Unterstltzung, die
Unabhangigkeit der Bewerter,
Herabschreibungs- und
Umwandlungsbefugnisse,
Mitteilungen und
Aussetzungsbekanntmachungen
und die konkrete Arbeitsweise der
Abwicklungskollegien
(EU/2016/1075)

1.4.4

Die NCAs der teilnehmenden Mitgliedstaaten, in denen das Mutterunternehmen,
Tochterunternehmen oder bedeutende Zweigstellen der Bankengruppe
niedergelassen sind, nehmen als Beobachter an den Kollegien teil. Das bedeutet,
dass die NCAs an den Aufgaben und Tatigkeiten des jeweiligen Kollegiums beteiligt
sind und alle relevanten Informationen erhalten, jedoch nicht an Beschlussverfahren
teilnehmen. Um eine gemeinsame Position bei Sitzungen des Kollegiums vertreten
zu kénnen, erdrtern die NCAs und die EZB relevante Themen im Vorfeld innerhalb
des JST.

Die EZB als Aufsichtsbehdrde des Aufnahmemitgliedstaats

Stammt die konsolidierende Aufsichtsbehdrde aus einem nicht teilnehmenden
Mitgliedstaat, hangen die Regelungen fir die Beteiligung an Kollegien von der
Bedeutung des beaufsichtigten Unternehmens in den teilnehmenden Mitgliedstaaten
ab.

. Handelt es sich bei den beaufsichtigten Unternehmen in teilnehmenden
Mitgliedstaaten ausschlief3lich um Sls, so nimmt die EZB als Mitglied am
Aufsichtskollegium teil und den NCAs steht ein Beobachterstatus zu.

. Zahlen zu den beaufsichtigten Unternehmen in teiinehmenden Mitgliedstaaten
sowohl Sls als auch LSIs, nehmen die EZB und die NCAs als Mitglieder am
Aufsichtskollegium teil. Die NCAs der teilnehmenden Mitgliedstaaten, in denen
die Sls ansassig sind, haben das Recht, als Beobachter am Aufsichtskollegium
teilzunehmen.

e  Sind die beaufsichtigten Unternehmen in teilnehmenden Mitgliedstaaten
allesamt LSIs, so nehmen die NCAs als Mitglieder am Aufsichtskollegium teil,
und die EZB nimmt nicht teil.

Die EZB nimmt auch als Beobachterin an Kollegien zur Bekampfung von
Geldwasche und Terrorismusfinanzierung teil und stellt den Mitgliedern des
Kollegiums Informationen zur Verfigung, die fir die Wahrnehmung ihrer jeweiligen
Aufsichtsaufgaben relevant sind.

Die EZB beteiligt sich zudem an Abwicklungskollegien, in denen die fur die
Gruppenabwicklung zustandige Behdrde und die konsolidierende Aufsichtsbehdrde
samtliche Informationen austauschen, die erforderlich sind, damit die Kollegien ihrer
Aufgabe nachkommen kénnen, wie in Artikel 116 CRD und Artikel 88 der Richtlinie
Uber die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten vorgesehen.

Beaufsichtigung von Finanzkonglomeraten

Fir die Zusammenarbeit bei der Beaufsichtigung von Finanzkonglomeraten wurden
besondere Vereinbarungen geschlossen. Finanzkonglomerate sind Finanzkonzerne,
die aus mindestens einem Unternehmen des Versicherungssektors und mindestens
einem Unternehmen des Banken- oder Wertpapierdienstleistungssektors bestehen,
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Artikel 11 der Richtlinie Gber
Finanzkonglomerate

unabhangig davon, ob die Transaktionen direkt von dem Finanzkonzern selbst oder
Uber bestimmte Tochtergesellschaften durchgefihrt werden.

Finanzkonglomerate erfordern eine sektoribergreifende Aufsicht, fur die besondere
institutionelle Vereinbarungen notwendig sind. Innerhalb der EU ist die zusatzliche
Beaufsichtigung von Kreditinstituten, Versicherungsunternehmen und
Wertpapierfirmen in einem Finanzkonglomerat (vorbehaltlich bestimmter
Ausnahmeregelungen) gewabhrleistet. Sie ist definiert als eine Aufsicht, die die
sektorale Aufsicht nicht ersetzt, sondern darauf aufbaut und sich mit den Risiken
befasst, die von dem sektoriibergreifenden Aufbau des Finanzwesens und der
komplexen Konzernstruktur in Finanzkonglomeraten herriihren.

Koordinator fur die zusatzliche Beaufsichtigung

Die JSTs beteiligen sich an der zusatzlichen Beaufsichtigung von
Finanzkonglomeraten, soweit diese die von ihnen beaufsichtigten Sls betrifft. Wird
eine SSM-Bankenaufsichtsbehdrde zur Koordinatorin fur die zusétzliche
Beaufsichtigung ernannt, so nimmt der JST-Koordinator die damit verbundenen
Aufgaben gemaR Artikel 11 der Richtlinie Uber Finanzkonglomerate wahr. Wie bei
den Aufsichtskollegien im Rahmen der Bankenaufsicht kbnnen die NCAs als
Beobachter oder als Mitglieder teilnehmen, je nachdem, ob es sich bei den
betreffenden dem Finanzkonglomerat angehérenden Kreditinstituten um bedeutende
oder weniger bedeutende Institute handelt.

Der Koordinator ist zustandig fir die Koordinierung und Durchflihrung der
zusatzlichen Beaufsichtigung der beaufsichtigten Unternehmen eines
Finanzkonglomerats. In Zusammenarbeit mit anderen relevanten zustandigen
Behorden stellt der Koordinator sicher, dass Finanzkonglomerate geeigneten und
regelmaRigen Stresstests unterzogen werden, wobei er darauf achtet, dass es zu
keinen Uberschneidungen mit der Tatigkeit der sektoralen Aufsicht kommt und diese
nicht durch die zusatzliche Beaufsichtigung ersetzt wird.

Der Koordinator wird aus dem Kreis der zustandigen Behérden benannt. Bei Bedarf
werden besondere Koordinierungsvereinbarungen getroffen. Im Falle eines
beaufsichtigten Unternehmens ist der Koordinator in der Regel die fiir die Aufsicht
Uber die Muttergesellschaft des Finanzkonglomerats zustandige Aufsichtsbehorde.
Ist die Muttergesellschaft eine gemischte Finanzholdinggesellschaft, so ist der
Koordinator Ublicherweise die Behorde, die fir die Aufsicht Gber das beaufsichtigte
Unternehmen im wichtigsten Finanzsektor zustandig ist.

Die beteiligten Behorden arbeiten eng zusammen und tauschen alle Informationen
aus, die fur die Wahrnehmung ihrer jeweiligen Aufsichtsaufgaben relevant sind. Der
Koordinator und die betreffenden Behdrden kénnen sich in ihrer
Koordinierungsvereinbarung darauf verstandigen, detailliertere Informationen zur
Verfuigung zu stellen, die die zusatzliche Beaufsichtigung der beaufsichtigten
Unternehmen verbessern wirden.
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Artikel 3, 8 und 152 der SSM-

Rahmenverordnung

1.4.5

Artikel 55 und 131 CRD

Bilaterale Zusammenarbeit mit Bankaufsichtsbehorden

Die bilaterale Zusammenarbeit zwischen der EZB und einer Aufsichtsbehérde
aulerhalb der EU erfordert besondere Vereinbarungen. Diese Vereinbarungen
reichen von nicht vertraulichen Ad-hoc-Erérterungen bis zu einer strukturellen, in
einem MoU festgelegten Zusammenarbeit.

Die EZB schlie3t MoUs mit Bankenaufsichtsbehoérden ab, um eine effektive und

effiziente Zusammenarbeit zu férdern. Durch MoUs wird ein regelmaRiger Austausch

vertraulicher Informationen zwischen den unterzeichnenden Behoérden erleichtert.
Sie decken auch andere Formen der Zusammenarbeit ab, die Uber den reinen
Informationsaustausch hinausgehen.

Abbildung 8
Informationsaustausch und Zusammenarbeit auf der Grundlage von MoUs
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Die EZB und die NCAs nicht teilnehmender Mitgliedstaaten haben ein MoU

zusammenarbeiten. Dieses MoU soll die Verfahren fur den Informationsaustausch
und gegebenenfalls die Konsultationsmechanismen prazisieren. AuRerdem sind in
dem MoU die Verfahren fur die Zusammenarbeit in Ausnahmesituationen festgelegt.
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1.4.6

Artikel 6 bis 17 der Richtlinie Uber
Finanzkonglomerate

Artikel 18 der SSM-
Rahmenverordnung

Technische Regulierungsstandards
zur Prazisierung der
Begriffsbestimmungen und zur
Koordinierung der zusatzlichen
Beaufsichtigung der
Risikokonzentration und der
gruppeninternen Transaktionen
(Delegierte Verordnung (EU)
2015/2303 der Kommission)

Gemeinsame Leitlinien der
Europaischen Aufsichtsbehdrden
Uber die Angleichung der
Aufsichtspraxis in Bezug auf die
Einheitlichkeit von
Kooperationsvereinbarungen fir die
Beaufsichtigung von
Finanzkonglomeraten
(JC/GL/2014/01)

1.4.7

Artikel 4, 107 und 108 AEUV
Artikel 53 ff. CRD

Artikel 19, 26, 32 und 37 sowie
Erwagungsgrund 32 der SSM-
Verordnung

Mitteilung der Kommission Uber die
Anwendung der Vorschriften fur
staatliche Beihilfen auf MaRnahmen
zur Stltzung von Banken im
Kontext der Finanzkrise
(EU/2013/C 216/01)

Zusammenarbeit mit Nichtbankenaufsichtsbehorden

Wie bei den Bankenaufsichtsbehdrden bilden bilaterale oder multilaterale MoUs
zwischen sonstigen Aufsichtsbehdérden den allgemeinen Rahmen fiir die
Zusammenarbeit. In diesen MoUs sind die Prozesse und Verfahren fir den
Austausch vertraulicher Informationen, beispielsweise zu Genehmigungen, externen
und vor Ort durchgefiihrten Aufsichtstatigkeiten und Sanktionen, geregelt. Die MoUs
basieren auf bestehenden bewahrten Verfahren und férdern eine Kultur der
Zusammenarbeit auf allen Ebenen der betreffenden Einrichtungen. Zur
Vereinfachung des Kontakts zwischen den Behérden kénnen die MoUs auch die
Bildung spezieller Ausschisse vorsehen, die als Hauptgremien fur den
Informationsaustausch und die Koordinierung der aufsichtlichen Aktivitaten
fungieren.

Die MoUs zwischen der EZB und den Marktaufsichtsbehorden sollen auRerdem eine
wirksame und effiziente Zusammenarbeit fordern und den regelmafigen Austausch
vertraulicher Informationen Uber die Kreditinstitute erleichtern, die auch von den
Marktaufsichtsbehorden beaufsichtigt werden.

Dariiber hinaus hat die EZB eine multilaterale Vereinbarung mit mehr als 50
Aufsichtsbehdrden des Europaischen Wirtschaftsraums (EWR) abgeschlossen, die
fur die Bekdmpfung von Geldwasche und Terrorismusfinanzierung zustandig sind,
um einen klaren Rahmen fir den Informationsaustausch zu schaffen. Im Rahmen
dieser Vereinbarung Ubermittelt die EZB den fiir die Bekdmpfung von Geldwasche
und Terrorismusfinanzierung zustandigen Aufsichtsbehdrden Informationen, die fir
die Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben auf diesem Gebiet relevant und
erforderlich sind. Die EZB fordert zudem von den fir die Bekdmpfung von
Geldwasche und Terrorismusfinanzierung zustandigen Aufsichtsbehdrden
Informationen an, die fiir die Wahrnehmung ihrer aufsichtlichen Aufgaben relevant
und erforderlich sind.

Interaktion mit europaischen Organen

Im Rahmen eines gréReren institutionellen Rahmens arbeitet der SSM eng mit
anderen europaischen Organen und Einrichtungen zusammen.

Europaische Kommission

Innerhalb der Europaischen Kommission arbeitet die Generaldirektion
Finanzstabilitat, Finanzdienstleistungen und Kapitalmarktunion (DG FISMA) die
politischen MaRnahmen der Kommission im Bereich Finanzdienstleistungen,
einschlieRlich Bankenregulierung und anderer Bereiche wie Kapitalmarkte,
Versicherungsgesellschaften und Pensionsfonds, nachhaltiges Finanzwesen und
Zahlungsdienste, aus und setzt diese um. Zu diesem Zweck Uberprift die
Kommission regelmafig den Rechtsrahmen und legt nach Bericksichtigung der
Entwicklungen im Finanzsektor Vorschlage zur Forderung der Marktintegration, zur
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Sicherung der Finanzstabilitat, zum Verbraucher- und Anlegerschutz, zur
Bekampfung der Finanzkriminalitat und zur Verbesserung der Finanzaufsicht vor.
Sie erlasst aulRerdem delegierte Rechtsakte und Durchfiihrungsrechtsakte, darunter
von den europaischen Aufsichtsbehdrden ausgearbeitete technische Standards, um
die EU-Rechtsvorschriften im Bereich der Finanzdienstleistungen zu ergéanzen.
AuRerdem stellt sie sicher, dass die EU-Rechtsvorschriften vollstandig umgesetzt
werden. In Zusammenarbeit mit den europaischen Aufsichtsbehoérden, der EZB und
anderen Behorden uberwacht die DG FISMA Risiken fur die Finanzstabilitat und
wirkt diesen entgegen.

Die EZB kann die DG FISMA bei Anfragen zu regulatorischen Themen, die mit der
Organisation und Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben verbunden sind,
unterstutzen. Die EZB beteiligt sich an den von der DG FISMA organisierten
offentlichen Konsultationsverfahren zu Themen, die in ihren Zustandigkeitsbereich
fallen, einschlieRlich der Vorbereitung von Uberarbeitungen bestehender
Rechtsvorschriften. Die EZB gibt auf Ersuchen des Europaischen Parlaments bzw.
des Rates der EU oder auf eigene Initiative zudem Stellungnahmen zu
Gesetzgebungsvorschlagen der Kommission ab. Die EZB kann dann auch an
Diskussionen in Arbeitsgruppen des Rates der EU teilnehmen und mit dem
Europaischen Parlament zusammenarbeiten, um einen Beitrag zur Ausarbeitung von
Rechtsvorschriften im Bereich von Finanzdienstleistungen zu leisten.

Die Europaische Kommission (und somit die DG FISMA) hat den Auftrag, alle drei
Jahre einen Bericht Uber die Anwendung der SSM-Verordnung zu veréffentlichen,
wobei sie einen besonderen Schwerpunkt auf die Uberwachung ihrer potenziellen
Auswirkungen auf das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts legt. Die
Kommission steht im Austausch mit der EZB, hauptsachlich um
Hintergrundinformationen zu sammeln, die sie fiir inre Uberpriifungstatigkeit
bendtigt. Im Einklang mit den geltenden rechtlichen Einschrankungen in Bezug auf
die berufliche Geheimhaltung und den Informationsaustausch stellt die EZB der
Kommission a) Informationen, die interne Aufsichts- und Organisationsverfahren der
EZB betreffen, sowie b) Informationen zu ihrer Aufsichtstatigkeit in
zusammengefasster und aggregierter Form zur Verfligung.

Ein Vertreter der Europaischen Kommission kann zu den Sitzungen des
Aufsichtsgremiums der EZB als Beobachter eingeladen werden. Dies gewahrleistet
eine regelmaRige Erorterung politischer Fragestellungen mit der Europaischen
Kommission, die keinen Zugang zu vertraulichen Informationen uber einzelne
Institute hat.

Werden offentliche Mittel verwendet, so missen die EU-Regelungen flr staatliche
Beihilfen eingehalten werden und muss die Generaldirektion Wettbewerb der
Europaischen Kommission (DG Comp) informiert werden. Die DG Comp hat das
alleinige Mandat, dafiir zu sorgen, dass staatliche Beihilfen mit dem Vertrag Ulber die
Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV) vereinbar sind und nur unter strengen
Auflagen gewahrt werden. In einigen Féllen kann es bei der Austibung der Kontrolle
staatlicher Beihilfen zu Uberschneidungen mit den Zustéandigkeiten der EZB
kommen. Die EZB kdnnte beispielsweise von jenen Unternehmen, die staatliche
Unterstitzung erhalten, ahnliche Anpassungen fordern wie in den von der DG Comp
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gebilligten Sanierungsplanen vorgesehen. In solchen Fallen ist eine Abstimmung
zwischen der EZB und der DG Comp besonders wichtig, um ein koharentes Handeln
der Behorden sicherzustellen.

Europaischer Ausschuss fur Systemrisiken

Der Europaische Ausschuss fir Systemrisiken (European Systemic Risk Board —
ESRB) ist eine unabhangige Einrichtung der EU, die fiir die Uberwachung von
Risiken im Finanzsystem der EU als Ganzes zustandig ist. Die EZB leistet dem
Sekretariat des ESRB Unterstutzung, und der Prasident der EZB ist der Vorsitzende
des Verwaltungsrats des ESRB.

Die EZB wird im Verwaltungsrat des ESRB zusatzlich durch den Vizeprasidenten der
EZB und den Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums der EZB vertreten. Aulerdem ist
sie auch im Lenkungsausschuss und im Beratenden Fachausschuss des ESRB
vertreten.

Die enge Zusammenarbeit zwischen der EZB und dem ESRB, die den
Informationsfluss férdert, wirkt sich beiderseits positiv aus: Sie starkt die Fahigkeit
des ESRB, EU-weite systemische Risiken effektiv zu identifizieren, analysieren und
Uberwachen. Zugleich kann der SSM von dem Fachwissen des ESRB profitieren,
das sich auf das gesamte Finanzsystem einschlie3lich anderer

Finanzinstitute, -markte und -produkte erstreckt.

Europaische Bankenaufsichtsbehdrde

Die EBA hat den Auftrag, technische Standards, Leitlinien, Empfehlungen sowie
Fragen und Antworten auszuarbeiten, um die Konvergenz aufsichtlicher Verfahren
und die Koharenz der Aufsichtsergebnisse innerhalb der EU sicherzustellen. Als
Bankenaufsichtsbehdrde nimmt die EZB ihre Aufgaben gemal den Vorschriften der
EBA wahr. Die Bankenaufsicht der EZB ist an der Arbeit der EBA beteiligt und tragt
betrachtlich zur aufsichtlichen Konvergenz bei, indem sie die Bankenaufsicht
landerubergreifend vernetzt. Der SSM wird durch die NCAs als stimmberechtigte
Mitglieder und die EZB als nicht stimmberechtigtes Mitglied im Rat der Aufseher der
EBA sowie als Mitglied in sonstigen Arbeitsforen vertreten. Bedeutende Bereiche der
Zusammenarbeit sind nachfolgend beschrieben:

. Einheitliches europaisches Regelwerk (Single European Rulebook) und
europaisches Aufsichtshandbuch (European Supervisory Handbook): Die
EBA erlasst verbindliche technische Standards und Leitlinien, die in das
einheitliche Regelwerk fir den Bankensektor der EU einflieRen. Damit verfolgt
die EBA das Ziel, ein Mindestmall an Harmonisierung im Aufsichtssystem zu
erreichen. Das europaische Aufsichtshandbuch der EBA hat dariiber hinaus
einen breiteren Anwendungsbereich und gilt fiir alle Aufsichtsbehdrden
innerhalb des EWR. Bei der direkten Aufsicht wendet der SSM das einheitliche
Regelwerk, das europaische Aufsichtshandbuch und die Leitlinien der EBA an.
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Durch die Umsetzung einheitlicher Aufsichtsstandards und -verfahren erreicht
der SSM bei den aufsichtlichen Verfahren ein hohes Maf an Konvergenz unter
den teilnehmenden Mitgliedstaaten.

. Stresstests: Es obliegt der EBA, in Zusammenarbeit mit dem ESRB EU-weite
Bewertungen der Widerstandsfahigkeit der Kreditinstitute anzuberaumen, diese
insgesamt zu koordinieren sowie hierfiir gemeinsame Ansatze und Methoden
zu entwickeln. Die EZB ist daflir zustandig, die Bewertungen in den
teilnehmenden Mitgliedstaaten mit Unterstitzung der NCAs durchzufiihren.

. Informationsaustausch: Die EZB tauscht Informationen mit der EBA aus.

. Peer-Review-Mechanismus: Die EZB unterstitzt die EBA bei der Entwicklung
einer koharenten Peer-Review-Methodik mit dem Ziel, in Bezug auf
beaufsichtigte Unternehmen Konsistenz zu gewahrleisten und die Einhaltung
der festgelegten Aufsichtsleitlinien sicherzustellen.

¢ Krisenmanagement und andere Aufsichtsaufgaben: Die EBA ist fur eine
Reihe spezieller Krisenmanagementaufgaben zustandig. Stellt der Europaische
Rat beispielsweise eine Krisensituation fest, kann die EBA Empfehlungen an
den SSM aussprechen, um Entscheidungen auf europaischer Ebene zu
koordinieren und sie, in einigen Fallen, direkt auf einzelne Institute
anzuwenden. Darlber hinaus handelt die EBA ihrem Mandat entsprechend als
Mediator in bestimmten Streitfallen zwischen den Behdrden der Herkunfts- und
Aufnahmemitgliedstaaten oder bei VerstéRen gegen Unionsrecht. In Bezug auf
die laufende Aufsicht beinhalten diese Aufgaben auch die Uberwachung der
Aufsichtskollegien im Rahmen der direkten Beteiligung an diesen.

Europaisches Finanzaufsichtssystem

Neben der EBA arbeitet die EZB auch mit den beiden anderen europaischen
Aufsichtsbehoérden zusammen, d. h. der Europaischen Aufsichtsbehoérde fir das
Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung und der Europaischen
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehérde. Bei Krisen, die ein Finanzkonglomerat, eine
gemischte Finanzholdinggesellschaft oder einen anderen Finanzintermediar
betreffen und bei denen Ansteckungseffekte fiir den Bankensektor auftreten oder
von diesem ausgehen konnen, stellen weitere Kooperationsvereinbarungen
zwischen dem SSM und anderen Behdrden des Europaischen
Finanzaufsichtssystems eine effektive Planung, Beschlussfassung und
Koordinierung mit den zustandigen Behdrden auf europaischer und nationaler Ebene
sicher.
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Artikel 7, 8 und 34 der SRMR-
Verordnung

MoU zwischen dem einheitlichen
Abwicklungsausschuss und der
EZB Uber Zusammenarbeit und
Informationsaustausch

Artikel 3 und 4 sowie Artikel 33
Absatz 3 der SSM-Verordnung

ESM-Leitlinie fir Finanzhilfe zur
direkten Rekapitalisierung von
Instituten

Einheitlicher Abwicklungsmechanismus

Im einheitlichen Abwicklungsmechanismus sind wichtige Kompetenzen und
Ressourcen gebiindelt, um den Ausfall eines Kreditinstituts in den teilnehmenden
Mitgliedstaaten regeln zu kdnnen. Der einheitliche Abwicklungsmechanismus
erganzt den SSM. Wenn eine Bank unter der Aufsicht des SSM in ernsthafte
Schwierigkeiten gerat, stellt er sicher, dass ihre Abwicklung effizient und zu
moglichst geringen Kosten fur den Steuerzahler und die Realwirtschaft erfolgt.

Die enge Zusammenarbeit und der Informationsaustausch zwischen den
Bankenaufsichtsbehdrden und den zustéandigen Abwicklungsbehérden sind
unerlasslich, um a) die Abwicklungsbehdorden mit den fiir die Abwicklungsplanung
bendétigten institutsspezifischen Informationen zu versorgen, b) die Vorsorge aller
involvierten Parteien in normalen Zeiten zu verbessern und c) ein zeitnahes und
effektives Handeln in potenziellen Krisenfallen zu ermdglichen. Insbesondere
konsultiert der Einheitliche Abwicklungsausschuss den SSM zu Abwicklungsplanen,
und der SSM stellt aufsichtliche Informationen bereit, um Doppelarbeit zu vermeiden.

Europaischer Stabilitatsmechanismus

Der Europaische Stabilitditsmechanismus (European Stability Mechanism — ESM) ist
ein von den Mitgliedstaaten des Euroraums eingerichteter Mechanismus zur
Stiitzung der Stabilitat. Er soll ESM-Mitgliedern mit bestehenden oder drohenden
schwerwiegenden Finanzierungsproblemen Finanzhilfen bereitstellen, wenn dies fir
die Gewahrleistung der Finanzstabilitat des Euroraums insgesamt und seiner
Mitgliedstaaten unerlasslich ist. Im Rahmen seines Instrumentariums kann der ESM
beschlieRen, Finanzhilfen mit dem Ziel der direkten Rekapitalisierung von
Finanzinstituten zu leisten, sofern die entsprechenden Voraussetzungen erfiillt sind
und die Verordnung tber den einheitlichen Abwicklungsmechanismus einschlieBlich
ihrer Bail-in-Bestimmungen vollstadndig angewandt wird. VVoraussetzung flr die
Funktionsfahigkeit des Rekapitalisierungstools ist die wirksame Zusammenarbeit
und die Einrichtung eines soliden Informationsaustauschs zwischen dem SSM, dem
ESM und den nationalen Abwicklungsbehdérden, wie in Artikel 3 der SSM-
Verordnung festgelegt. Ist bei einem notleidenden Unternehmen, das der direkten
Aufsicht durch die EZB unterliegt, eine Rekapitalisierung erforderlich, so ist die EZB-
Bankenaufsicht fur die Zusammenstellung der notwendigen Informationen
verantwortlich. Bei Unternehmen, die nicht der direkten Aufsicht durch die EZB
unterliegen, fordert der Gouverneursrat des ESM die EZB auf, die direkte Aufsicht
Uber die Institute zu Ubernehmen, die in den Geltungsbereich der SSM-Verordnung
fallen.

ESM-Finanzhilfen zur Rekapitalisierung eines Instituts kdnnen nur gewahrt werden,
wenn die DG Comp den Restrukturierungsplan des Instituts gema den EU-
Regelungen fir staatliche Beihilfen genehmigt. Die EZB-Bankenaufsicht, die NCAs
und die DG Comp mussen sich daher eng abstimmen, um eine reibungslose
Zusammenarbeit zu gewahrleisten.
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Artikel 27 der ESZB/EZB-Satzung

MoU zwischen der EZB und dem
EuRH

1.4.8

Artikel 127 Absatz 4 AEUV
Artikel 25 der ESZB/EZB-Satzung

Entscheidung des Rates lber die
Anhoérung der EZB durch die
nationalen Behérden zu Entwirfen
fir Rechtsvorschriften (98/415/EG)

Europaischer Rechnungshof

Der Europaische Rechnungshof (EuRH) wurde errichtet, um die EU-Finanzen zu
prifen. Ausgangspunkt seiner Priifungsarbeit sind der EU-Haushalt und die
politischen MaRnahmen der EU, vor allem in Bereichen mit Bezug zu Wachstum und
Beschaftigung, Mehrwert, 6ffentlichen Finanzen sowie Umwelt- und Klimapolitik. Der
EuRH prift sowohl die Einnahmen- als auch die Ausgabenseite des EU-Haushalts.

Was die EZB betrifft, sind die Prifungsbefugnisse des EURH angesichts der
Unabhangigkeit der EZB auf die Prifung der Effizienz ihrer Verwaltung beschrankt.
Innerhalb dieses Zustandigkeitsbereichs kann der EuRH Stellungnahmen,
insbesondere in Form von Sonderberichten, Gbermitteln. Diese Berichte konnen
Empfehlungen zur Funktionsweise der EZB-Bankenaufsicht enthalten, um die
Effizienz ihrer Verwaltung zu steigern. Der EuRH kann zudem Stellungnahmen auf
Ersuchen anderer EU-Organe herausgeben. Die EZB stellt dem EuRH die fiir die
Prufung erforderlichen Informationen zur Verfiigung und kommt seinen
Empfehlungen nach.

Multilaterale Zusammenarbeit

Die EZB ist in einer Reihe europaischer und internationaler Gremien und in von
multilateralen Organisationen organisierten Zusammenschliissen von
Aufsichtsbehodrden vertreten. Durch diese Beteiligung unterschiedlicher Art kann die
EZB auf internationale Entwicklungen im Bereich des Bankenaufsichtsrechts
Einfluss nehmen. Sind sowohl die EZB als auch NCAs vertreten, so bemuht sich die
Abteilung Aufsichtspolitik der EZB gegebenenfalls um eine Koordinierung der
jeweiligen Positionen. Wenn die EZB nicht teilnimmt, kann sie sich, wenn dies
machbar ist, durch die NCAs vertreten lassen, die zum betreffenden Zeitpunkt
teilnehmen.

Basler Ausschuss fur Bankenaufsicht

Der Basler Ausschuss fur Bankenaufsicht (Basel Committee on Banking
Supervision — BCBS) ist die weltweit wichtigste normgebende Instanz fir die
aufsichtliche Regulierung von Kreditinstituten und ein Forum flr die Zusammenarbeit
bei Themen der Bankenaufsicht. Sein Mandat besteht darin, die Regulierung, die
Aufsicht und die Verfahren von Kreditinstituten weltweit zu stéarken und dadurch
letztendlich die Finanzstabilitét zu férdern. Die Beschlisse des BCBS sind zwar
formell nicht rechtlich bindend, ihre Umsetzung in nationales Recht der
Mitgliedstaaten wird allerdings als freiwillige und kooperative Verpflichtung
betrachtet. Im Jahr 2008 haben sich auch die Staats- und Regierungschefs der

G 20-Lander zur regelmafigen Umsetzung der BCBS-Standards verpflichtet. Der
BCBS uberwacht die Umsetzung dieser Standards konsequent und veroffentlicht im
Frahjahr und im Herbst halbjahrliche Berichte, in denen die rechtliche Integration in
den Mitgliedstaaten bewertet wird. AuRerdem bewertet der BCBS die Angleichung
der in den einzelnen Mitgliedstaaten umgesetzten Rechtsvorschriften an seine
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Standards sowie deren Auswirkungen auf risikogewichtete Aktiva, wenn sie auf
Banken angewendet werden. Die EZB und mehrere NCAs sind Mitglieder im BCBS
und nehmen an den Sitzungen des BCBS und seiner Arbeitsgruppen teil. Die EZB
ist auch Mitglied des aus der Gruppe der Zentralbankprasidenten und Leiter der
Bankenaufsichtsinstanzen bestehenden Fiuhrungsgremiums des BCBS. Die EBA
und die Europaische Kommission verfligen tber einen Beobachterstatus beim
BCBS.

Internationaler Wahrungsfonds

Der Internationale Wahrungsfonds (IWF) ist eine internationale Organisation, deren
Mandat darin besteht darin, in all seinen 190 Mitgliedslandern nachhaltiges
Wachstum und Wohlstand zu gewahrleisten. Daflr unterstitzt er wirtschafts- und
finanzpolitische MaRnahmen, mit denen die Finanzstabilitat und die
wahrungspolitische Zusammenarbeit geférdert werden. Im Rahmen des Programms
zur Bewertung des Finanzsektors (Financial Sector Assessment Programme —
FSAP) unterzieht der IWF den Finanzsektor eines Landes einer umfassenden
eingehenden Uberpriifung. AuRerdem erstellt er im Rahmen des FSAP fiir seine
Mitgliedslander Bewertungen hinsichtlich der Stabilitat ihres Finanzsystems aus. Seit
2018 fiihrt der IWF auch FSAP-Uberpriifungen fiir den Euroraum insgesamt durch,
wobei unter anderem beurteilt wird, inwieweit der SSM die Grundsatze des BCBS fir
eine wirksame Bankenaufsicht erflllt. Die EZB fungiert aufgrund der zentralen
Aufgaben im Bereich der mikro- und makroprudenziellen Bankenaufsicht, die ihr
durch die SSM-Verordnung (ibertragen wurden, als wichtigstes Aquivalent zum IWF
bei allen Themen im Zusammenhang mit der Aufsicht Gber Sls. Innerhalb der EZB-
Bankenaufsicht koordiniert die Abteilung Aufsichtspolitik der EZB die an den IWF zu
UbermitteInden Informationen und dient als zentrale Anlaufstelle.

Die FSAP-Uberpriifung fiir den Euroraum spiegelt die neue Architektur fiir die
Beaufsichtigung und Abwicklung von Banken in Europa wider. Bei
landerspezifischen FSAP-Uberpriifungen sind die nationalen Behérden
federfUhrend. Die EZB ist jedoch in Bezug auf die ihr Gbertragenen Aufgaben aktiv
an der FSAP-Uberpriifung fiir den Euroraum und an den nationalen FSAP-
Uberpriifungen fiir die Lander des Euroraums beteiligt. Bei der Abgrenzung des
Umfangs der FSAP-Uberpriifungen auf nationaler und auf Euroraum-Ebene wird
dem rechtlichen, institutionellen und operativen Rahmen der Bankenunion sowie der
neuen Aufgabenverteilung zwischen EZB/SSM und den NCAs in Bezug auf Sls und
LSIs Rechnung getragen.

Durch die Beteiligung der EZB an der Uberpriifung auf nationaler Ebene wird die
landeribergreifende Vergleichbarkeit und Konsistenz der den Bankensektor
betreffenden Komponente der FSAP-Uberpriifungen gewéhrleistet. So entstehen
Synergien mit den EU-/euroraumweiten Bankenstresstests, und es wird
sichergestellt, dass sich die zentralen Merkmale des aus der Einrichtung des SSM
resultierenden Rahmens flr die mikro- und makroprudenzielle Bankenaufsicht in den
Ergebnisdokumenten der verschiedenen FSAP-Workstreams exakt widerspiegeln.
Auflerdem kdnnen Bereiche, die im SSM-weiten Rahmen oder auf nationaler Ebene
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weiterentwickelt werden mussen, damit sie in den Empfehlungen des IWF
angemessen zum Ausdruck kommen, besser identifiziert werden.

Zuséatzlich zu den FSAP-Uberpriifungen halt der IWF jahrliche Artikel-1V-
Konsultationen mit den am SSM teilnehmenden Landern ab, in deren Rahmen
Mitarbeiter des IWF den Behdrden der Lander einen Besuch abstatten, um die
wirtschaftliche und finanzielle Situation sowie die politischen Herausforderungen des
jeweiligen Landes zu bewerten. Die EZB-Bankenaufsicht wird bei mikro- und
makroprudenziellen Themen in die Konsultationen einbezogen.

Diese Konsultationen finden unter anderem als Telefonkonferenzen zwischen dem
IWF, der EZB-Bankenaufsicht und den NCAs statt und behandeln mit dem SSM
zusammenhangende Themen.

Im Zusammenhang mit den Artikel-1V-Konsultationen mit dem Euroraum besuchen
Mitarbeiter des IWF auch zweimal jahrlich die EZB. Die Ergebnisse der oben
genannten FSAP-Uberpriifungen fiir den Euroraum flieRen in die den Finanzsektor
betreffende Komponente der Artikel-1V-Konsultationen mit dem Euroraum ein.

Finanzstabilitatsrat

Der Finanzstabilitatsrat (Financial Stability Board — FSB) ist ein internationales
Gremium, das das globale Finanzsystem iberwacht, Empfehlungen abgibt und die
internationale Finanzstabilitat fordert. In diesem Zusammenhang koordiniert er die
Handlungen seiner Mitglieder bei der Erarbeitung strikter regulatorischer,
aufsichtlicher und sonstiger Grundsatze fur den Finanzsektor. Zu seinen Mitgliedern
gehdren Zentralbanken, Finanzministerien, die Finanzaufsichtsbehdrden der
weltweit wichtigsten Volkswirtschaften und Finanzzentren sowie globale
normgebende Gremien und internationale Finanzinstitutionen. Der FSB setzt sich fiir
eine sektor- und landerubergreifend einheitliche Umsetzung dieser Grundsatze
durch die zustandigen Behorden ein und starkt dadurch die Wettbewerbsgleichheit.
Gemal dem auf der Plenarsitzung des FSB vom 21. Juni 2016 gefassten Beschluss
ist die EZB-Bankenaufsicht auch im Plenum, dem einzigen Beschlussorgan des
FSB, vertreten. Zudem ist sie seit 2015 Mitglied des Standigen Ausschusses fir die
Zusammenarbeit im Aufsichts- und Regulierungsbereich (Standing Committee on
Supervisory and Regulatory Cooperation — SCSRC). Dariiber hinaus ist sie seit
Februar 2017 in ihrer Funktion als Aufsichtsbehérde Mitglied des Standigen
Ausschusses fiir die Umsetzung von Standards (Standing Committee on Standards
Implementation — SCSI). Die EZB nimmt auch regelmaRig als standiger Gast an
Sitzungen der Regionalen Beratungsgruppe Europa (Regional Consultative Group of
Europe) teil.
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Aufsichtszyklus

Die Durchfuhrung der Bankenaufsicht kann als Zyklus betrachtet werden, wie in
Abbildung 9 dargestellt. In diesem Kapitel werden die einzelnen Elemente des
Aufsichtszyklus beschrieben.

Die Aufsichtsprioritaten (siehe Abschnitt 2.1) sind die Bereiche, die in den nachsten
drei Jahren den Schwerpunkt der Aufsicht bilden. Sie werden vom Aufsichtsgremium
festgelegt. Sie werden einmal im Jahr auf Grundlage der Beurteilung der zentralen
Risiken und Schwachstellen der beaufsichtigten Unternehmen festgelegt, kdnnen
jedoch jederzeit Uberarbeitet werden, um neue Risikoentwicklungen
widerzuspiegeln.

Abbildung 9
Aufsichtszyklus

o_0O
0Qo
DDB Festlegung der
Aufsichtsprioritaten und

strategischen Planung

L

Aufsichtsgremium

Uberpriifung durch die zweite
Verteidigungslinie

Weiterentwicklung der
Aufsichtsprioritiaten und

strategischen Planun
9 9 Festlegung von Grundsitzen,

Methoden, Expertengruppen,
horizontalen Aktivitaten,
Aufsichtstatigkeiten

Laufende Aufsicht: extern
(JSTs) und vor Ort (Priifer)

Aufsichtshandbuch — Aufsichtszyklus 46



2.1

Aus den festgelegten Prioritaten ergibt sich, wie aufsichtliche Methoden und
Prozesse, beispielsweise der aufsichtliche Uberpriifungs- und Bewertungsprozess
(SREP), durchgefiihrt und horizontale anlassbezogene Aktivitaten ausgestaltet
werden (siehe Abschnitt 2.2). Dies flief3t in die laufende Aufsicht (siehe

Abschnitt 2.3) ein, die alle Interaktionen mit den beaufsichtigten Unternehmen und
die kontinuierliche Uberwachung ihrer Aktivitdten umfasst. Die Erfahrungen aus der
praktischen Anwendung der aufsichtlichen Standards und Methoden werden dann
zur Planung der Aufsichtstéatigkeiten fir den nachsten Zyklus herangezogen, und
aus der Analyse der zentralen Risiken und Schwachstellen werden die klnftigen
Aufsichtsprioritaten abgeleitet (siehe Abschnitt 2.4.1). In Bezug auf die
Gewahrleistung der Wirksamkeit, Qualitédt und Konsistenz der Aufsichtsergebnisse
fungiert die Direktion Aufsichtsstrategie und -risiko (D/SSR) als zweite
Verteidigungslinie (siehe Abschnitt 2.4.2). Diese Direktion hat die Aufgabe, die
Aufsichtsergebnisse mit den JSTs zu erdrtern und Verbesserungsvorschlage fir die
aufsichtlichen Grundsatze, Methoden und Standards zu unterbreiten.

Aufsichtsprioritaten und strategische Planung

Die Festlegung von Aufsichtsprioritaten und die damit verbundene strategische
Planung sind unabdingbar, um eine wirksame Aufsicht zu gewahrleisten. Die EZB-
Bankenaufsicht ermittelt und Gberwacht laufend die Risiken und Schwachstellen von
beaufsichtigten Unternehmen. Auf der Grundlage dieser Beurteilung legt sie die
Aufsichtsprioritaten fest, mit denen die strategische Ausrichtung der EZB-
Bankenaufsicht fir die nachsten drei Jahre vorgegeben wird (siehe Abschnitt 2.4.1).

Da sich das wirtschaftliche und finanzielle Umfeld schnell andern kann, bendtigt der
SSM eine zukunftsgerichtete Strategie und muss in der Lage sein, seine Prioritaten
und die zugehorigen Arbeitsprogramme bei Bedarf rasch anzupassen. Neben der
strategischen Steuerung durch die Aufsichtsprioritaten leistet auch der
Risikotoleranzrahmen einen wichtigen Beitrag zur Forderung einer risikoorientierten
Aufsicht. Er dient dazu, die Umsetzung der Aufsichtsprioritaten in die strategische
Planung und das aufsichtliche Prifungsprogramm auf Institutsebene zu erleichtern.
Zu diesem Zweck werden im Risikotoleranzrahmen die Top-down-Empfehlungen
des Aufsichtsgremiums zu prioritaren Risiken und Schwachstellen mit Bottom-up-
Bewertungen zusammengefihrt, in denen das JST die Relevanz der Prioritaten fur
das entsprechende beaufsichtigte Unternehmen beurteilt. Die Bottom-up-
Bewertungen sind wichtig, weil sie sicherstellen, dass die Aufsicht bankspezifischen
Themen und Risiken geniigend Aufmerksamkeit widmet.

Der Fortschritt der Aufsichtstatigkeiten in Bezug auf die Aufsichtsprioritaten wird
regelmafig tberwacht, um ihre wirksame Umsetzung zu gewahrleisten.
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2.1.1

Risikoidentifizierung und -tUberwachung

Die Identifizierung, Bewertung und Uberwachung der wesentlichen Risiken und
Schwachstellen von beaufsichtigten Unternehmen sind besonders wichtig, um
fundierte Entscheidungen zu Aufsichtsprioritaten treffen zu kénnen.

Die Identifizierung und Uberwachung von Risiken erfolgt aus vorausschauender
Perspektive und setzt sich zusammen aus a) einer Analyse des makrofinanziellen,
regulatorischen und operativen Umfelds der Banken, b) einer ganzheitlichen
Identifizierung der zentralen Risiken im Bankensektor und c¢) der Identifizierung und
Uberwachung der wesentlichen Schwachstellen von beaufsichtigten Unternehmen,
die sich nachteilig auf die Soliditat des Bankensektors auswirken konnten, wenn
keine GegenmalRnahmen ergriffen wirden. Bei der Beurteilung werden auch bereits
bestehende potenziell risikomindernde Faktoren beriicksichtigt, z. B. 6ffentliche
UnterstiitzungsmaRnahmen in Krisensituationen.

Bei der Bewertung von Risiken und Schwachstellen stimmt sich die D/SSR eng mit
den nationalen zustandigen Behdrden (NCAs), anderen Geschéaftsbereichen der
EZB-Bankenaufsicht und weiteren relevanten Geschaftsbereichen der EZB ab,
einschlieRlich makroprudenzieller Funktionen. Fir die Bewertung werden eine
Vielzahl von Quellen herangezogen, insbesondere die von den horizontalen
Funktionen der EZB-Bankenaufsicht durchgefiihrten risikospezifischen Analysen, die
Ergebnisse des jahrlichen Stresstests der EZB und des SREP sowie die von den
JSTs bereitgestellten institutsspezifischen Informationen. Auch relevante
Entwicklungen im wirtschaftlichen, regulatorischen und aufsichtlichen Umfeld sowie
Erkenntnisse aus der Marktbeobachtung der D/SSR liefern einen wichtigen
zusatzlichen Beitrag zur Ausarbeitung der Bewertung.

Integrierte Aufsichtsplanung

Die jahrliche Uberpriifung der Aufsichtsprioritaten flieRt in die Planung der
Aufsichtstatigkeiten fur den nachsten Zyklus ein. Diese Planung ist ein integrierter
Prozess, der sich Uber verschiedene Geschéftsbereiche der EZB erstreckt.
Kernelemente dieses Prozesses umfassen die Planung von horizontalen Aktivitaten,
Vor-Ort-Prifungen und Tatigkeiten der JSTs. Bei der Planung der Tatigkeiten von
JSTs wird auch fir jedes Sl ein aufsichtliches Prifungsprogramm (Supervisory
Examination Programme — SEP) festgelegt. Zur Festlegung des SEP muss flr jedes
Risiko die Relevanz und die daraus resultierende Risikotoleranz ermittelt werden.
Unter Bericksichtigung der Risikotoleranzschwellen sind die Aufsichtsbehorden
befugt, Arbeitsprogramme zu erstellen, in denen die Aufsichtsprioritaten und die
dringendsten Angelegenheiten, die fur das jeweilige Sl ermittelt wurden,
berlcksichtigt werden und durch die sichergestellt wird, dass die aufsichtlichen
MaRnahmen auf Bereiche gerichtet werden, in denen sie als besonders wirksam
erachtet werden. Die in den resultierenden JST-Arbeitsprogrammen vorgesehenen
Aktivitaten sind auf das Risikoprofil des jeweiligen S| zugeschnitten und kénnen Vor-
Ort-Prifungen und horizontale Aktivitaten umfassen.
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2.2

Die horizontalen Aktivitaten fur den nachsten Aufsichtszyklus umfassen eine
Auswahl von Sls. Mit ihnen wird ausgewahlten zentralen Risiken und
Schwachstellen im Bankensektor entgegengewirkt, die zuvor bei der jahrlichen
Uberpriifung der Aufsichtsprioritaten ermittelt wurden.

Die Planung der Aufsichtstatigkeiten, insbesondere der Vor-Ort-Prifungen, erfolgt in
regelmafiger Abstimmung mit den NCAs. Durch den integrierten Charakter des
Planungsprozesses wird sichergestellt, dass die Planung der horizontalen
Aktivitaten/allgemeinen externen Aktivitaten und der Vor-Ort-Prifungen aufeinander
abgestimmt ist.

Die Arbeitsprogramme werden Uberwacht, um sicherzustellen, dass sie planmaRig
umgesetzt werden und zur Verwirklichung der festgelegten Aufsichtsprioritaten
beitragen. Das Aufsichtsgremium wird regelmafig tber die Fortschritte bei der
Erfullung der Aufsichtsprioritaten und der entsprechenden Arbeitsprogramme
informiert.

Festlegung von Grundsatzen, Methoden,
Expertengruppen, horizontalen Aktivitaten und
Aufsichtstatigkeiten

Das europaische Rahmenwerk fiir die Bankenregulierung basiert auf den Basler
Vereinbarungen und wird durch das einheitliche Regelwerk harmonisiert, das fur alle
Finanzinstitute im Binnenmarkt gilt. Das einheitliche Regelwerk bildet das
Fundament der Bankenunion. Es setzt sich aus einer Reihe von Rechtsvorschriften
zusammen, denen alle Finanzinstitute (darunter alle Banken in den am SSM
teilnehmenden Landern) in der EU nachkommen mussen.

Auf der Grundlage des Rahmenwerks fir die Bankenregulierung und dem Beitrag
des Aufsichtsgremiums zur laufenden Arbeit und den Aufsichtsprioritaten finden
regelmafig mehrere horizontale Aktivitaten statt. Die Generaldirektion Horizontale
Aufsicht (DG/HOL) bringt ihre Expertise zu horizontalen Risiken und Themen in die
Aufsicht ein und arbeitet eng mit anderen Geschéaftsbereichen zusammen. Die
DG/HOL unterstutzt die JSTs mit Fachwissen aus horizontaler Perspektive in Bezug
auf Risiken und Themen in den Bereichen Kreditrisiko, Kapitalmarkte,
nichtfinanzielle Risiken, Geschaftsmodelle, Kapitalplanung und Krisenmanagement,
Stresstests sowie Aufsichtspolitik und aufsichtliche Methodik.

Die Abteilungen mit Fachkenntnissen zu aufsichtlichen Risiken, d. h. die Abteilung
Geschaftsmodelle, Kapital und Krisen, die Abteilung Kapitalmarkt- und Treasury-
Experten und die Abteilung Experten fiir nichtfinanzielle Risiken, sind fir die Bildung
von Expertengruppen zustandig, die die JSTs dabei unterstitzen, gezielte
horizontale Aktivitaten, eingehende Uberpriifungen sowie thematische
Uberpriifungen zu konzipieren, die mit den vom Aufsichtsgremium genehmigten
Aufsichtsprioritéten in Einklang stehen.
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Die Abteilung Stresstest-Experten ist sowohl fur den EU-weiten Stresstest der
Europaischen Bankenaufsichtsbehérde (EBA) als auch fir die Stresstests des SSM
zustandig.

Die Abteilung Aufsichtspolitik der DG/HOL ist fiir die Koordinierung und Entwicklung
dieser Politik zustandig und befasst sich mit regulatorischen und aufsichtlichen
Angelegenheiten.

Die Abteilung Aufsichtliche Methodik entwickelt und pflegt regelmaRig die Methoden
der laufenden Aufsicht, insbesondere den SREP, sowie die Prozesse fiir Sls und
LSIs. Dabei arbeitet sie eng mit der EBA und anderen Organisationen zusammen,
die an der Entwicklung aufsichtlicher Verfahren, Methoden und Standards beteiligt
sind.

Zum Zweck der Durchfiihrung des SREP hat die europaische Bankenaufsicht eine
gemeinsame Methode fir die laufende Beurteilung der Risiken, der Governance und
der Kapital- und Liquiditatsausstattung der beaufsichtigten Unternehmen
ausgearbeitet. Der SREP wird jahrlich durchgefiihrt, enthalt jedoch eine Komponente
fur mehrjahrige Beurteilungen, die auf die von dem jeweiligen JST festgelegte
Risikotoleranz (siehe Abschnitt 4.5) zugeschnitten ist. Die EZB wendet die
gemeinsame SREP-Methodik auf alle Sls an, wodurch Peer-Vergleiche und grof3
angelegte horizontale Analysen ermdglicht werden. Die Methodik stellt somit sicher,
dass die beaufsichtigten Unternehmen nach einheitlichen Grundsatzen bewertet
werden, tragt aber gleichzeitig ihren individuellen Besonderheiten Rechnung.

Der SREP wird dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit entsprechend auf Sls und
LSIs angewandt. Dabei wird sichergestellt, dass die Aufsichtsstandards hdchsten
Anspruchen an Qualitat und Konsistenz genligen.

Zusatzlich zu den laufenden Aufsichtstatigkeiten ergreift die EZB durch die
Generaldirektion SSM-Governance und operatives Geschaft (DG/SGO)
anlassbezogene aufsichtliche MalRnahmen. Die Abteilung Zulassungsverfahren der
DG/SGO erteilt Zulassungen und genehmigt den Erwerb qualifizierter Beteiligungen.
Die Abteilung Durchsetzung und Sanktionen untersucht mutmaRliche Verstolle
beaufsichtigter Unternehmen gegen Aufsichtsanforderungen und erarbeitet
Vorschlage fur die Verhangung von Sanktionen und DurchsetzungsmafRnahmen
durch die EZB oder die NCAs. Die Abteilung Eignungsprifung tibernimmt eine
Gatekeeper-Funktion und entscheidet Gber die Eignung von Mitgliedern der
Leitungsorgane — in ihrer Leitungsfunktion und in ihrer Aufsichtsfunktion — aller direkt
von der EZB beaufsichtigen Unternehmen.

Um die ordnungsgemafe Durchfiihrung aller Aufsichtsaufgaben zu gewahrleisten,
wurden die Abteilung Technologie und Innovation und die Abteilung SSM-Sekretariat
eingerichtet. Letztere unterstitzt das Aufsichtsgremium und seine Strukturen,
insbesondere im Hinblick auf die Qualitat und Effizienz ihrer
Beschlussfassungsverfahren.
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2.3

2.3.1

2.3.2

Laufende Aufsicht

Die JSTs uben in Abstimmung mit den horizontalen Funktionen der EZB zentrale
Aufsichtsaufgaben aus. Erforderlichenfalls fuhren sie auch Vor-Ort-Prifungen bei
beaufsichtigten Instituten durch. In Abhangigkeit von der Bewertung des Risikoprofils
einer bestimmten Bank kann die EZB ein breites Spektrum an AufsichtsmalRnahmen
verhangen.

Gemeinsame Aufsichtsteams

Die laufende Aufsicht tber Sls wird von den JSTs vorwiegend extern durchgefiihrt.
Die JSTs setzen sich aus Mitarbeitern der NCAs und der EZB zusammen und
werden von den horizontalen und spezialisierten Abteilungen der DG/HOL und ihren
Kollegen in den NCAs unterstitzt.

Fir die Durchfiihrung der Aufsichtstatigkeiten stehen verschiedene Instrumente zur
Verfigung. Bei der laufenden Aufsicht analysiert das JST die aufsichtlichen
Meldungen, die Rechnungslegung und die interne Dokumentation der
beaufsichtigten Unternehmen. Die JSTs treffen sich regelmafig sowie
anlassbezogen mit Mitarbeitern der beaufsichtigten Unternehmen auf verschiedenen
Hierarchieebenen. Sie nehmen laufend Risikoanalysen genehmigter Risikomodelle
vor und untersuchen und bewerten die Sanierungsplane der beaufsichtigten
Unternehmen.

Die wichtigsten Ergebnisse der vorstehend genannten Tatigkeiten werden im
jahrlichen von den JSTs durchgefiihrten SREP zusammengefasst, der in
Abschnitt 4.6 naher beschrieben wird.

Die laufenden Aufsichtstatigkeiten entsprechen der in Abschnitt 2.1.2 beschriebenen
integrierten Aufsichtsplanung, die auf der Grundlage des Risikotoleranzrahmens des
jeweiligen JST festgelegt wird.

Vor-Ort-Prafungen und Prufungen interner Modelle

Vor-Ort-Prifungen werden regelmaflig zu verschiedenen Themen organisiert,
insbesondere fir Sls. Sie dienen dazu, die Lage der Banken im Hinblick auf Themen
wie Risiken, interne Kontrollsysteme, Geschaftsmodelle und Governance eingehend
zu analysieren.

Die Generaldirektion Vor-Ort-Priifungen und Prifungen interner Modelle definiert
und gewabhrleistet die Planung und Durchfihrung des Aufsichtsprogramms vor Ort,
das Vor-Ort-Prifungen, Prifungen interner Modelle und Prifungen der Aktivaqualitat
umfasst. Aulderdem ist sie dafiir zustéandig, umfassende Methoden fir Vor-Ort-
Prufungen festzulegen und zu pflegen, einen harmonisierten Ansatz fur Vor-Ort-
Prifungen innerhalb der europaischen Bankenaufsicht zu gewahrleisten und
gemeinsam mit anderen Geschaftsbereichen die wichtigsten Risiken fir den
Bankensektor und die Aufsichtsprioritaten zu ermitteln.
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2.4.1

Diese Vor-Ort-Prifungen liefern unabhangige, einheitliche und qualitativ hochwertige
Beurteilungen, die die laufenden externen Aufsichtstatigkeiten erganzen.

Vor-Ort-Prifungen und Prufungen interner Modelle sind ein wesentlicher Bestandteil
der integrierten Aufsichtsplanung (siehe Abschnitt 2.1.2), die von den JSTs im
Einklang mit ihrem Risikotoleranzrahmen festgelegt wird.

Verbesserung der Bankenaufsicht: Festlegung von
Aufsichtsprioritaten und zweite Verteidigungslinie

Wie bereits weiter oben in diesem Kapitel beschrieben, ist es der EZB stets ein
Anliegen, Verbesserungspotenzial zu identifizieren, das bei der Festlegung von
Methoden, Standards, Grundsatzen und Verordnungen Beriicksichtigung findet.
Verbesserungspotenzial wird auf unterschiedliche Weise identifiziert, beispielsweise
durch die Teilnahme der europaischen Bankenaufsicht an internationalen und
europaischen Gremien sowie durch die Erfahrungen, die bei der praktischen
Umsetzung der Methoden und Standards gewonnen werden.

Festlegung der Aufsichtsprioritaten

Das Ergebnis der Risikoidentifizierung und -tberwachung dient als Grundlage fir die
Festlegung der Aufsichtsprioritaten. Die Prioritdten geben die strategischen Ziele
und zentralen Aufsichtstatigkeiten fur den nachsten Aufsichtszyklus vor. Ziel ist es,
die Schwachstellen der beaufsichtigten Unternehmen zu beheben und die
Auswirkungen potenzieller Risiken zu mindern. Die Prioritaten werden jahrlich
Uberpruft, konnen bei Bedarf jedoch auch im Laufe des Jahres angepasst werden,
um Veranderungen in der Risikolandschaft Rechnung zu tragen.

Bei der Aktualisierung der Aufsichtspolitik berticksichtigt die europaische
Bankenaufsicht, ob bei der Behebung friiherer Schwachstellen Fortschritte erzielt
wurden oder ob Folgemalinahmen eskaliert werden missen, weil die Banken die
Schwachstellen nicht im Einklang mit den aufsichtlichen Erwartungen beseitigt
haben.®

Die Aufsichtsprioritaten sind fur die mittelfristige Aufsichtsstrategie von zentraler
Bedeutung. Sie dienen als Ausgangspunkt, férdern eine wirksame und konsistente
integrierte Aufsichtsplanung und tragen zu einem effizienteren Einsatz der
Ressourcen bei. Auflerdem haben die Aufsichtsprioritaten Auswirkungen auf die
Risikotoleranzschwellen innerhalb des Risikotoleranzrahmens der europaischen
Bankenaufsicht.

5  Zudem werden die (ibergeordneten Prioritdten berlicksichtigt, die im europaischen aufsichtlichen
Prifungsprogramm der EBA festgelegt sind.

Aufsichtshandbuch — Aufsichtszyklus 52



242

Dariber hinaus helfen sie den nationalen Aufsichtsbehdrden dabei, ihre eigenen
Prioritaten fur die Aufsicht Gber LSIs nach dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit
festzulegen.

Die Aufsichtsprioritaten werden jahrlich zusammen mit den Ergebnissen der
regelmafigen Bewertung von Risiken auf der Website der EZB zur Bankenaufsicht
verdffentlicht.

Zweite Verteidigungslinie

Die D/SSR fungiert im internen Kontrollrahmen der EZB als zweite
Verteidigungslinie, da sie sich auf die Aufgaben bezieht, die der EZB durch die SSM-
Verordnung Ubertragen wurden.

Die zweite Verteidigungslinie soll unter Berticksichtigung der Aufsichtsprioritaten und
des Risikotoleranzrahmens einen Beitrag zur Wirksamkeit und Konsistenz der
Aufsichtsergebnisse leisten und Minderungsmaflinahmen sowie Verbesserungen in
der EZB-Bankenaufsicht vorschlagen.

Die Tatigkeiten der zweiten Verteidigungslinie setzen sich aus wiederkehrenden und
thematischen Bewertungen zusammen, die in einem jahrlichen Arbeitsplan
festgelegt sind. Zu den wiederkehrenden Téatigkeiten zahlen:

. Durchfiihrung von horizontalen Analysen und SREP-Benchmarkanalysen, bei
denen die Scorewerte fir die einzelnen Risiken und der SREP-Gesamtscore
sowie quantitative und qualitative Malinahmen Uberprft werden, sowie
Veroffentlichung der SREP-Ergebnisse (siehe Abschnitte 4.5.5 und 4.5.7);

. Uberwachung, ob die aufsichtlichen Feststellungen und MaRnahmen auf
aggregierter Ebene nachverfolgt und die angestrebten Ziele rechtzeitig erreicht
werden;

. Koordinierung der Steuerung operationeller Risiken fir die europaische
Bankenaufsicht;

. Koordinierung von Angelegenheiten der internen Revision fur die europaische
Bankenaufsicht.

Thematische Uberpriifungen sollen das Aufsichtsgremium dabei unterstiitzen, die
europaische Bankenaufsicht im Einklang mit den vereinbarten Risikoprioritaten zu
steuern und die Qualitat und Wirksamkeit der Aufsichtstatigkeiten zu tberwachen,
sei es auf vertikaler (JST-) oder horizontaler Ebene (Methoden und Prozesse).

Die D/SSR fiihrt die Tatigkeiten der zweiten Verteidigungslinie unabhangig durch,
stutzt sich dabei aber auf den standigen Dialog und die standige Zusammenarbeit
mit den anderen Generaldirektionen der EZB-Bankenaufsicht. Der Schwerpunkt
dieser Tatigkeiten liegt auf den Aufsichtsergebnissen und nicht auf den Compliance-
Prufungen.
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3.1

Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a
und ¢ sowie Artikel 14 und 15 der
SSM-Verordnung

Artikel 8, 18, 20, 22 und 45 CRD

Artikel 73, 79, 80 und 85 und Teil V
der SSM-Rahmenverordnung

3.1.1

Aufsicht uber alle beaufsichtigten
Unternehmen

Die aufsichtlichen Zustandigkeiten der EZB unterscheiden sich je nachdem, ob es
sich bei dem beaufsichtigten Unternehmen um ein S| oder ein LS| handelt. Fir
einige Verfahren, die als gemeinsame Verfahren bezeichnet werden, ist die EZB
jedoch unabhangig von der Bedeutung der betreffenden Institute zustandig. Diese
Verfahren werden im ersten Teil dieses Kapitels beschrieben. Der zweite Teil
befasst sich mit den Verfahren und Kriterien fir die regelmafige und
anlassbezogene Beurteilung der Bedeutung der Institute.

Antrage auf Zulassungen, auf Genehmigung eines
geplanten Erwerbs von qualifizierten Beteiligungen und
auf Erteilung eines Europaischen Passes

Zu den gemeinsamen Verfahren, bei denen die Entscheidungskompetenz
letztendlich bei der EZB liegt, zahlen Verfahren zur Erteilung einer neuen oder
erweiterten Bankzulassung oder zum Entzug einer Zulassung (siehe

Abschnitt 3.1.1). Die ubrigen gemeinsamen Verfahren (siehe Abschnitt 3.1.2)
umfassen die Verfahren zur Genehmigung eines geplanten Erwerbs oder einer
Erhéhung qualifizierter Beteiligungen an einem Kreditinstitut. In diesem Abschnitt
wird auch das Verfahren zur Erteilung eines Europaischen Passes beschrieben, das
es einem Institut, dem in einem Mitgliedstaat eine Bankzulassung erteilt wurde,
ermoglicht, das Niederlassungsrecht und den freien Dienstleistungsverkehr
innerhalb der Mitgliedstaaten der Europaischen Union zu nutzen (siehe
Abschnitt 3.1.3).

Erteilung, Entzug und Erléschen von Zulassungen

Erteilung einer Bankzulassung

Ein Institut, das in einem teilnehmenden Mitgliedstaat die Tatigkeit eines
Kreditinstituts gemaf Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1 der Eigenkapitalverordnung
(Capital Requirements Regulation — CRR) aufnehmen mdchte, muss eine
Bankzulassung beantragen.

Der Antrag auf eine Bankzulassung ist bei der NCA des Mitgliedstaats, in dem das
Institut niedergelassen sein soll, eingereicht werden und muss die Anforderungen
des einschlagigen nationalen Rechts erfillen. Er wird einer Beurteilung unterzogen,
um sicherzustellen, dass nur Unternehmen als Kreditinstitut am Markt tatig werden,
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die die mafRgeblichen Anforderungen des nationalen Rechts und des Unionsrechts
erflllen.

Es gibt verschiedene Umstande, unter denen Institute Bankzulassungen beantragen.

Abbildung 10
Uberblick liber das Zulassungsverfahren

M @R 838

Nationale Zulassungs-
Antragsteller Aufsichts- Gemeinsame experten der
behérde Aufsichtsteams* EZB
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falls zutreffend
oder Ablehnung durch nationale Aufsichtsbehérde

ok

Geltungsbereich

Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1 CRR Die in der CRR festgelegte Bestimmung des Begriffs ,Kreditinstitut wurde durch die

Artikel 8 bis 16, 18, 20, Artikel 56 Verordnung tiber Wertpapierfirmen® geandert. Nach diesen Anderungen fallen
x:gtszta;seo%;: i:&i‘;‘ 11 1C7RD gemal CRR nun zwei Kategorien unter die Bestimmung des Begriffs ,Kreditinstitut®:
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a und . . . . . .

Artikel 14 der SSM-Verordnung e Kreditinstitute, die befugt sind, Einlagen oder andere riickzahlbare Gelder des
Artikel 73 bis 84 der SSM- Publikums entgegenzunehmen und Kredite fiir eigene Rechnung zu gewahren
Rahmenverordnung (Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a CRR), im Folgenden als ,klassische

Kreditinstitute“ bezeichnet;

. Wertpapierfirmen, die bestimmte Wertpapierdienstleistungen erbringen und im
Hinblick auf ihre GroRRe auf Einzel- oder Gruppenebene bestimmte
Schwellenwerte erfiillen (Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b CRR), im
Folgenden als ,Wertpapierfirmen der Klasse 1“7 bezeichnet.

8 Verordnung (EU) 2019/2033 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019
liber Aufsichtsanforderungen an Wertpapierfirmen und zur Anderung der Verordnungen (EU)
Nr. 1093/2010, (EU) Nr. 575/2013, (EU) Nr. 600/2014 und (EU) Nr. 806/2014 (ABI. L 314 vom
5.12.2019, S. 1).

7 Wertpapierfirmen der Klasse 1 gelten auch dann als Kreditinstitute, wenn sie keine Einlagen oder
andere riickzahlbare Gelder des Publikums entgegennehmen und keine Kredite fiir eigene Rechnung
gewahren (Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b CRR).
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Handelt es sich bei dem Antragsteller um ein klassisches Kreditinstitut im Sinne von
Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a CRR, so gilt das der EZB Ubertragene
Verfahren fiir die Zulassung zur Aufnahme der Tatigkeit als Kreditinstitut fir
samtliche Tatigkeiten, die klassischen Kreditinstituten vorbehalten und
zulassungspflichtig sind. Hierzu zahlen Tatigkeiten, fir die gemafl Anhang | CRD die
gegenseitige Anerkennung gilt, sowie andere regulierte Tatigkeiten, die nach dem
jeweiligen nationalen Recht einer Zulassung durch die zustéandige Behorde
bedirfen. Dementsprechend gilt das SSM-Zulassungsverfahren auch fur die Falle, in
denen ein klassisches Kreditinstitut, das bereits Uiber eine Bankzulassung verfligt,
eine Ausweitung dieser Zulassung bendtigt, um eine neue regulierte Tatigkeit
aufzunehmen, wenn das nationale Recht eine solche Zulassung vorsieht.

Handelt es sich bei dem Antragsteller um eine Wertpapierfirma der Klasse 1 im
Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b CRR, so regeln die nationalen
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten zur Umsetzung der Richtlinie Uber
Wertpapierfirmen?®, auf welche Weise diese Unternehmen die Kernbanktatigkeiten
klassischer Kreditinstitute, wie die Entgegennahme von Einlagen und die
Gewahrung von Krediten, beantragen durfen. In einigen Mitgliedstaaten kann nach
nationalem Recht die Mdglichkeit bestehen, dass eine Zulassung, die einer
Wertpapierfirma der Klasse 1 bereits erteilt wurde, auf die Kerntatigkeiten
klassischer Kreditinstitute ausgeweitet wird. Dies ist nicht der Fall, wenn bei der
Umsetzung in nationales Recht festgelegt wurde, dass es sich bei der Zulassung fir
eine Wertpapierfirma der Klasse 1 um eine besondere Zulassung handelt, die nicht
auf Kernbanktatigkeiten ausgeweitet werden kann. Im letzteren Fall sollte die
Wertpapierfirma der Klasse 1 eine zusatzliche Zulassung als klassisches
Kreditinstitut beantragen, wenn sie diese Banktatigkeiten ausiiben méchte.

Antrage auf Zulassung als klassisches Kreditinstitut werden von der betreffenden
NCA und der EZB gepruft. Die NCA dient den Antragstellern als erste Anlaufstelle.
Sie nimmt anhand der Anforderungen des nationalen Rechts eine Beurteilung des
Antrags vor und bezieht dabei gegebenenfalls das zustandige gemeinsame
Aufsichtsteam (JST) ein. Die EZB beurteilt den Antrag auf der Grundlage der
unionsrechtlichen Anforderungen. Die Beurteilungen der NCA und der EZB sind eng
miteinander verknupft. Mit der gemeinsamen Beurteilung wird sichergestellt, dass
das antragstellende Unternehmen die maRRgeblichen Anforderungen in Bezug auf
Governance, Geschaftsfihrung, Aufsichtsanforderungen und Geschéaftsmodell
erfiillt. Um das jeweilige Risiko der Geldwasche und der Terrorismusfinanzierung zu
beurteilen, sollten die fir die Bekdmpfung von Geldwéasche und
Terrorismusfinanzierung zustandigen Aufsichtsbehérde und die zentralen
Meldestellen konsultiert werden. AuRerdem wird durch die Beurteilung gewahrleistet,
dass die mafigeblichen nationalen Anforderungen erfullt sind. Sowohl die NCA als
auch die EZB sind berechtigt, vom Antragsteller zusatzliche, fur die Beurteilung
erforderliche Informationen anzufordern. Sowohl die NCA als auch die EZB haben
Zugriff auf sdmtliche antragsbezogenen Informationen und Daten.

8 Richtlinie (EU) 2019/2034 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 (iber
die Beaufsichtigung von Wertpapierfirmen und zur Anderung der Richtlinien 2002/87/EG, 2009/65/EG,
2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU und 2014/65/EU (ABI. L 314 vom 5.12.2019, S. 64).
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Im GroRen und Ganzen gilt fir Wertpapierfirmen der Klasse 1 dasselbe Verfahren,
wenn auch mit einigen Besonderheiten. Beispielsweise ist in Artikel 8a Absatz 5
CRD Folgendes festgelegt: ,Im Falle einer erneuten Zulassung stellt die zustandige
Zulassungsbehdrde einen moglichst standardisierten Ablauf sicher, bei dem die
aufgrund der bestehenden Zulassung vorliegenden Angaben verwendet werden.*
Wenn der Antragsteller alle Zulassungsanforderungen nach nationalem Recht erfilllt,
teilt die NCA der EZB ihre endguiltige Beurteilung mit und schlagt der EZB vor, die
Zulassung zu erteilen. Wenn die NCA im Rahmen ihrer Beurteilung feststellt, dass
die Wertpapierfirma der Klasse 1 die Zulassungsvoraussetzungen nach nationalem
Recht nicht erfullt, lehnt sie den Antrag ab.

Die EZB kann dem Beschlussentwurf der NCA zustimmen oder widersprechen. Der
Beschluss der EZB kann Bedingungen, Auflagen und Empfehlungen fiir den
Antragsteller enthalten. Wenn die EZB den Antrag ablehnt oder wenn ein
zustimmender Beschluss an Bedingungen oder Auflagen geknipft ist, die vorab
nicht mit dem Antragsteller vereinbart wurden, hat der Antragsteller Anspruch auf
rechtliches Gehor. Der endglltige Beschluss der EZB ist innerhalb von zehn
Arbeitstagen nach Vorlage des Beschlussentwurfs der NCA zu erlassen. Diese Frist
kann einmalig um weitere zehn Arbeitstage verlangert werden.

Die EZB teilt der NCA den Beschluss der EZB Uber einen Antrag auf Zulassung als
Kreditinstitut mit. Eine solche Mitteilung ergeht auch an die EBA.

Entzug einer Bankzulassung

Die EZB kann die Zulassung zur Aufnahme der Tatigkeit als Kreditinstitut entweder
auf eigene Initiative oder auf Vorschlag der NCA des Mitgliedstaats entziehen, in
dem das Institut niedergelassen ist. Das maRRgebliche Verfahren flr die
Zusammenarbeit zwischen der NCA und der EZB entspricht weitgehend dem
Verfahren fir die Erteilung von Zulassungen. Gewisse Abweichungen ergeben sich
je nachdem, ob der Entzug der Zulassung von dem beaufsichtigten Unternehmen
selbst beantragt wurde oder auf Initiative der Aufsichtsbehdrde (NCA oder EZB)
erfolgte.
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Abbildung 11
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Hat das beaufsichtigte Unternehmen den Entzug seiner Zulassung beantragt, weil es
beispielsweise das Bankgeschaft eingestellt hat, priifen die NCA und die EZB, ob die
mafgeblichen Voraussetzungen fir den Entzug der Zulassung nach nationalem und
Unionsrecht erfiillt sind. Es muss insbesondere eindeutig und zweifelsfrei bestatigt
sein, dass keine Einlagen und keine anderen riickzahlbaren Gelder im Bestand des
Unternehmens sind.

Wenn beispielsweise ein Kreditinstitut die Aufsichtsanforderungen nicht mehr
erfullen kann oder wenn es fraglich ist, ob es den Verpflichtungen gegeniiber seinen
Glaubigern noch nachkommen kann, oder wenn es einen schweren Versto? gegen
die geltenden Vorschriften zur Bekampfung von Geldwasche und
Terrorismusfinanzierung begeht, kann die EZB oder die NCA einen Entzug der
Zulassung in die Wege leiten. In diesem Fall wird unter Berlicksichtigung der
Aufsichtsbilanz des betroffenen Instituts, der Schwere der begangenen Verstofie
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sowie der mal3geblichen Interessen wie etwa des Risikos der Einleger, eine
vollstdndige und detaillierte Beurteilung dazu vorgenommen, ob der Entzug der
Zulassung gerechtfertigt ist. In einem solchen Fall sind unter Umstanden auch die
Abwicklungsbehdrden oder die fur die Bekampfung von Geldwasche und
Terrorismusfinanzierung zustandigen Aufsichtsbehérden eingebunden. Wenn der
Entzug auf Initiative der EZB erfolgt, stimmt sie sich friihzeitig vor der
Beschlussfassung mit der NCA ab. Bevor die EZB einen Beschluss tber den Entzug
einer Zulassung erlasst, findet in der Regel eine Anhérung mit dem beaufsichtigten
Unternehmen statt. Wenn ein Beschluss dringend erforderlich ist, kann die EZB
einen Beschluss erlassen, ohne vorab dem Anspruch des Unternehmens auf
rechtliches Gehor nachzukommen.

Die EZB teilt dem Institut und der NCA den Beschluss der EZB zum Entzug der
Zulassung mit. Eine solche Mitteilung ergeht auch an die EBA.

Erloschen einer Bankzulassung

Zulassungen erléschen dann, wenn die Zulassung eines Kreditinstituts ihre
Gililtigkeit verliert. Griinde hierfiir kdnnen bestimmte nationale und rechtlich
festgelegte Ausldseereignisse sein, die in der Regel keine Einbindung der Aufsicht
oder einen Beschluss der zustandigen Behdrde erfordern.

Gemal nationalem Recht kann ein &hnlicher Effekt wie beim Erléschen einer
Zulassung eintreten, wenn das Kreditinstitut selbst (z. B. aufgrund einer Fusion mit
einem anderen Unternehmen) nicht mehr besteht. In solchen Fallen endet zeitgleich
die Zulassung, und es gilt das gleiche Verfahren wie bei ihnrem Erléschen.

Die EZB teilt dem betroffenen Unternehmen direkt das Erléschen der Zulassung mit.
Eine solche Mitteilung ergeht auch an die EBA. Die SSM-Liste der beaufsichtigten
Unternehmen wird entsprechend angepasst. In der Regel unternimmt die beteiligte
NCA die erforderlichen Schritte zur Veréffentlichung des Beschlusses gemaf den
mafgeblichen Bestimmungen des nationalen Rechts.
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3.1.2

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe ¢ und
Artikel 15 der SSM-Verordnung

Artikel 85 bis 88 der SSM-
Rahmenverordnung

Artikel 3 Absatz 1 Nummern 1 und
33, Artikel 22 bis 27 sowie Artikel 56
Buchstabe g und Artikel 177

Absatz 5 CRD

Gemeinsame Leitlinien zur
aufsichtsrechtlichen Beurteilung
des Erwerbs und der Erhéhung von
qualifizierten Beteiligungen im
Finanzsektor (JC/2016/01)

Leitlinien fUr die Zusammenarbeit
und den Informationsaustausch
zwischen den fur die prudentielle
Aufsicht zustédndigen Behdrden,
den fur die Bekampfung von
Geldwasche und
Terrorismusfinanzierung
zustandigen Aufsichtsbehdrden und
zentralen Meldestellen gemaf der
Richtlinie 2013/36/EU
(EBA/GL/2021/15)

Entwurf der EBA fiir technische
Regulierungsstandards fir eine
zentrale Datenbank zur
Bekampfung von Geldwasche und
Terrorismusfinanzierung und flr die
Festlegung der Wesentlichkeit von
Schwachen, der Art der erhobenen
Informationen, der praktischen
Umsetzung der
Informationserhebung sowie der
Analyse und Verbreitung der
Informationen (EBA/RTS/2021/16)

Qualifizierte Beteiligungen

Geplante Erwerbe qualifizierter Beteiligungen oder geplante Erhéhungen
qualifizierter Beteiligungen an Kreditinstituten, durch die die maRgeblichen
Schwellenwerte erreicht oder Uberschritten werden, missen der NCA des
teilnehmenden Mitgliedstaats gemeldet werden, in dem das Kreditinstitut, an dem
eine qualifizierte Beteiligung erworben oder erhht werden soll, niedergelassen ist.
Die NCA fuhrt die Erstbeurteilung durch und erstellt einen Vorschlagsentwurf fur die
EZB. In Zusammenarbeit mit der NCA nimmt die EZB ihre eigene Beurteilung vor
und entscheidet tber den geplanten Erwerb. Dieses Verfahren unterstreicht die
Gatekeeper-Funktion der EZB, mit der verhindert wird, dass Kreditinstitute von
ungeeigneten Kaufern erworben werden.

Abbildung 12
Uberblick tiber das Verfahren
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Durch die Beurteilung soll vor allem sichergestellt werden, dass a) der interessierte
Erwerber einen guten Leumund hat, b) der interessierte Erwerber Gber die
erforderliche finanzielle Soliditat verfligt, c) jedes Mitglieder des Leitungsorgans, das
die Geschafte des Zielinstituts fihren wird, allzeit ausreichend gut beleumundet ist
und Uber ausreichende Kenntnisse, Fahigkeiten und Erfahrung fir die
Wahrnehmung seiner Aufgaben verflgt, d) das Zielinstitut weiterhin den
Aufsichtsanforderungen nachkommt und e) die Transaktion nicht mit Mitteln aus
kriminellen Geschaften finanziert wird oder sich das Risikoprofil des Zielinstituts in
Bezug auf Geldwasche und Terrorismusfinanzierung nicht verschlechtert.

Die formelle Beurteilung erstreckt sich tber maximal 60 Arbeitstage ab Bestatigung
des Eingangs einer vollstandigen Benachrichtigung. Wenn wahrend des Zeitraums
der formellen Beurteilung zusatzliche Informationen von dem interessierten Erwerber
angefordert werden, kann der Beurteilungszeitraum fiir hochstens 20 Arbeitstage
(beaufsichtigte Erwerber) oder in bestimmten Fallen héchstens 30 Arbeitstage (nicht
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beaufsichtigte Erwerber und in Nicht-EU-Staaten niedergelassene Erwerber)
ausgesetzt werden.

Beabsichtigt ein interessierter Erwerber den Erwerb von Anteilen an einem
Kreditinstitut, das Tochterunternehmen in einem anderen teilnehmenden
Mitgliedstaat oder eine qualifizierte Beteiligung an einem Kreditinstitut in einem
anderen teilnehmenden Mitgliedstaat hat, so arbeitet die EZB eng mit den NCAs
aller direkten und indirekten Zielinstitute zusammen und koordiniert das Verfahren,
sodass Uber den beabsichtigten Erwerb samtlicher qualifizierter Beteiligungen
gleichzeitig beschlossen werden kann.

Die der Beurteilung zugrunde liegenden Kriterien sind auf europaischer Ebene
harmonisiert. In der CRD sind die folgenden fiinf Kriterien zur Beurteilung eines
beabsichtigten Erwerbs festgelegt, die in nationales Recht umgesetzt wurden.

Leumund des interessierten Erwerbers

Der interessierte Erwerber muss Uber die notwendige Integritat und
Vertrauenswiurdigkeit verfugen. Diese sind beispielsweise dadurch nachzuweisen,
dass keine Eintrage im Strafregister vorliegen bzw. keine gerichtlichen Verfahren
anhangig sind, die negative Auswirkungen auf den Leumund des interessierten
Erwerbers hatten. Ein weiterer Aspekt ist die Fachkompetenz des Erwerbers, also
die Erfahrung mit dem Management und/oder mit Investitionen im Finanzsektor.

Leumund, Kenntnisse, Fahigkeiten und Erfahrung vorgeschlagener
neuer Mitglieder des Leitungsorgans des Zielinstituts

Beabsichtigt der interessierte Erwerber Anderungen an der Zusammensetzung der
Leitungsorgane des Zielinstituts vorzunehmen, so ist im Rahmen des Verfahrens im
Zusammenhang mit einer qualifizierten Beteiligung eine Beurteilung der fachlichen
Qualifikation und personlichen Zuverlassigkeit der neuen in das Leitungsorgan
bestellten Mitglieder durchzufihren.

Finanzielle Soliditat des interessierten Erwerbers

Der interessierte Erwerber muss in der Lage sein, den beabsichtigten Erwerb zu
finanzieren und flr die absehbare Zukunft eine solide finanzielle Struktur
aufrechtzuerhalten. Unter anderem ist festzulegen, wer das Zielinstitut nach dem
Erwerb unterstitzt, beispielsweise durch mogliche Kapitalaufstockungen des
Zielinstituts.
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Auswirkungen auf das Zielinstitut

Das Zielinstitut sollte nach dem Erwerb weiterhin in der Lage sein, die
Aufsichtsanforderungen zu erflillen. So sollte die Profitabilitat des Zielinstituts nicht
unangemessen belastet werden, indem ein Teil des Erwerbs auf einer ibermafigen
Fremdfinanzierung basiert, bei der die Rickzahlung durch das Zielinstitut selbst zu
leisten ist. Auch sollte die Struktur des Erwerbers oder der Gruppe, in die das
Zielinstitut aufgenommen wird, nicht so komplex sein, dass den Aufsichtsinstanzen
eine wirksame Beaufsichtigung der beteiligten Institute unmaglich ist.

Risiko von Verbindungen zu Geldwasche oder
Terrorismusfinanzierung

Bei den fiir den Erwerb verwendeten Mitteln darf es sich nicht um Erlése aus
kriminellen Geschaften handeln, und es dirfen keine Verbindungen zu Terrorismus
bestehen. Die Beurteilung befasst sich auch mit der Frage, ob der Erwerb potenziell
zu einem grofReren Risiko von Geldwasche oder Terrorismusfinanzierung fiihrt.

Die Ermittlung dieser Risiken obliegt der fir die Bekampfung von Geldwasche und
Terrorismusfinanzierung zustandigen Aufsichtsbehorde. Die EZB stultzt sich bei der
Beurteilung der Risiken von Geldwasche und Terrorismusfinanzierung aus
Aufsichtsperspektive auf die ihr Ubermittelten Informationen und Unterlagen der
NCA, die mit der fir die Bekampfung von Geldwasche und Terrorismusfinanzierung
zustandigen Aufsichtsbehdrde und den zentralen Meldestellen zusammenarbeitet.
Nur wenn derartige Verstofle von den jeweiligen nationalen Behdrden festgestellt
worden sind, kann die EZB diese Tatsachen im Zusammenhang mit ihren eigenen
Aufgaben berlicksichtigen.

Um sicherzustellen, dass die flnf vorstehenden Kriterien erflllt sind, kann die EZB
dem interessierten Erwerber auf Vorschlag der NCA oder auf eigene Initiative
Auflagen erteilen oder Verpflichtungen auferlegen. Diese Auflagen oder
Verpflichtungen missen jedoch mit den funf Kriterien zusammenhangen und dirfen
nicht Uber die zur Erflllung der Kriterien erforderlichen Voraussetzungen
hinausgehen. Wenn der interessierte Erwerber den Auflagen oder Verpflichtungen
nicht zustimmt oder wenn sie sich negativ auf die Rechte des interessierten
Erwerbers auswirken kénnten, wird eine Anhérung durchgefiihrt, um dem
interessierten Erwerber Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Das Gleiche gilt,
wenn die EZB beabsichtigt, einem geplanten Erwerb nicht zuzustimmen.
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3.1.3

Erwagungsgrund 51 sowie Artikel 4
Absatz 2, Artikel 6 Absatz 4 und
Artikel 17 Absatz 1 der SSM-
Verordnung

Artikel 11 bis 17 der SSM-
Rahmenverordnung

Artikel 35 bis 39 CRD

Technische Regulierungsstandards
zu den Informationen, die
zustandige Behorden von
Herkunfts- und
Aufnahmemitgliedstaaten einander
zur Verfigung stellen miissen
(Delegierte Verordnung (EU)

Nr. 524/2014 der Kommission)

Technische Regulierungsstandards
zu den Angaben bei Ausiibung des
Niederlassungsrechts und des
freien Dienstleistungsverkehrs
(Delegierte Verordnung (EU)

Nr. 1151/2014 der Kommission)

Technische
Durchflihrungsstandards in Bezug
auf den Informationsaustausch
zwischen den zusténdigen
Behérden von Herkunfts- und
Aufnahmemitgliedstaaten geman
der Richtlinie 2013/36/EU des
Europaischen Parlaments und des
Rates (Durchfiihrungsverordnung
(EU) Nr. 620/2014)

Technische
Durchfiihrungsstandards in Bezug
auf

Standardformulare, -meldebdgen
und -verfahren fur Notifizierungen
im Zusammenhang mit der
Ausiibung des
Niederlassungsrechts und des
freien Dienstleistungsverkehrs
gemal der Richtlinie 2013/36/EU
des Europaischen Parlaments und
des Rates
(Durchflihrungsverordnung (EU)
Nr. 926/2014)

Nutzung des Europaischen Passes

Ein Institut, dem in einem Mitgliedstaat eine Bankzulassung erteilt wurde, kann den
Europaischen Pass nutzen: das Niederlassungsrecht und den freien
Dienstleistungsverkehr innerhalb der Mitgliedstaaten der Europaischen Union. Die
Nutzung des Européaischen Passes erfolgt entweder durch Errichtung einer
Zweigstelle in einem anderen Mitgliedstaat oder durch Bereitstellung von
Dienstleistungen in einem anderen Mitgliedstaat. Voraussetzung fur die Nutzung des
Europaischen Passes ist eine Benachrichtigung der NCA des jeweiligen
Herkunftsmitgliedstaats.

Nutzung des Europaischen Passes innerhalb des SSM

Wenn ein Sl eines teilnehmenden Mitgliedstaats eine Zweigstelle in einem anderen
teilnehmenden Mitgliedstaat errichten mochte, ist eine Benachrichtigung der NCA
des Herkunftsmitgliedstaats erforderlich und das Institut muss ihr Informationen nach
MaRgabe der Anforderungen der CRD zur Verfligung stellen. Die NCA des
Herkunftsmitgliedstaats informiert daraufhin unverziglich die EZB. Das JST prift
anschlieRend, ob die Anforderungen fur die Errichtung einer Zweigstelle erfillt sind.
Ist dies der Fall, leitet das JST seine Beurteilung dem Aufsichtsgremium zur
Kenntnisnahme weiter. Die Generaldirektion SSM-Governance und operatives
Geschaft (DG/SGO) teilt dem Sl und den NCAs der Herkunfts- und
Aufnahmemitgliedstaaten vor Ablauf der Frist die relevanten Informationen zum
Europaischen Pass fiir die Zweigstelle mit. Nach Zugang der Mitteilung kann das Sl
die Zweigstelle errichten und die Geschéftstatigkeit aufnehmen. Kommt das JST zu
dem Schluss, dass die Anforderungen nicht erfillt sind, bereitet es einen
ablehnenden Beschluss gemaf dem Verfahren der impliziten Zustimmung vor, und
dem S| wird das Recht auf rechtliches Gehor eingeraumt.

Beabsichtigt ein LS| die Errichtung einer Zweigstelle in einem anderen
teilnehmenden Mitgliedstaat, so ist gemaf den Anforderungen der CRD eine
Benachrichtigung der NCA des Herkunftsmitgliedstaats erforderlich. Die NCA des
Herkunftsmitgliedstaats pruft, ob die Anforderungen zur Errichtung einer Zweigstelle
erfillt sind, und fasst ihren Beschluss gemaf ihren internen Beschlussverfahren.

Sind die Anforderungen nicht erflllt, teilt die NCA des Herkunftsmitgliedstaats dem
antragstellenden Institut den ablehnenden Beschluss mit. Fasst die NCA des
Herkunftsmitgliedstaats innerhalb der mafRRgeblichen Frist nach Eingang des
Benachrichtigungsschreibens einen zustimmenden Beschluss oder keinen
gegenteiligen Beschluss, kann die Zweigstelle errichtet werden und ihre Tatigkeit
aufnehmen. Die NCA des Herkunftsmitgliedstaats Gbermittelt das
Benachrichtigungsschreiben gemeinsam mit den anwendbaren erforderlichen
Informationen an die NCA des teilnehmenden Mitgliedstaats, in dem die Zweigstelle
errichtet werden soll, und an die EZB.

Wenn ein Sl eines teilnehmenden Mitgliedstaats erstmals die Austibung des freien
Dienstleistungsverkehrs in einem anderen teilnehmenden Mitgliedstaat anstrebt, ist
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gemal den Anforderungen der CRD eine Benachrichtigung der NCA des
Herkunftsmitgliedstaats erforderlich. Die NCA des Herkunftsmitgliedstaats setzt die
EZB und die NCA des Aufnahmemitgliedstaats tber den Empfang der
Benachrichtigung in Kenntnis. Beabsichtigt ein LS| die Auslibung des freien
Dienstleistungsverkehrs, so ist gemaf den Anforderungen der CRD eine
Benachrichtigung der NCA des Herkunftsmitgliedstaats erforderlich. Die EZB wird
von der Benachrichtigung in Kenntnis gesetzt.

Nutzung des Europaischen Passes durch Kreditinstitute, die in
nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten niedergelassen sind

Wenn ein Institut aus einem nicht teilnehmenden Mitgliedstaat die Errichtung einer
Zweigstelle in einem teilnehmenden Mitgliedstaat beabsichtigt, ist eine
Benachrichtigung der NCA des Herkunftsmitgliedstaats erforderlich. Diese NCA
pruft, ob die Anforderungen fir die Nutzung des Europaischen Passes erfillt sind.
Sind die Anforderungen erflillt, so setzt die NCA des Herkunftsmitgliedstaats die
NCA des Aufnahmemitgliedstaats hiervon in Kenntnis. Nach Empfang dieser
Benachrichtigung informiert die NCA des Aufnahmemitgliedstaats die EZB, die
anschlielend die Bedeutung der Zweigstelle beurteilt.

Wird die Zweigstelle als bedeutend eingestuft, arbeitet die EZB einen Vorschlag flr
einen entsprechenden Beschluss aus. Die Aufsicht Uber die bedeutende Zweigstelle
obliegt kuinftig der EZB, die gegebenenfalls festlegt, unter welchen Bedingungen die
Zweigstelle ihre Tatigkeiten im Aufnahmemitgliedstaat austiben kann. Die DG/SGO
informiert die NCA des Herkunftsmitgliedstaats, die NCA des
Aufnahmemitgliedstaats und das antragstellende Institut.

Wird die Zweigstelle als weniger bedeutend eingestuft, wird das Aufsichtsgremium
gebeten, die von der Abteilung Zulassungsverfahren der DG/SGO durchgefiihrte
Beurteilung der Bedeutung zu bestatigen. Die Aufsicht tGber die weniger bedeutende
Zweigstelle obliegt kiinftig der NCA des Aufnahmemitgliedstaats, die gegebenenfalls
festlegt, unter welchen Bedingungen die Zweigstelle ihre Tatigkeit im
Aufnahmemitgliedstaat ausiiben kann. Die NCA des Aufnahmemitgliedstaats
informiert die NCA des Herkunftsmitgliedstaats und das antragstellende Institut.

Beabsichtigt ein Institut aus einem nicht teiinehmenden Mitgliedstaat die
Bereitstellung von Dienstleistungen in einem teilnehmenden Mitgliedstaat, ist eine
Benachrichtigung der NCA des Herkunftsmitgliedstaats erforderlich, die wiederum
die NCA des Aufnahmemitgliedstaats von dem Vorgang in Kenntnis setzt. Nach
Empfang der Benachrichtigung setzt die NCA des Aufnahmemitgliedstaats die EZB
hiervon in Kenntnis und unterrichtet das antragstellende Institut Gber die
Bedingungen, denen der freie Dienstleistungsverkehr nach nationalem Recht und
aus Grinden des Allgemeininteresses unterliegt. Die EZB nimmt die Aufgaben der
zustandigen Behdrde des Aufnahmemitgliedstaats fur in nicht teilnehmenden
Mitgliedstaaten errichtete Kreditinstitute wahr, die das Recht auf freien
Dienstleistungsverkehr in teiinehmenden Mitgliedstaaten ausiben.
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Nutzung des Europaischen Passes aulierhalb des SSM durch in
teilnehmenden Mitgliedstaaten niedergelassene Kreditinstitute

Wenn ein Sl in einem nicht teilnehmenden Mitgliedstaat eine Zweigstelle errichten
oder das Recht auf freien Dienstleistungsverkehr ausiben mdchte, ist eine
Benachrichtigung der jeweiligen NCA erforderlich. Nach Empfang der
Benachrichtigung informiert die NCA die EZB, die die Befugnisse der zustandigen
Behorde des Aufnahmemitgliedstaats austbt. Insbesondere prift das JST, ob die
Anforderungen fir die Errichtung einer Zweigstelle erflillt sind.

Sind die Anforderungen erfillt, erstellt das JST in Abstimmung mit der Abteilung
SSM-Sekretariat einen Vorschlag fir das Aufsichtsgremium zur Kenntnisnahme (im
Wege des schriftlichen Verfahrens) oder einen Vorschlag an die obere
Flhrungsebene der EZB, sofern das Verfahren die Kriterien fir die
Befugnisibertragung erflllt. AnschlieRend unterrichtet die DG/SGO die NCA des
Aufnahmemitgliedstaats innerhalb von drei Monaten ber das positive Ergebnis der
Beurteilung. Diese nennt dem antragstellenden Institut dann die Bedingungen, die
aus Grunden des Allgemeininteresses fiir die Austibung der Geschaftstatigkeit der
Zweigstelle im Aufnahmemitgliedstaat gelten. Wenn das JST zu dem Schluss
kommt, dass die Anforderungen nicht erflllt sind, erarbeitet es einen Vorschlag fir
einen ablehnenden Beschluss, der im Rahmen des Verfahrens der impliziten
Zustimmung vom Aufsichtsgremium genehmigt und vom EZB-Rat erlassen wird. Das
Recht auf rechtliches Gehor ist einzuraumen. Nach Erlass des Beschlusses setzt die
DG/SGO das antragstellende Institut von dem ablehnenden Beschluss in Kenntnis
und informiert die NCA des Aufnahmemitgliedstaats.

Méochte ein LSI in einem nicht teilnehmenden Mitgliedstaat eine Zweigstelle
errichten, ist eine Benachrichtigung der NCA des Herkunftsmitgliedstaats
erforderlich. Die NCA des Herkunftsmitgliedstaats informiert die NCA des nicht
teilnehmenden Mitgliedstaats und leitet die Benachrichtigung gleichzeitig der EZB
weiter.

Méochte ein Sl in einem nicht teilnehmenden Mitgliedstaat das Recht auf freien
Dienstleistungsverkehr ausiben, benachrichtigt das JST die NCA des nicht
teilnehmenden Aufnahmemitgliedstaats, in dem die Dienstleistungen erbracht
werden sollen, innerhalb von einem Monat. Wenn ein LSl in einem nicht
teilnehmenden Mitgliedstaat das Recht auf freien Dienstleistungsverkehr austiben
mochte, muss es die jeweilige NCA des Herkunftsmitgliedstaats hiervon in Kenntnis
setzen. Die NCA des Herkunftsmitgliedstaats informiert dann die NCA des nicht
teilnehmenden Mitgliedstaats und leitet die Benachrichtigung der EZB weiter.

Benachrichtigung Gber Anderungen bezliglich der Zweigstellen und
der Ausubung des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr

Bei Anderungen der Zweigstellen von Sls — beispielsweise Erbringung zuséatzlicher
Dienstleistungen durch die Zweigstelle, Einstellung der Dienstleistungserbringung
durch die Zweigstelle, Einstellung der Geschéaftstatigkeit der Zweigstelle,
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3.2

Artikel 6 Absatz 4 und Artikel 6

Absatz 5 Buchstabe b der SSM-

Verordnung

Artikel 39 bis 72 der SSM-
Rahmenverordnung

3.2.1

Personalveranderungen in der Geschéftsleitung der Zweigstelle oder Anderung des
offiziellen Namens oder der offiziellen Anschrift der Zweigstelle — benachrichtigt die
NCA des teilnehmenden Mitgliedstaats, in dem das Sl seinen Hauptsitz hat, die NCA
des Aufnahmemitgliedstaats und die EZB.

Anderungen beziiglich der von Sls im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs
erbrachten Dienstleistungen sind der EZB unmittelbar mitzuteilen. Die
Benachrichtigung der NCA des Aufnahmemitgliedstaats erfolgt auf NCA-Ebene. Im
Fall von Anderungen in Bezug auf Zweigstellen von LSls und Dienstleistungen, die
im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs in nicht teilnehmenden
Mitgliedstaaten erbracht werden, ist keine Benachrichtigung der EZB erforderlich.
Dieses Verfahren erfolgt ebenfalls auf NCA-Ebene.

Beurteilung der Bedeutung von Instituten

Inwieweit die EZB fur die Aufsicht Uber ein Kreditinstitut zustandig ist, hangt von
dessen Bedeutung ab, die auf der obersten Konsolidierungsebene in den
teilnehmenden Mitgliedstaaten bestimmt wird. Die EZB verfligt Gber Prozesse zur
Beurteilung der Bedeutung beaufsichtigter Unternehmen auf der Grundlage der in
der SSM-Verordnung festgelegten Kriterien sowie zur Identifizierung einer
Statusanderung eines beaufsichtigten Unternehmens von bedeutend zu weniger
bedeutend und umgekehrt. Bei einer solchen Statusanderung ist eine angemessene
Ubergabe der aufsichtlichen Zustandigkeit von der EZB an die NCA oder umgekehrt
erforderlich, mit der eine kontinuierliche und effektive Aufsicht Uber das Institut
sichergestellt wird. Gemafll SSM-Rahmenverordnung ist die EZB verpflichtet, eine
Liste der beaufsichtigten Unternehmen zu verdéffentlichen und auf dem aktuellen
Stand zu halten. Die Liste wird von der Abteilung Zulassungsverfahren gefiihrt, die
auflerdem in enger Zusammenarbeit mit den JSTs und den NCAs regelmafige und
anlassbezogene Beurteilungen der Bedeutung beaufsichtigter Unternehmen
koordiniert.

Kriterien fur die Beurteilung der Bedeutung

In der SSM-Verordnung und der SSM-Rahmenverordnung sind funf Kriterien fur die
Beurteilung der Bedeutung einer Bank festgelegt: a) GréRe, b) Relevanz fir die
Wirtschaft, c) Bedeutung der grenziiberschreitenden Tatigkeiten, d) direkte
offentliche finanzielle Unterstlitzung, e) ob die Bank eines der drei bedeutendsten
Kreditinstitute in seinem Mitgliedstaat ist.

Wenn mindestens eines der vorgenannten Kriterien erfiillt ist, andert sich der Status
der Bank von weniger bedeutend zu bedeutend. Im Gegensatz dazu wird keine
Statusanderung von bedeutend zu weniger bedeutend ausgel6st, wenn eines der
Kriterien fir die Bedeutung einmalig nicht erfillt wird. Vielmehr muss die Bank
gemal SSM-Rahmenverordnung in drei aufeinanderfolgenden Kalenderjahren die
mafgeblichen Kriterien nicht erfillen, damit eine Neueinstufung erfolgen kann.
Durch die Dreijahresregel soll ein rascher oder wiederholter Wechsel der
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3.2.2

aufsichtlichen Zustandigkeiten zwischen den NCAs und der EZB vermieden werden.
Abweichungen von dieser Regel sind allerdings zulassig, wenn dies durch
aulergewodhnliche, in der SSM-Rahmenverordnung angefihrte Umstande
gerechtfertigt ist.

Falls keines der funf Kriterien fur die Einstufung als bedeutendes Institut erfullt ist,
kann die EZB gemal der SSM-Verordnung und der SSM-Rahmenverordnung
jederzeit auf eigene Initiative oder auf Ersuchen einer NCA beschlieRRen, die direkte
Aufsicht Uber eine Bank zu Ubernehmen, wenn dies fiir die Sicherstellung der
koharenten Anwendung hoher Aufsichtsstandards erforderlich ist. AuRerdem kann
die EZB in Abstimmung mit der NCA beschlief3en, die Einstufung einer Bank als
weniger bedeutend beizubehalten, obwohl die betreffende Bank die Kriterien fir die
Einstufung als bedeutend erfillt, wenn in Anbetracht der Umstande davon
auszugehen ist, dass die NCA besser in der Lage ist, die Bank direkt zu
beaufsichtigen, als die EZB.

Verfahren zur Beurteilung der Bedeutung

Das Verfahren zur Beurteilung der Bedeutung von Banken anhand der in der SSM-
Verordnung und der SSM-Rahmenverordnung festgelegten Kriterien wird von der
EZB sowohl regelmaRig als auch anlassbezogen durchgefihrt.

Die regelmafige oder jahrliche Beurteilung der Bedeutung erstreckt sich auf alle
Unternehmen, die der europaischen Bankaufsicht unterliegen, und findet einmal im
Jahr statt. Jedes Institut wird auf der obersten Konsolidierungsebene innerhalb der
europaischen Bankenaufsicht dahingehend beurteilt, ob es aufgrund seiner
normalen Geschéaftstatigkeit eines der Kriterien fir die Einstufung als bedeutendes
Institut erfullt. Die JSTs beurteilen Sls, um festzustellen, ob sie weiterhin eines der
Kriterien fir die Einstufung als bedeutendes Institut erfillen, wohingegen LSIs von
der jeweiligen NCA beurteilt werden, um festzustellen, ob sie eines der Kriterien
erfillen. Dieser Prozess wird von der Abteilung Zulassungsverfahren der DG/SGO
koordiniert und beaufsichtigt.

Anlassbezogene Beurteilungen der Bedeutung beziehen sich auf beaufsichtigte
Unternehmen, die von aulerhalb ihres normalen Geschéaftsbetriebs liegenden
Ereignissen und Veranderungen der Gruppenstruktur betroffen sind, beispielsweise
Fusionen, Ubernahmen, der Griindung neuer Unternehmen oder dem Entzug von
Zulassungen. Wenn ein Ereignis eintritt, das sich auf die Einstufung der Bedeutung
von Sls oder LSIs auswirken kann, ist es daher zwingend erforderlich, dass das
zustandige JST oder die zustandige NCA die Abteilung Zulassungsverfahren
daruber informieren, damit eine anlassbezogene Beurteilung der Bedeutung erfolgen
kann.
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3.2.3

3.3

Artikel 21a CRD in der in nationales
Recht umgesetzten Form

Die Rolle der EZB bei der
Zulassung (gemischter)
Finanzholdinggesellschaften

Ubertragung der Aufsicht

Wenn die EZB aufgrund einer regelmafigen oder anlassbezogenen Beurteilung der
Bedeutung einen Beschluss zur Ubertragung der Aufsicht von einer NCA an die EZB
oder umgekehrt erlassen hat, beginnen die MalRnahmen zur Umsetzung dieses
Beschlusses. Dabei arbeiten die EZB und die betreffende NCA gemafR der SSM-
Rahmenverordnung zusammen, um den reibungslosen Ubergang der
Aufsichtsbefugnisse sicherzustellen. In der SSM-Rahmenverordnung ist zudem
geregelt, wie die EZB und die NCA mit schwebenden Verfahren in Bezug auf das
Institut, dessen Bedeutungsstatus sich andert, umgehen sollten.

Wird die Aufsicht von einer NCA an die EZB (ibertragen, so ibernimmt die EZB die
Zustandigkeit fur die direkte Aufsicht Gber das betreffende Institut innerhalb eines
geplanten Zeitraums. Damit die EZB die Aufsichtsbefugnisse Ubernehmen kann,
wird ein neues JST eingerichtet. Uber die Zusammensetzung und
Personalausstattung des JST wird entschieden, bevor die Vorbereitungen fir die
Ubertragung der Aufsicht beginnen.

Wird die Aufsicht von der ECB an eine NCA Ubertragen, Ubernimmt die NCA die

Zustandigkeit fir die direkte Aufsicht Gber das betreffende Institut innerhalb eines
geplanten Zeitraums. Die Zustandigkeit fir zentrale Aufsichtsaufgaben geht vom

JST auf die NCA (ber.

Zulassung als (gemischte)
Mutterfinanzholdinggesellschaft

Viele beaufsichtigte Kreditinstitute werden von einem Mutterunternehmen
kontrolliert. Es ist wichtig, dass die Aufsichtsbehdrden auch dieses
Mutterunternehmen tGberwachen, insbesondere um festzustellen, ob es als
Finanzholdinggesellschaft oder gemischte Finanzholdinggesellschaft einzustufen ist.
Dies gewahrleistet die wirksame Beaufsichtigung der von einem anderen
Unternehmen kontrollierten Banken sowie einen koordinierten Uberblick tber die
gesamte Gruppe.

Seit der Einfuhrung der CRD V unterliegen daher auch (gemischte)
Mutterfinanzholdinggesellschaften einem Zulassungsverfahren. Nach der Zulassung
Ubernimmt das Mutterunternehmen die Verantwortung dafir, dass die konsolidierten
Aufsichtsanforderungen in der gesamten beaufsichtigten Gruppe eingehalten
werden. In der Vergangenheit war das als Kreditinstitut zugelassene
Tochterunternehmen dafir verantwortlich, die Einhaltung der
Aufsichtsanforderungen auf konsolidierter Basis sicherzustellen. Die (gemischte)
Mutterfinanzholdinggesellschaft kann auch von der Zulassung befreit werden, wenn
die in den Rechtsvorschriften festgelegten kumulativen Voraussetzungen erfiillt sind
und ein anderes Unternehmen diese Verantwortung innerhalb der Gruppe
Ubernimmt.
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3.3.1

Wenn der EZB die Aufsicht Gber eine bedeutende Bankengruppe obliegt, ist sie auch
fur die Zulassung oder Befreiung von der Zulassung der jeweiligen (gemischten)
Mutterfinanzholdinggesellschaften zustandig. In einigen Fallen wird die EZB mit
einer anderen zustandigen Behorde aulierhalb des SSM einen gemeinsamen
Beschluss fassen. Fur die Zulassung oder diesbeziigliche Befreiung der
Mutterunternehmen von weniger bedeutenden Bankengruppen sind die NCAs
zustandig, die diese Gruppen beaufsichtigen.

Kriterien

Um eine Zulassung zu erhalten, muss die (gemischte)
Mutterfinanzholdinggesellschaft die folgenden Kriterien erfillen:

. Die internen Vereinbarungen und die Aufgabenverteilung innerhalb der
beaufsichtigten Gruppe mussen geeignet sein, um alle Tochterunternehmen
effektiv zu koordinieren, Konflikte innerhalb der Gruppe zu verhindern oder zu
bewaltigen und gruppenweite Strategien durchzusetzen.

. Der Aufbau der Gruppe darf die wirksame Beaufsichtigung der Tochterinstitute
oder der (gemischten) Mutterfinanzholdinggesellschaften nicht verhindern. Die
Rolle und die Stellung des Mutterunternehmens in der beaufsichtigten Gruppe
und die allgemeine Beteiligungsstruktur sind dabei wichtige Faktoren.

. Die Anforderungen an die Eignung der Anteilseigner sowie an die fachliche
Qualifikation und persénliche Zuverlassigkeit der Mitglieder des Leitungsorgans
mussen erflllt sein.

Sind diese Kriterien erfillt, so erteilt die EZB die Zulassung und beginnt mit der
laufenden Uberwachung der Einhaltung der Kriterien. Stellt sie fest, dass die
Kriterien nicht oder nicht mehr erfillt sind, so kann sie der (gemischten)
Mutterfinanzholdinggesellschaft AufsichtsmalRnahmen auferlegen, um eine wirksame
Beaufsichtigung und die Einhaltung der Anforderungen sicherzustellen oder
wiederherzustellen.

Die (gemischte) Mutterfinanzholdinggesellschaft kann nur von der Zulassung befreit
werden, wenn sie die folgenden Kriterien erflllt:

Die Haupttatigkeit des Mutterunternehmens besteht im Erwerb von
Beteiligungen;

. das Mutterunternehmen ist nicht als eine Abwicklungseinheit benannt worden;

° ein anderes Tochterkreditinstitut der beaufsichtigten Gruppe ist als daflr
verantwortlich benannt worden, sicherzustellen, dass die Gruppe die
Aufsichtsanforderungen auf konsolidierter Basis einhalt;

. das Mutterunternehmen trifft keine Entscheidungen mit Auswirkungen auf die
gesamte beaufsichtigte Gruppe;
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3.3.2

3.3.3

e  es besteht kein Hindernis fir die wirksame Beaufsichtigung der Gruppe.

Die EZB pruft sorgfaltig, ob diese Kriterien erfullt sind, und gewahrt nur dann
Befreiungen von einer Zulassung, wenn alle der oben genannten Kriterien erfillt
sind.

Zeitrahmen

Beabsichtigt die EZB, die Zulassung oder Befreiung zu verweigern, so teilt sie dies
dem Antragsteller innerhalb von vier Monaten nach Eingang der vollstandigen
Antragsunterlagen mit. Die EZB trifft in jedem Fall innerhalb von sechs Monaten
nach Eingang des Antrags eine Entscheidung.

Ablauf

Antragsteller, die Teil einer bedeutenden Gruppen werden, werden aufgefordert, ihre
Antrage uber das IMAS-Portal einzureichen.

Abbildung 13
Uberblick liber den Ablauf
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3.4

3.4.1

Artikel 6, 24, 99, 100, 101, 394, 415
und 430 CRR

Artikel 10 und Erwagungsgrund 47
der SSM-Verordnung

Artikel 139, 140 und 141 der SSM-
Rahmenverordnung

Erhebung von Aufsichtsdaten

Sowohl fiir die externen als auch fiir die vor Ort durchgefiihrten Aufsichtstatigkeiten
mussen sachdienliche Informationen beschafft, verarbeitet und analysiert werden.
Die Verfugbarkeit und der Austausch von Informationen, einschlief3lich Daten, bilden
die Grundvoraussetzung fiir die Koordination der Aufsichtstatigkeiten zwischen der
EZB und den NCAs sowie flr die Kommunikation mit meldenden Unternehmen.
Nach der Ermittlung des aufsichtlichen Meldebedarfs und der Festlegung eines
entsprechenden Prozesses fiir die Erhebung von Daten von den beaufsichtigten
Unternehmen beurteilen die NCAs und die EZB die Datenqualitat, um
sicherzustellen, dass die erhaltenen Daten bestimmte Mindestanforderungen
erfillen.

Feststellung des aufsichtlichen Meldebedarfs

Damit die JSTs ihren Aufgaben im Rahmen der laufenden Aufsicht nachkommen
koénnen, missen sie zeitnah Uber alle relevanten Informationen zu dem
beaufsichtigten Unternehmen verflgen.

Das aufsichtliche Meldewesen umfasst standardisierte Informationen zur
finanziellen und zur aufsichtlichen Situation beaufsichtigter Unternehmen und
beinhaltet eine grolRe Menge an regelmafRig gemeldeten aufsichtlichen Daten und
Berichten. Zudem werden zusatzliche Datenerhebungen vorgenommen, um
spezifischen Datenbedarf zu decken.

Die Generaldirektion Horizontale Aufsicht (DG/HOL) und die Direktion
Aufsichtsstrategie und -risiko (D/SSR) arbeiten eng mit den JSTs zusammen und
spielen eine zentrale Rolle bei der Ermittlung des aufsichtlichen Meldebedarfs und
bei der Koordinierung der Prozesse, die fur die Umsetzung dieser Anforderungen in
Rechtsakte erforderlich sind.

In Erwagungsgrund 47 der SSM-Verordnung heif’t es, die EZB sollte ,im Interesse
einer wirksamen Wahrnehmung ihrer Aufgaben berechtigt sein, alle erforderlichen
Informationen anzufordern sowie gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit den
zustandigen nationalen Behérden Untersuchungen und Prifungen vor Ort
durchzufiihren. Die EZB und die nationalen zustandigen Behdrden sollten auf
dieselben Informationen zugreifen kdnnen, so dass Kreditinstitute diese Daten nicht
mehrfach bereitstellen missen.*

Die EZB kann von juristischen oder natiirlichen Personen die Vorlage jeglicher
Informationen verlangen, die sie fur die Wahrnehmung der ihr durch die SSM-
Verordnung ubertragenen Aufgaben bendtigt, einschliellich der Informationen, die in
regelmafigen Abstanden und in festgelegten Formaten zu Aufsichts- und
Statistikzwecken zur Verfligung zu stellen sind. Die EZB erhebt aufsichtliche Daten
vorwiegend von den NCAs im Wege des sogenannten sequenziellen Ansatzes.
Erhalt die EZB Informationen direkt von juristischen oder nattirlichen Personen, so
stellt sie diese Informationen den jeweils zustandigen NCAs zur Verfiigung. Die EBA
hat den Auftrag, das aufsichtliche Meldewesen in der EU zu harmonisieren.
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3.4.2

Verordnung der EZB Uber die
Meldung aufsichtlicher
Finanzinformationen (EZB/2015/13)

Beschluss der EZB liber die
Lieferung der aufsichtlichen Daten
an die EZB, die von den
beaufsichtigten Unternehmen den
nationalen zusténdigen Behorden
gemeldet werden (EZB/2023/18)

Beschluss der EZB zur Meldung
von Finanzierungspléanen von
beaufsichtigten Unternehmen durch
die nationalen zusténdigen
Behdrden an die Europaische
Zentralbank (EZB/2023/19)

Allerdings kann die EZB gemal der SSM-Rahmenverordnung von beaufsichtigten
Unternehmen verlangen, dass sie ihr Uber die von der EBA harmonisierten
Informationen hinaus zusatzliche Aufsichtsinformationen vorlegen, wenn diese zur
Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben der erforderlich sind. Die EZB kann die
Kategorien der vorzulegenden Informationen sowie die Verfahren, Formate,
Zeitabstande und Fristen flr die Vorlage der betreffenden Informationen festlegen.

Dabei wird unterschieden zwischen a) regelmafiigen Meldungen, die auf dem
Melderahmen der EBA oder einer Verordnung/einem Beschluss der EZB basieren,
und b) Ad-hoc-Meldungen (oder erganzenden Datenerhebungen), die auf
Aufsichtsbeschliissen beruhen.

Regelmalige Meldungen

Die Durchfiihrungsverordnung der Europaischen Kommission zur Festlegung
technischer Durchfiihrungsstandards (Implementing Technical Standards —
ITS) fur aufsichtliche Meldungen von Instituten enthalt detaillierte Anforderungen fir
die Meldungen zu Eigenmitteln und Finanzinformationen, einschlief3lich
Melderahmen fiir die allgemeine Berichterstattung (COREP) und die
Finanzberichterstattung (FINREP), Liquiditdtsdeckungsquote, strukturelle
Liquiditatsquote, GroRRkredite und Verschuldungsquote. Weitere
Meldeanforderungen sind in verschiedenen Leitlinien und Beschllissen der EBA
festgelegt. Der Melderahmen der EBA umfasst alle ITS, Leitlinien und Beschlisse
der EBA zum aufsichtlichen Meldewesen. In jedem Rechtsakt in Bezug auf den
Melderahmen der EBA sind Umfang, Format, Turnus und Einreichungstermine
geregelt und die verschiedenen Meldepflichten explizit definiert. AuRerdem wird
darin festgelegt, wie die in der CRR vorgesehenen gesetzlichen Anforderungen in
analysefahige Daten umgesetzt werden. Zu diesem Zweck wurden verschiedene
Meldebogen entworfen, die die Institute ausfillen und bei der jeweiligen NCA
einreichen mussen. Im Rahmen des sequenziellen Ansatzes leitet die NCA die
Daten anschlieend an die EZB weiter. Im Melderahmen der EBA findet sich der
grolte Teil der Meldeanforderungen, die auf EU-Ebene bei der aufsichtlichen
Bewertung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen sowie fur Abwicklungszwecke
zugrunde gelegt werden.

In der Verordnung der EZB liber die Meldung aufsichtlicher
Finanzinformationen werden die in den ITS festgelegten Anforderungen fur
Meldungen erweitert, um Einheitlichkeit zu gewahrleisten und die Vergleichbarkeit
zwischen beaufsichtigten Unternehmen, die in den teilnehmenden Mitgliedstaaten
niedergelassen sind, zu verbessern. Insbesondere werden die harmonisierten
regelmaRigen Meldungen von Finanzinformationen ausgeweitet auf die
konsolidierten Berichte von Instituten, die nationale Rechnungslegungsstandards
anwenden, sowie auf Einzelberichte, beispielsweise fur beaufsichtigte
Einzelunternehmen.

Die DG/HOL ist fur Angelegenheiten des aufsichtlichen Meldewesens zustandig, die
mit der Festlegung des aufsichtlichen Meldebedarfs und dessen Umsetzung in
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3.4.3

Rechtsakte zu tun haben. Die Abteilung Bankenaufsichtsdaten der Generaldirektion
Statistik ist hingegen fur die Operationalisierung des Prozesses zur Erhebung,
Sammlung und Weitergabe der entsprechenden Daten verantwortlich.

Anlassbezogene oder zusatzliche Datenerhebungen

Zusatzlich zu den regelmafig gemeldeten Aufsichtsdaten erhebt die EZB auch
erganzende Daten zu bestimmten Zwecken.

Eine dieser anlassbezogenen Datenerhebungen, das sogenannte Kurzfristprojekt
(Short Time Exercise — STE), wurde zur Erganzung der Daten entwickelt, die der
Europaischen Bankenaufsicht im Rahmen des aufsichtlichen Uberpriifungs- und
Bewertungsprozesses (SREP) zur Verfligung stehen, und ist fir Saule-2-Zwecke
zugeschnitten. Die Datenerhebung im Rahmen des STE erfolgt bei SlIs auf der
obersten Konsolidierungsebene sowie bei bestimmten Tochtergesellschaften von
Sls, die von den JSTs auf der Grundlage von Artikel 10 der SSM-Verordnung
ermittelt wurden. Sie wird den betroffenen Instituten Uber ein aufsichtliches
Schreiben der EZB mitgeteilt. Der Meldebedarf im Rahmen des STE wird jedes Jahr
vor Beginn des jahrlichen SREP Uberpriift.

Da sich die STE-Datenerhebung am Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit orientiert,
richtet sich die Anzahl der zu meldenden Datenpunkte nach der Komplexitat des
Instituts. Kleinere Unternehmen missen folglich in verschiedenen Meldebdgen fiir
die STE-Datenerhebung weniger Datenpunkte eintragen. AuRerdem werden in der
Regel zwei Datenqualitatsberichte pro Produktionszyklus erstellt: einer unmittelbar
nach dem Datum der Einreichung — fiir einen ersten Uberblick — und ein zweiter,
zusammenfassender Bericht, in der Regel sechs bis acht Wochen nach dem
festgesetzten Einreichungstermin, wenn davon auszugehen ist, dass die erhobenen
aggregierten Daten weitgehend auf dem endglltigen Stand sind. Da die STE-Daten
von der Plattform zur zentralisierten Ubermittlung von Daten (Centralised
Submission Platform — CASPER) sofort verarbeitet und validiert werden, stehen sie
den Aufsichtsbehdrden weniger als 24 Stunden nach der Einreichung zur Verfigung.
Die Aktualisierung neu eingereichter Daten und korrigierter Indikatoren erfolgt
taglich, auf Anfrage auch haufiger.

Die EZB erhebt auch zusétzliche Daten, die in den vorstehend erlauterten
Datenerhebungen nicht erfasst sind. Hierzu zahlen beispielsweise Daten, die fir die
Arbeit der Aufsichtsbehérden und fiir thematische Uberpriifungen benétigt werden.
Zudem koénnen den Instituten auf Einzelfallbasis bestimmte individuelle
Meldepflichten auferlegt werden. Fur die Gestaltung und Umsetzung des
Meldebedarfs und der Meldeformate sind die DG/HOL und die Abteilung
Bankenaufsichtsdaten der DG/S zustandig. Zusatzlich erhobene Daten mussen
grundsatzlich mit den bestehenden und bislang geltenden Meldestandards vereinbar
sein, die im Melderahmen der EBA niedergelegt sind. So wird eine solide einheitliche
Basis gewahrleistet. Diese Standards sind fur die EZB von gro3em Nutzen, und sie
greift regelmafig darauf zurlick. Im Rahmen ihres Prozesses fur die Einleitung einer
neuen Datenerhebung prift die EZB immer, ob die anzufordernden Daten bereits
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verfugbar sind oder von den Aufsichtsbehdrden eingeholt werden kénnen, ohne
dass den Banken zuséatzlicher Meldeaufwand entsteht. Zu diesem Zweck
katalogisiert die Bankenaufsicht der EZB alle von ihr erlassenen Anforderungen
mikroprudenzieller Daten. Auf diese Weise verringert sie den Meldeaufwand fur
beaufsichtigte Institute und vermeidet Doppelmeldungen.

Sobald sich ihre zusatzlichen Meldeanforderungen stabilisiert haben, schlagt die
EZB angemessene Anderungen am Melderahmen der EBA vor, um die ergénzende
Datenerhebungen zu reduzieren.

Verarbeitung von Aufsichtsdaten

Die aufsichtlichen Meldungen basieren auf dem Melderahmen der EBA und der
Verordnung der EZB Uber die Meldung aufsichtlicher Finanzinformationen. Die NCAs
erheben diese Daten von den in ihrem Rechtsgebiet niedergelassen beaufsichtigten
Unternehmen und Ubermitteln sie der EZB. Dieser sequenzielle Ansatz gilt allerdings
nicht fur die technischen Durchfiihrungsstandards fir die aufsichtlichen Meldungen
und die Offenlegung der Mindestanforderung an Eigenmittel und
berlicksichtigungsfahige Verbindlichkeiten (MREL) und die Anforderungen an die
Gesamtverlustabsorptionsfahigkeit (TLAC). Um Doppelmeldungen der Banken an
NCAs und nationale Abwicklungsbehérden zu vermeiden, werden diese Daten Gber
den Einheitlichen Abwicklungsausschuss erhoben, der seine Daten von den
nationalen Abwicklungsbehdrden bezieht. Die Abteilung Bankenaufsichtsdaten der
DG/S ist fur die Erhebung der Daten aus dem Melderahmen der EBA einschlieRlich
erweiterte FINREP zustandig. Diese Daten werden von den NCAs oder dem
Einheitlichen Abwicklungsausschuss im XBRL-Format in das Supervisory Banking
Data System (SUBA) hochgeladen. Nach erfolgreichem Eingang und Hochladen
einer Datei in das SUBA (d. h. die Datei erfiillt die Anforderungen der EBA und der
EZB an die Einreichung von Dateien) beginnt das System mit der Bewertung der
Daten. Dafur fuhrt das System automatisch eine Reihe umfassender
Validierungsprifungen durch. Die Daten werden dabei dreifach geprift: Erstens wird
anhand von Validierungsregeln der EBA die Koharenz und Genauigkeit der Daten in
einem gegebenen Modul oder in zwei verschiedenen Modulen Uberprift. Diese
Regeln werden regelmafig auf der \Website der EBA zu Melderahmen veroffentlicht.
Zweitens fuhrt die EZB Vollstandigkeitsprifungen durch, bei denen Meldebdgen
markiert werden, die in einem gemeldeten Modul fehlen oder unerwartet mitgeliefert
wurden. Drittens flihrt die EZB auch eine Reihe zusatzlicher Datenqualitatskontrollen
durch, die sie in Zusammenarbeit mit den NCAs fur die eingegangenen Meldungen
entwickelt hat (siehe Abschnitt 3.4.5 ,Bewertung der Datenqualitat”). Wenn
Korrekturmeldungen eingehen, werden die oben beschriebenen, regelmafigen
Prozesse zur Datentbermittlung und Kontrolle der Datenqualitat erneut
durchgefuhrt. Abgesehen von diesen drei Kontrollen fuhrt die EZB im Rahmen ihrer
Bewertung der Datenqualitat zusatzliche Priifungen durch. Dariber hinaus fihrt die
Abteilung Bankenaufsichtsdaten ein Pilotprojekt durch, bei dem die Banken
detaillierte Begriindungen abgeben mussen, falls sie in groRem Umfang Daten
erneut einreichen. Eine weitere MaRnahme soll die Rechenschaftspflicht der
Leitungsorgane der Institute starken, indem sie dazu verpflichtet werden, einen
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Bericht mit einer Zusammenfassung der bei aufsichtlichen Meldungen aufgetretenen
Datenqualitdtsmangel zu unterzeichnen.

Aufsichtliche Meldungen werden sowohl intern als auch extern weitergegeben.
Entsprechend den Beschliissen der EBA Uber Meldungen der zustéandigen Behorden
an die EBA werden die meisten Daten des Melderahmens der EBA unverziglich
nach Eingang an die EBA Ubermittelt. Anhand eines sequenziellen Ansatzes wird
sichergestellt, dass die NCAs keine Doppelmeldungen an die EZB und die EBA
vornehmen und dass die Datenbanken der NCAs, der EZB und der EBA vollstandig
aufeinander abgestimmt sind.

Die in SUBA eingegangenen Aufsichtsdaten werden innerhalb der europaischen
Bankenaufsicht intern in verschiedenen Formaten und Tools bereitgestellt. Die
tagsuber in SUBA eingegangenen Module firr Sls und LSIs werden jede Nacht in
verschiedene Formate konvertiert und in das Informationsmanagementsystem und
Berichtssystem (IMAS) des SSM hochgeladen. Dank dieses Verfahrens haben die
Aufsichtsbehdrden am Tag nach dem Dateneingang bei der EZB Zugriff auf diese
Daten. Zudem werden alle Risikoindikatoren fir Sls und LSIs sofort aktualisiert,
wenn mindestens ein Modul in SUBA eingeht, das sich auf die Berechnungen
auswirkt.

Bewertung der Datenqualitat

Die Verflgbarkeit adaquater und qualitativ hochwertiger Daten ist sowohl fir die
beaufsichtigten Institute als auch fur die Aufsichtsbehdrden von entscheidender
Bedeutung. Eine gute Datenqualitat und unternehmensweite
Risikoaggregationskapazitaten sind Grundvoraussetzungen fir eine solide und
risikobasierte Entscheidungsfindung und damit auch fir eine angemessene Risk
Governance. Fur die erste Bewertung der Datenqualitat sind die NCAs zustandig.
Neben den von der EBA festgelegten harmonisierten Validierungspriifungen werden
die von den Sls Ubermittelten Daten zusatzlichen Datenqualitatskontrollen
unterzogen, die von der EZB in Zusammenarbeit mit den NCAs entwickelt wurden.
Dadurch sollen potenzielle Fehler ermittelt und eine standardisierte
Qualitatsbewertung ermdglicht werden. Diese zweite Bewertung der Daten wird von
der EZB iiberwacht. Im Zuge dieser Uberwachung erfolgen regelmaRige Kontrollen
und eine Untersuchung aller Mangel, die im Zuge der ersten Bewertung der
Datenqualitat nicht behoben wurden. AuRerdem fuhrt die EZB weitere Prifungen
durch, von denen einige nur auf Basis des vollstadndigen Datensatzes mdglich sind,
wie etwa Peer-Gruppen-Analysen, Plausibilitdtsprifungen und landertibergreifende
Vergleiche. Entsprechend dem sequenziellen Ansatz nimmt die EZB Uber die NCAs
Kontakt zu den jeweiligen Instituten auf, wenn im zweiten Bewertungsdurchgang
Fehler und Plausibilitatsprobleme erkannt wurden.

Bei der EZB wird die Bewertung der Datenqualitat anhand festgelegter Metriken
durchgefihrt:

e Piinktlichkeit ist der zeitliche Abstand zwischen dem Stichtag flr die
Einreichung und der tatsachlichen Einreichung der Daten bei der EZB.
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e  Genauigkeit ist der Grad der Ubereinstimmung der gemeldeten Werte mit dem
zugrunde liegenden Aufsichtskonzept. Im Bereich der Aufsichtsstatistik ist unter
Genauigkeit die Abwesenheit von Fehlern und die genaue Ubereinstimmung
der gemeldeten Werte mit dem den jeweiligen Datenpunkten
zugrundeliegenden Konzept zu verstehen. Als quantitatives Mal fur die
Genauigkeit dient in der Praxis der logische Zusammenhang zwischen
Datenteilmengen (d. h. zwischen verschiedenen Meldebdgen) sowie deren
Ubereinstimmung mit den Stammdaten des Instituts und mit den
verdffentlichten Daten.

o Vollstandigkeit bezieht sich auf die Verfligbarkeit der erforderlichen
Informationen. Es werden Vollstandigkeitsprifungen durchgefuhrt, um
festzustellen, ob Informationen fehlen.

e  Zuverlissigkeit ist der Grad der Ubereinstimmung der geadnderten Werte eines
bestimmten Datenpunkts mit dem urspriinglich angegebenen Wert. Diese
Metrik basiert auf der Definition von signifikanten Neueinreichungen. lhre
Bewertung erfolgt anhand von Neueinreichungsanalysen.

. Plausibilitat wird geprift, um Ausreillerwerte gegeniiber den gemeldeten
Daten zu ermitteln. Hierzu wird die Zeitreihe der betreffenden Variable auf
Werte untersucht, die erheblich von dem ublichen Muster abweichen bzw. die
gegentber der Vergleichsgruppe besonders hoch (oder niedrig) ausfallen.

Auf der Grundlage dieser Metriken erstellt die DG/S diverse Dashboards und
Berichte, darunter einen vierteljahrlichen Datenqualitatsbericht zu jedem SI. Die
DGI/S leitet die Datenqualitatsberichte an die NCAs weiter und unterrichtet sie tber
weitere Entwicklungen. Die Berichte richten sich an das JST und dienen der
Uberwachung der Datenqualitat. Offenbart der Bericht gravierende
Datenqualitatsmangel und stellt das JST nach einer angemessenen Analyse fest,
dass gegen regulatorische Anforderungen verstol3en wurde, ergreift das JST
AufsichtsmaRnahmen. Eine solche Maflihahme kann in einem Verwaltungshandeln
gegenuber dem beaufsichtigten Unternehmen bestehen oder in der Vereinbarung
eines Gesprachstermins mit dem Leitungsorgan. Alternativ kann das JST dem
Aufsichtsgremium und dem EZB-Rat die Ausiibung von Aufsichtsbefugnissen
vorschlagen. Dartber hinaus dirften die Ergebnisse in die Risikobewertung des
beaufsichtigten Unternehmens eingehen und in diesem Rahmen weiter analysiert
werden.
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4.1

4.1.1

Artikel 97 und 99 CRD

Aufsicht uber bedeutende Institute

Die Bankenaufsicht beginnt mit der Planung der regelmafigen Aufsichtstatigkeiten.
Diese sind in dem aufsichtlichen Prufungsprogramm (Supervisory Examination
Programme — SEP) niedergelegt. Das Programm umfasst die im Zusammenhang mit
der laufenden Aufsicht und den Vor-Ort-Einsatzen anstehenden Aufgaben und
Tatigkeiten auf Basis der verfligbaren Ressourcen. Die Identifizierung und
Bewertung zentraler Risiken und Schwachstellen der Unternehmen, die unter die
europaische Bankenaufsicht fallen, sind ein wesentlicher Bestandteil der Rolle der
EZB im Bereich der Bankenaufsicht. Sie bilden die Ausgangsbasis fur die
Festlegung von Aufsichtsprioritdten und flieRen in die tagliche Arbeit der
gemeinsamen Aufsichtsteams (JSTs) ein.

Zur laufenden Aufsicht gehoren eine Reihe von Tatigkeiten, die regelmafig oder
anlassbezogen mit dem Ziel durchgefihrt werden, die Eignung von Mitgliedern der
Leitungsorgane zu beurteilen, die Einhaltung der aufsichtlichen Vorschriften zu
priifen, das Risikoprofil zu bewerten sowie den aufsichtlichen Uberpriifungs- und
Bewertungsprozess (SREP) durchzufiihren. Bei bedeutenden Instituten, die unter
die europaische Bankenaufsicht fallen, sind daflir die JSTs verantwortlich. Neben
der laufenden Aufsicht kann es nétig sein, bestimmte Aspekte einer eingehenden
Uberpriifung zu unterziehen. Dies wird im Zuge einer gesonderten Vor-Ort-Mission
(beispielsweise einer Vor-Ort-Prufung oder einer Prifung interner Modelle)
durchgefuhrt. Fir Vor-Ort-Prifungen sind Ublicherweise Prifungsteams zustéandig,
die zwar organisatorisch unabhangig sind, aber eng mit dem jeweiligen JST
zusammenarbeiten.

Die verschiedenen Aufsichtstatigkeiten flhren in der Regel zu AufsichtsmalRnahmen
gegeniiber dem beaufsichtigten Unternehmen. Ublicherweise folgen auf diese
Aufsichtstatigkeiten und -beschliisse eine Reihe von Routinehandlungen, wie etwa
die Uberwachung der Einhaltung von Vorgaben und, sofern nétig, Durchsetzungs-
und Sanktionsmafinahmen.

Operative Planung

Festsetzung einer verhaltnismaRigen Aufsichtstatigkeit

Die Aufsicht muss sowohl risikoorientiert als auch hinsichtlich der Art des
betreffenden beaufsichtigten Unternehmens verhaltnismaRig sein. Diesen beiden
Zielsetzungen muss Rechnung getragen werden, wenn die insgesamt verfligbaren
Ressourcen der europaischen Bankenaufsicht den verschiedenen Instituten
zugewiesen werden. So ergibt sich fur unterschiedliche Kreditinstitute ein
unterschiedliches MaR an Aufsichtstatigkeit, das hinsichtlich Haufigkeit und Intensitat
gestaffelt ist. Es besteht ein direkter Zusammenhang zwischen dem
Gesamtrisikoprofil eines Kreditinstituts und dem Maf an Aufsichtstatigkeit.
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4.1.2

Artikel 97, 98 und 99 CRD

Leitlinien zu gemeinsamen
Verfahren und Methoden fir den
aufsichtlichen Uberpriifungs- und
Bewertungsprozess
(EBA/GL/2014/13)

Bei der Festlegung des Malles an Aufsichtstatigkeit fur Sls wird zwei Aspekten
Rechnung getragen:

Zum einen der Grofe und Komplexitat des Instituts: Beide Elemente werden unter
anderem bertiicksichtigt, wenn die beaufsichtigten Unternehmen Kategorien
(,Clustern®) zugeordnet werden, wobei Cluster 1 die gréf3ten und komplexesten
Institute umfasst.

Zum anderen wird auch das institutsspezifische Risiko berlcksichtigt. Es ergibt sich
aus der jungsten Gesamtrisikobewertung, die das JST im Rahmen des jahrlichen
SREP-Prozesses vorgenommen hat. Jedes beaufsichtigte Unternehmen erhalt dabei
einen Scorewert zwischen eins und vier, wobei vier fir das hdchste Risiko steht. Der
Bewertungsprozess wird in Abschnitt 4.6 ausfuhrlich erlautert.

Erstellung des aufsichtlichen Prafungsprogramms

Das SEP fiir ein S| umfasst sowohl Tatigkeiten, die von den JSTs extern
durchgefiihrt werden, als auch Vor-Ort-Tatigkeiten der jeweiligen Prifungsteams in
den Raumlichkeiten des beaufsichtigten Unternehmens.

Jedes Jahr erstellt das JST fur jedes von ihm beaufsichtigte S| ein aufsichtliches
Prufungsprogramm. Die darin angefiihrten Tatigkeiten basieren auf den
aufsichtlichen Anforderungen, dem Aufsichtshandbuch und den Aufsichtsprioritaten.

Dartber hinaus kénnen JSTs gegebenenfalls immer Ad-hoc-MaRnahmen aulerhalb
des SEP ergreifen, insbesondere um auf plétzliche Veranderungen der Risikolage
bei einzelnen Instituten oder auf breiterer Systemebene zu reagieren.

Zu Jahresbeginn Ubermittelt das zustandige JST dem beaufsichtigten Unternehmen
einen Uberblick (iber das SEP, aus dem die grobe Planung der wichtigsten
Aufsichtstatigkeiten hervorgeht, die eine direkte Beteiligung des jeweiligen Instituts
erfordern.

Dieser vereinfachte Uberblick (iber das SEP umfasst drei Komponenten.

1. Externe Tatigkeiten, die die JSTs fur das bevorstehende Jahr planen. Dies
sind beispielsweise der SREP und eingehende Uberpriifungen (,Deep Dives*),
d. h. eine Analyse von Themen, die die JSTs ausgewahlt haben, um spezifische
Bedenken in Bezug auf SIs anzugehen.

2. Vor-Ort-Tatigkeiten wie Vor-Ort-Prifungen und Prifungen interner Modelle.

3. Zudem enthalt das SEP eine Liste der fir das laufende Jahr vorgesehenen
(anlassbezogenen und regelmafigen) Datenanforderungen.

Zur Mitte des Jahres wird eine aktualisierte Fassung des vereinfachten Uberblicks
iber das SEP (ibermittelt, um méglichen Anderungen Rechnung zu tragen.
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4.2

4.2.1

Artikel 3, 4 und 10 der SSM-
Verordnung

Risikoanalysen zur Identifizierung und Beurteilung
zentraler Risiken und Schwachstellen

Die Identifizierung und Bewertung zentraler Risiken und Schwachstellen der
Unternehmen, die unter die europaische Bankenaufsicht fallen, sind ein wesentlicher
Bestandteil der Aufgaben der EZB auf dem Gebiet der Bankenaufsicht. Sie bilden
die Ausgangsbasis flr die Festlegung von Aufsichtsprioritaten und spiegeln sich in
der taglichen Arbeit der JSTs wider. Erganzend zur Identifizierung und regelmafigen
Uberwachung neu auftretender und bestehender Risiken (siehe Abschnitt 4.2.1)
werden eingehende Analysen oder thematische Uberpriifungen zu ausgewéhlten
Themen (siehe Abschnitt 4.4.3), Stresstests (siehe Abschnitt 4.2.2) und
Auswirkungsanalysen zu bestehenden oder bevorstehenden regulatorischen
Initiativen (siehe Abschnitt 4.2.3) durchgefiihrt.

Identifizierung neu auftretender Risiken

Die Beurteilung der wichtigsten Risiken fur beaufsichtigte Unternehmen und vor
allem die friihzeitige Identifizierung neu auftretender Risiken sind wichtige
Voraussetzungen fiir eine gut funktionierende Bankenaufsicht. Sie bilden auch eine
gute Ausgangsbasis fur den regelmaRigen Prozess der strategischen Planung, der
die Festlegung der Aufsichtsprioritdten umfasst. Die Abteilung Strategische Risiken
und Analysen fihrt zu diesem Zweck horizontale Analysen durch und nimmt eine
Gesamtbeurteilung der zentralen Risiken und Schwachstellen in den teilnehmenden
Mitgliedstaaten vor. In ihren Zustandigkeitsbereich fallen zudem:

1. die Identifizierung neu auftretender Risiken und die Beobachtung von
Anderungen in der Risikolandschaft der beaufsichtigten Unternehmen;

2. eingehende horizontale Analysen, die in verschiedenen Formaten und in
unterschiedlichem Turnus zu samtlichen relevanten Risikokategorien und
Themen durchgefiihrt werden;

3. fachliche und allgemeine Unterstltzung der JSTs und anderer Abteilungen bei
den Aufsichtstatigkeiten, einschlielich Gestaltung und Bereitstellung von
Uberwachungs- und Analyseinstrumenten, Peer-Analysen zu zentralen
Risikobereichen sowie fachliche Unterstiitzung bei Risikoanalysen.

Von Vorteil fur die Risikoanalysen im Rahmen der europaischen Bankenaufsicht sind
a) der direkte Kontakt zu JSTs als wichtige Quelle flr institutsspezifische
Informationen und b) die von anderen Geschaftsbereichen der EZB durchgefihrten
Analysen, z. B. die makroprudenziellen Analysen.

Eine jahrliche Risikobewertung (der SREP) wird in enger Abstimmung mit einem
Expertennetzwerk und vergleichbaren horizontalen Funktionen innerhalb der
nationalen zustandigen Behorden (NCAs) durchgefiihrt. Die Ergebnisse aus dieser
Bewertung und aus anderen laufenden Analysen werden den JSTs regelmaRig
Ubermittelt.
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Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe f der
SSM-Verordnung

Artikel 100 CRD

Erwagungsgrund 43 und Artikel 21,

22 und 32 der EBA-Verordnung

Die Ergebnisse aus den Analysen bestehender Risiken und Schwachstellen werden
bei der allgemeinen strategischen Planung berticksichtigt und flieRen in das
allgemeine SEP ein (siehe Abschnitt 4.1). Ergadnzend dazu werden eingehende
Analysen der JSTs, Stresstests (siehe Abschnitt 4.2.2), Auswirkungsanalysen zu
bestehenden oder bevorstehenden Regulierungen (siehe Abschnitt 4.2.3) und
ausgewahlte thematische Analysen (siehe Abschnitt 4.4.3) durchgefiihrt.

Stresstests

Stresstests sind ein wichtiges Instrument zur Messung einzelner Risiken oder des
Zusammenspiels von Risiken in bestimmten Stressszenarien. Im Rahmen der EZB-
Bankenaufsicht ist die Abteilung Stresstest-Experten fur horizontale Aufgaben im
Zusammenhang mit mikroprudenziellen Stresstests zustandig. In Bezug auf Sis fallt
darunter auch die Durchfiihrung der in Artikel 100 CRD vorgeschriebenen jahrlichen
aufsichtlichen Stresstests zur Unterstlitzung des SREP. Die Unternehmen, die unter
die europaische Bankenaufsicht fallen, werden im Rahmen des EU-weiten
Stresstests, der alle zwei Jahre von der Europaischen Bankenaufsichtsbehorde
(EBA) initiiert und koordiniert wird, umfassenden Solvabilitdtsstresstests unterzogen.
In den Jahren, in denen keine EU-weiten Stresstests stattfinden, flhrt die EZB-
Bankenaufsicht thematische Stresstests durch, die sich auf bestimmte
Aufsichtsprioritaten konzentrieren (z. B. 2017 zum Zinsanderungsrisiko im
Anlagebuch, 2019 zum Liquiditatsrisiko, 2022 zum Klimarisiko und 2024 zur
Cyberresilienz). Gelegentlich werden bei unvorhergesehenen finanziellen und
makrodkonomischen Entwicklungen gezielte Desktop-Stresstests (wie die
Vulnerabilitdtsanalysen 2020 und 2022) durchgefuhrt, um diesbezigliche Risiken
und Schwachstellen zu bewerten.

Bestandteile dieser Aufgaben sind die Ausarbeitung der Stresstest-Methodik und der
Meldebogen, die Erstellung und Umsetzung der Qualitatssicherungsstrategie zur
Uberpriifung der Stresstest-Projektionen der Institute sowie die Uberwachung der
entsprechenden Modell- und IT-Infrastruktur-Entwicklung. Diese Aufgaben werden
gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit anderen Abteilungen der EZB, der EBA
und/oder der NCAs ausgefihrt.

Mikroprudenzielle Stresstests werden haufig durch makroprudenzielle Elemente
erganzt, die sich nicht auf einzelne Banken, sondern auf systemweite Effekte
konzentrieren, und nach einem Top-down-Ansatz, d. h. ohne Mitwirkung der
beaufsichtigten Unternehmen durchgefiihrt werden. Dabei werden insbesondere
wichtige Feedback- oder Netzwerkeffekte erfasst. Feedback-Effekte konnen
beispielsweise durch nachteilige Veranderungen des Umfelds auftreten, die durch
ein Stressszenario mit negativen Auswirkungen auf die Kreditvergabe ausgeldst
werden. In einem solchen Szenario breiten sich Netzwerkeffekte aus, beispielsweise
durch Kredit- oder Refinanzierungsbeziehungen zwischen Instituten. Sowonhl
Feedback- als auch Netzwerkeffekten wird haufig durch Top-down-Modelle
begegnet, die fir makroprudenzielle und Finanzmarktstabilitatsanalysen entwickelt
wurden. Sie stellen eine Ergdnzung zu den eher mikroprudenziell ausgerichteten
Bottom-up-Stresstests dar, fur die Banken Ublicherweise ihre eigenen Modelle
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4.3

4.3.1

verwenden und deren Schwerpunkt auf der Betrachtung von Risiken mit hoher
Sensitivitat sowie der Gewahrleistung einer institutsiibergreifenden Vergleichbarkeit
der Ergebnisse liegt. Letzteres ist besonders wichtig, weil die Ergebnisse
Ublicherweise in den SREP einflieen.

Neben ihrem Beitrag zum systemweiten Stresstest erstellt die Abteilung Stresstest-
Experten auch Sensitivitdtsanalysen und andere quantitative Bewertungen, die im
aufsichtlichen Entscheidungsprozess Berlcksichtigung finden. In diesem
Zusammenhang stellt sie den JSTs Instrumente bereit, um Kapital und Liquiditat auf
den Prifstand zu stellen. Damit sollen die Bewertungen der Eigenmittel- und
Liquiditatsprognosen der Banken unterstlitzt werden, beispielsweise im
Zusammenhang mit ICAAP, ILAAP sowie der Kapital- und Sanierungsplanung.

Quantitative Auswirkungsanalysen

Im Zuge der Identifizierung und Uberwachung der Risiken von beaufsichtigten
Unternehmen, die unter die europaische Bankenaufsicht fallen, wird auch gepruft, ob
die bedeutenden Institute die Anforderungen der festgelegten mikro- und
makroprudenziellen MaRnahmen sowie der bevorstehenden regulatorischen
Initiativen einhalten.

In diesem Rahmen leistet die Abteilung Aufsichtspolitik einen Beitrag zu
regelmaBigen UberwachungsmaRnahmen, mit denen festgestellt wird, inwieweit die
beaufsichtigten Unternehmen die bestehenden und kuinftigen mikro- und
makroprudenziellen Standards und Vorschriften einhalten. Zudem fihrt die Abteilung
ausgewabhlte quantitative Auswirkungsanalysen zu sonstigen aufsichtlichen und
regulatorischen Initiativen durch.

Beurteilung der fachlichen Qualifikation und persoénlichen
Zuverlassigkeit von Mitgliedern der Leitungsorgane
(Eignungsprufung)

Ziele

Das Leitungsorgan eines Instituts sollte geeignet sein, seine Aufgaben
wahrzunehmen, und es sollte so zusammengesetzt sein, dass es zur wirksamen
Leitung des Instituts und zu einer ausgewogenen Beschlussfassung beitragen kann.
Dies wirkt sich nicht nur auf die Sicherheit und Soliditat des jeweiligen Instituts selbst
aus, sondern auch auf den Bankensektor insgesamt, denn es starkt das Vertrauen
der breiten Offentlichkeit in jene Personen, die fiir die Leitung von Instituten des
Finanzsektors im Euroraum verantwortlich sind.

Fir die Auswahl und Bestellung von Mitgliedern des Leistungsorgans, welche die
Anforderungen an die fachliche Qualifikation und persénliche Zuverlassigkeit
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CRR
Artikel 88, 91 und 121 CRD

Artikel 4, 6 und 9 der SSM-
Verordnung

Artikel 93 und 94 der SSM-
Rahmenverordnung

(,Eignung®) erflllen, sind in erster Linie die beaufsichtigten Unternehmen zustandig.
Sie haben eine eigene Sorgfaltsprifung und Beurteilung der Mitglieder des
Leitungsorgans durchzufiihren, und zwar nicht nur im Vorfeld der Bestellung,
sondern auch auf fortlaufender Basis (etwa im Falle einer wesentlichen Anderung
der Verantwortlichkeiten eines Mitglieds des Leitungsorgans) bzw. generell, wenn
nach der urspriinglichen Beurteilung der Eignung neue Tatsachen zutage treten, die
sich auf diese Beurteilung auswirken kdnnten. Dabei mussen die beaufsichtigten
Unternehmen sicherstellen, dass die betreffenden Personen vollkommen transparent
kooperieren. Wenn nach der urspringlichen Prifung der Eignung schwerwiegende
Feststellungen in Bezug auf ein Mitglied des Leitungsorgans getroffen werden, muss
das betreffende Unternehmen erneut beurteilen, ob das besagte Mitglied weiterhin
fur die Position geeignet ist, und die jeweilige NCA und die EZB Uber diese neuen
Tatsachen informieren. Zudem ist die EZB befugt, jederzeit eine Neubewertung der
Eignung eines Mitglieds des Leitungsorgans einzuleiten.

Geltungsbereich

Die EZB ist dafuir zustandig, Beschlusse hinsichtlich der Eignung aller Mitglieder des
Leitungsorgans zu treffen. Dies gilt fur Leitungsorgane sowohl in der
Leitungsfunktion (mit Geschaftsfiihrungsverantwortung) als auch in der
Aufsichtsfunktion (ohne Geschaftsfuhrungsverantwortung) aller unter der direkten
Aufsicht der EZB stehenden Institute, d. h. aller Sls, unabhangig davon, ob es sich
um Kreditinstitute oder (gemischte) Finanzholdinggesellschaften handelt. Im
Zusammenhang mit Zulassungen oder qualifizierten Beteiligungen gilt dies auch fir
LSIs. Die Zustandigkeit fur ordentliche Bestellungen in LSls (d. h. nicht im
Zusammenhang mit Zulassungen oder qualifizierten Beteiligungen) liegt bei den
NCAs.

Die EZB Gbernimmt eine Gatekeeper-Funktion. Sie sorgt daflr, dass bedeutende
beaufsichtigte Unternehmen die Anforderungen hinsichtlich solider Regelungen fir
die Unternehmensfiihrung, einschlieRlich Eignungsanforderungen an die Mitglieder
des Leitungsorgans der Institute, erfiillen. Bei der Genehmigung der Bestellung von
Inhabern von Schlisselfunktionen und Zweigstellenleitern in Sls ist die EZB
aullerdem zur direkten Ausiibung der Aufsichtsbefugnisse berechtigt, die ihr nach
nationalem Recht gewahrt werden und die nicht explizit im EU-Recht angeflhrt sind.
Dabei gelten die im nationalen Recht festgelegten Bedingungen und Begrenzungen.

Rechtlicher Rahmen

Zur Durchfihrung ihrer Aufsichtsaufgaben wendet die EZB das einschlagige
Unionsrecht an. Handelt es sich dabei um Richtlinien, so wendet sie die nationalen
Rechtsvorschriften an, mit denen diese Richtlinien umgesetzt werden. In der CRD
wird kurz auf die Eignungsanforderungen eingegangen. Die Richtlinie befasst sich
inhaltlich mit den Anforderungen an die fachliche Qualifikation und persénliche
Zuverlassigkeit, ohne im Einzelnen auf die verschiedenen Kriterien einzugehen. Sie
enthalt keinerlei Einzelheiten zur Art des zu befolgenden Aufsichtsverfahrens.
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Folglich wendet die EZB bei ihren Beschlissen im Rahmen des SSM die konkreten
Anforderungen an die fachliche Qualifikation und persénliche Zuverlassigkeit an, die
in den verbindlichen nationalen Rechtsvorschriften niedergelegt sind, mit denen die
CRD umgesetzt wird. Da die Eignungsanforderungen der CRD als eine
Mindestharmonisierung anzusehen sind, wurden sie in den Mitgliedstaaten des
Euroraums auf unterschiedliche Weise umgesetzt. Einige Lander sind dabei liber die
Anforderungen der CRD hinausgegangen.

Neben den nationalen Rechtsvorschriften befolgt die EZB auch die EBA-Leitlinien
zur Beurteilung der Eignung von Mitgliedern des Leitungsorgans und von Inhabern
von Schlisselfunktionen sowie die EBA-Leitlinien zur internen Governance. Diese
Leitlinien bieten den NCAs und der EZB einen gewissen Spielraum, die
Anforderungen im Detail zu erganzen. Die in diesen Leitlinien enthaltenen
Definitionen und Konzepte werden von der EZB bei ihren Eignungspriifungen
berlcksichtigt.

Die regulatorischen Anforderungen missen von den zustandigen Behoérden in der
Praxis bei der Beurteilung der Eignung von Mitgliedern des Leitungsorgans eines
Instituts angewandt werden. Zur Gewahrleistung einer einheitlichen Anwendung der
rechtlichen Anforderungen sind einige Erlauterungen uber die Auslegung dieser
Anforderungen sowie die Entwicklung gemeinsamer aufsichtsrechtlicher Praktiken
und Verfahren erforderlich.

Zu diesem Zweck hat die EZB in Zusammenarbeit mit den NCAs Leitlinien
hinsichtlich der Kriterien fur die fachliche Qualifikation und persénliche
Zuverlassigkeit sowie aufsichtliche Praktiken und Verfahren entwickelt, in denen
naher erlautert wird, wie die europaische Bankenaufsicht die CRD und die EBA-
Leitlinien im Einzelfall anwendet. Diese Leitlinien werden unbeschadet nationaler
Rechtsvorschriften und unter Einhaltung der EBA-Leitlinien erlassen. Sie sind von
der EZB und den NCAs zu beachten, sofern ihnen keine verbindlichen nationalen
Rechtsvorschriften entgegenstehen. Die NCAs haben zugestimmt, nationale
Rechtsvorschriften soweit mdglich im Einklang mit diesen Leitlinien auszulegen und
zu entwickeln.

Die oben angeflihrten Leitlinien und Aufsichtspraktiken der EZB werden im Leitfaden
der EZB zur Beurteilung der fachlichen Qualifikation und personlichen
Zuverlassigkeit eingehend erlautert. Dieser ist auf der Website der EZB zur
Bankenaufsicht abrufbar.

Beurteilungskriterien

Die fachliche Qualifikation und personliche Zuverlassigkeit der Mitglieder des
Leitungsorgans werden anhand von fiinf Kriterien beurteilt: a) Erfahrung,

b) Leumund, c) Interessenkonflikte und Unvoreingenommenheit, d) Zeitaufwand und
e) kollektive Eignung.

Der Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit gilt fur das gesamte Verfahren zur
Beurteilung der fachlichen Qualifikation und persénlichen Zuverlassigkeit, was
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bedeutet, dass bei Anwendung der Eignungskriterien die Groflte des Unternehmens,
die Art, der Umfang und die Komplexitat seiner Geschafte sowie die zu besetzende
Position berticksichtigt werden sollten. Die Anwendung des Grundsatzes der
VerhaltnismaRigkeit bedeutet nicht, dass die Eignungsstandards gesenkt werden
kodnnen. Sie kann aber dazu flhren, dass fir das Beurteilungsverfahren oder die
Anwendung der Eignungskriterien ein differenzierter Ansatz gewahlt wird (z. B.
hinsichtlich Kenntnisstand oder Kenntnisbereichen, Fahigkeiten und Erfahrung bzw.
hinsichtlich des bei Mitgliedern des Leitungsorgans in seiner Leitungsfunktion bzw.
Mitgliedern des Leitungsorgans in seiner Aufsichtsfunktion zu erwarteten
Zeitaufwands). Folglich lauft die Beurteilung in allen Fallen auf eine individuelle
Analyse und aufsichtliches Ermessen hinaus.

Schwerwiegende Feststellungen (in Bezug auf Geldwasche und
Terrorismusfinanzierung oder Betrug, bzw. sonstige Feststellungen, die sich aus
Vor-Ort-Prifungen oder Gerichtsverfahren ergeben) kdnnten sich selbst dann auf die
Eignung eines bestellten Mitglieds auswirken, wenn kein direkter Zusammenhang
zwischen den individuellen Funktionen und Verantwortlichkeiten und den gegebenen
Feststellungen besteht. Jedes Mitglied des Leitungsorgans sollte ein angemessenes
Verstandnis von den Geschéftsbereichen haben, fiir die jedes Mitglied individuell
zusammen mit den anderen Mitgliedern des Leitungsorgans verantwortlich ist, und
dazu beitragen, selbst wenn ein einzelnes Mitglied fur bestimmte Bereiche allein
verantwortlich ist. Daher kann jedes Mitglied individuell zur Rechenschaft gezogen
werden, wenn es seiner kollektiven Verantwortung fiir die angemessene Behebung
von Problemen nicht nachkommt (individuelle Rechenschaftspflicht).

Erfahrung

Die Mitglieder des Leitungsorgans missen ausreichende Kenntnisse, Fahigkeiten
und Erfahrung fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben besitzen. Der Begriff
.Erfahrung®, der nachfolgend im weiteren Sinne verwendet wird, bezieht sich sowohl
auf praktische und berufliche Erfahrung aus friiheren Tatigkeiten als auch auf
theoretische Erfahrung (Kenntnisse und Fahigkeiten), die durch Aus- und
Weiterbildung erworben wurde.

Es wird erwartet, dass alle Mitglieder des Leitungsorgans mindestens uber
grundlegende theoretische Erfahrung im Bankgeschaft verfligen, die ihnen ein
Verstandnis der Geschéfte des Instituts und der wesentlichen Risiken erlaubt. Grad
und Art der Erfahrung, die ein Mitglied des Leitungsorgans in seiner Leitungsfunktion
aufweisen muss, kénnen sich von jenen unterscheiden, die ein Mitglied des
Leitungsorgans in seiner Aufsichtsfunktion besitzen muss, insbesondere wenn diese
Funktionen von getrennten Gremien wahrgenommen werden. Unter
Berlicksichtigung relevanter Faktoren konnten gegebenenfalls zusatzliche
Erfahrungen als notwendig erachtet werden. MaRgebliche Kriterien waren
beispielsweise die zu besetzende Funktion, die Art, Grolke und Komplexitat des
Unternehmens oder andere im Einzelfall zu berticksichtigende Faktoren (z. B
Bekampfung von Geldwasche und Terrorismusfinanzierung, IKT- und
Sicherheitsrisiken, Klima- und Umweltrisiken usw.).
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Leumund

Die Mitglieder des Leitungsorgans missen allzeit ausreichend gut beleumundet sein.
Als gut beleumundet gelten vorgeschlagene bzw. bestellte Personen, wenn es keine
objektiven und nachweislichen Grinde gibt, etwas anderes anzunehmen,
insbesondere unter Bertcksichtigung einschlagiger verfigbarer Informationen zu
den in diesem Abschnitt angefiihrten Faktoren und Umstanden.

Eine vorgeschlagene bzw. bestellte Person gilt als gut beleumundet, wenn es keine
gegenteiligen Hinweise gibt und kein Grund dafir besteht, an ihrem guten Leumund
zu zweifeln. Lassen das personliche Verhalten oder das Geschaftsverhalten einer
vorgeschlagenen bzw. bestellten Person Zweifel an ihrer Fahigkeit aufkommen, die
solide und umsichtige Leitung des Kreditinstituts sicherzustellen, sollte das
beaufsichtigte Unternehmen und/oder die vorgeschlagene bzw. bestellte Person die
zustandige Behorde dartiber in Kenntnis setzen. Diese wird die Wesentlichkeit der
Umstande beurteilen.

Laufende — sowie abgeschlossene — Straf- oder Verwaltungsverfahren kénnen sich
auf den Leumund der betreffenden vorgeschlagenen bzw. bestellten Person und des
beaufsichtigten Unternehmens auswirken, selbst wenn die Person in einem anderen
Mitgliedstaat bzw. Land bestellt wird bzw. wurde, als in dem Land, in dem sich die
mafgeblichen Vorfalle ereignet haben. Laufende Verfahren kénnen sich auch auf
die Fahigkeit des Mitglieds auswirken, seinen Funktionen ausreichend Zeit zu
widmen, und missen auch in dieser Hinsicht beurteilt werden.

Interessenkonflikte

Die Mitglieder von Leitungsorganen sollten in der Lage sein, fundierte, objektive und
unabhangige Entscheidungen zu treffen (d. h. unvoreingenommen zu handeln).
Personliche, berufliche, finanzielle oder politische Interessenkonflikte kbnnen die
Unvoreingenommenheit beeintrachtigen.

Das beaufsichtigte Unternehmen sollte Regelungen fiir die Unternehmensfiihrung
und -kontrolle festgelegt haben, welche die Ermittlung, Offenlegung, Abschwachung,
Steuerung und Vorbeugung von Interessenkonflikten gewahrleisten, egal, ob es sich
dabei um tatsachliche, potenzielle (d. h. vernlinftigerweise vorhersehbare) oder
wahrgenommene (d. h. im Bewusstsein der Offentlichkeit bestehende)
Interessenkonflikte handelt. Ein Interessenkonflikt besteht dann, wenn die
Durchsetzung von Interessen eines Mitglieds die Interessen des beaufsichtigten
Unternehmens beeintrachtigen kénnte.

Das bloRRe Bestehen eines Interessenkonflikts bedeutet nicht unbedingt, dass die
vorgeschlagene bzw. bestellte Person nicht als geeignet erachtet werden kann. Dies
ist erst dann der Fall, wenn der Interessenkonflikt ein wesentliches Risiko darstellt
und es nicht mdglich ist, den Interessenkonflikt basierend auf den schriftlichen
Leitlinien des beaufsichtigten Unternehmens zu verhindern, angemessen zu mindern
oder zu steuern.
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Falls nationales materielles Recht zusatzlich spezifische formale
Unabhangigkeitskriterien fur bestimmte Mitglieder des Leitungsorgans
(,unabhangige Mitglieder®) im Zusammenhang mit Eignungspriifungen enthalt,
mussen diese Kriterien ebenfalls eingehalten werden.

Zeitaufwand

Alle Mitglieder des Leitungsorgans mussen in der Lage sein, fur die Erfullung ihrer
Aufgaben in dem Institut ausreichend Zeit aufzuwenden. Die Zeit, die ein Mitglied
des Leitungsorgans fiir die Erflllung seiner Aufgaben aufwenden kann, kann durch
mehrere Faktoren beeinflusst sein, wie die Anzahl der ausgelibten Mandate
(quantitative Beurteilung). Dartber hinaus sind auch qualitative Aspekte zu prifen.

Die Zahl der Leitungs- und Aufsichtsmandate, die ein Mitglied des Leitungsorgans
eines bedeutenden Instituts gemafl CRD innehaben darf, ist auf ein Leitungsmandat
mit zwei Aufsichtsmandaten oder vier Aufsichtsmandate beschrankt. Von dieser
Regel gibt es zwei Ausnahmen: a) gewisse Kombinationen gelten als ein einziges
Mandat (,privilegierte Zahlweise®), insbesondere Leitungs- oder Aufsichtsmandate
innerhalb ein und derselben Gruppe oder in Instituten, die Mitglieder desselben
institutsbezogenen Sicherungssystems sind, oder Leitungs- oder Aufsichtsmandate
in Unternehmen, an denen das Institut eine qualifizierte Beteiligung halt; b) Leitungs-
oder Aufsichtsmandate in Organisationen, die nicht iberwiegend gewerbliche Ziele
verfolgen, werden hinsichtlich der Begrenzung nicht bertcksichtigt.

Qualitative Faktoren kdnnen die Zeit beeinflussen, die ein Mitglied des
Leitungsorgans fur die Erfillung seiner Aufgaben aufwenden kann. Hierunter fallen
Faktoren wie a) die GroRRe und die Situation der Unternehmen, in denen die Person
die Mandate innehat, sowie die Art, der Umfang und die Komplexitat ihrer
Tatigkeiten, b) der Ort bzw. das Land, in dem die Unternehmen ihren Sitz haben,
und c) andere berufliche oder personliche Verpflichtungen und Umstande (z. B. ein
Gerichtsverfahren, in das die vorgeschlagene bzw. bestellte Person involviert ist,
oder, als mildernde Faktoren, Synergien zwischen bestehenden Mandaten oder
Positionen). Bei der Beurteilung, ob die vorgeschlagene bzw. bestellte Person in der
Lage sein wird, fur die Erfillung seiner Aufgaben ausreichend Zeit aufzuwenden,
sollte das beaufsichtigte Unternehmen auch das Erfordernis fortlaufender
Schulungen und Weiterbildung sowie das Erfordernis eines Puffers fiir unerwartete
Umstande berlcksichtigen. Zu unerwarteten Umstanden zahlen nicht nur
Krisensituationen im Zusammenhang mit dem Institut, sondern auch Umstande, die
sich unerwartet auf den Zeitaufwand auswirken kénnen (z. B. Gerichtsverfahren).

Kollektive Eignung

Es istin erster Linie Aufgabe des beaufsichtigten Unternehmens, Unzulanglichkeiten
in Bezug auf die kollektive Eignung durch die Selbsteinschatzung seines
Leitungsorgans festzustellen, beispielsweise anhand einer Eignungsmatrix. Das
beaufsichtigte Unternehmen sollte diese Unzulanglichkeiten dem JST melden und
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mit ihm erdrtern, da die Uberwachung der kollektiven Eignung des Leitungsorgans
zur laufenden Aufsicht Gber die Unternehmensfihrung gehort. Welchen Beitrag eine
vorgeschlagene bzw. bestellte Person zur kollektiven Eignung leisten wird, ist eines
der Kriterien, die zum Zeitpunkt der erstmaligen Beurteilung der fachlichen
Qualifikation und personlichen Zuverlassigkeit zu bewerten sind. Auch die Diversitat
des Leitungsorgans, die bankspezifischen Umstande und die im Rahmen der
laufenden Aufsicht ermittelten Anforderungen, die sich aus dem Risikoprofil der Bank
ergeben, werden bei der Beurteilung gebiihrend berticksichtigt.

Beurteilungsverfahren

Die EZB fasst nur Beschlisse zu Ernennungen in bedeutenden Instituten, es sei
denn, die Ernennungen sind Teil von Verfahren im Zusammenhang mit Zulassungen
oder qualifizierten Beteiligungen (diese Verfahren sind fir Sls und LSIs identisch).

Das bedeutende Institut (oder in Ausnahmefallen die vorgeschlagene bzw. bestellte
Person) unterrichtet die jeweilige NCA unter Verwendung landerspezifischer
Formulare tber eine Ernennung. Die NCA unterrichtet daraufhin die EZB. Das
Beurteilungsverfahren und der damit verbundene Austausch zwischen den
betreffenden Unternehmen und den Aufsichtsbehérden werden, soweit moglich,
Uber eine spezielle digitale Plattform (das Portal) abgewickelt. Gemeinsam sammeln
die NCA und die EZB die erforderlichen Informationen, fiihren die Beurteilung durch
und legen einen ausfihrlichen Beschlussentwurf vor.

Nach jeder Eignungsprufung erlasst die EZB einen férmlichen Beschluss. Dabei halt
sie sich an die Frist, die das nationale Recht gegebenenfalls vorsieht. Eine
vorgeschlagene bzw. bestellte Person wird entweder als fachlich qualifiziert und
personlich zuverlassig eingestuft oder nicht. Die EZB ist allerdings befugt,
Nebenbestimmungen (d. h. Bedingungen oder Auflagen und in Ausnahmefallen
Empfehlungen) in zustimmende Beschlliisse aufzunehmen. Kann Bedenken mithilfe
dieser Instrumente nicht angemessen Rechnung getragen werden, muss ein
ablehnender Beschluss erlassen werden. Die EZB ist befugt, Mitglieder des
Leitungsorgans eines bedeutenden beaufsichtigten Unternehmens, die den
Eignungsanforderungen nicht entsprechen, jederzeit abzuberufen.

Das beaufsichtigte Unternehmen (oder in Ausnahmefallen die vorgeschlagene bzw.
bestellte Person) wird Uber den Beschluss der EZB unterrichtet. Das beaufsichtigte
Unternehmen und die vorgeschlagene bzw. bestellte Person missen gegebenenfalls
auch alle anderen Anforderungen nach nationalem Recht einhalten, wie etwa die
Eintragung in ein nationales Register.

Die vorgeschlagene bzw. bestellte Person oder das beaufsichtigte Unternehmen
kénnen eine Uberpriifung durch den Administrativen Uberpriifungsausschuss
beantragen oder direkt den Europaischen Gerichtshof anrufen.
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4.4

4.4.1

Artikel 10 und 11 der SSM-
Verordnung

4.4.2

Artikel 10, 97, 104 und 105 CRD

Leitlinien zu gemeinsamen
Verfahren und Methoden fiir den
aufsichtlichen Uberpriifungs- und
Bewertungsprozess
(EBA/GL/2014/13)

Laufende Aufsicht

Die laufende Aufsicht tber SlIs wird von den JSTs mit Unterstlitzung der horizontalen
Abteilungen der EZB und der NCAs ausgelbt. Sie beinhaltet regelmaRige und
anlassbezogene Mallnahmen sowie die Umsetzung des SEP (siehe Abschnitt 4.1)
und die Durchfiihrung des SREP (siehe Abschnitt 4.5). Zudem sorgen die JSTs flr
die Abstimmung mit den Vor-Ort-Prifungsteams und den Austausch mit den
nationalen Aufsichtsbehorden.

Die JSTs tragen kontinuierlich Informationen zu dem Institut zusammen und stehen
in einem fortlaufenden Aufsichtsdialog.

Informationsbeschaffung

Bei der laufenden Beurteilung des Risikoprofils eines Kreditinstituts nutzt das JST
vielfaltige Informationsquellen quantitativer und qualitativer Art. Dabei Ubernehmen
JSTs die Funktion einer zentralen Anlaufstelle fir die gesamte Kommunikation mit
beaufsichtigten Unternehmen und anderen Aufsichtsbehdrden im SSM. Der JST-
Koordinator sorgt fiir die Weitergabe der Informationen an alle Beteiligten. Samtliche
Informationen werden im Informationsmanagementsystem des SSM gespeichert.

Aus rechtlichen und technischen Griinden gibt es jedoch Ausnahmen von der Regel
der zentralen Anlaufstelle. Fur die Erhebung der meisten quantitativen Daten wurden
spezifische Verfahrensregeln festgelegt. Fir regelmaRige Meldungen,
beispielsweise COREP und FINREP, werden bestehende Meldeplattformen und -
verfahren genutzt (siehe Abschnitt 3.4).

Im Allgemeinen kann die EZB von den beaufsichtigten Unternehmen die Vorlage von
Dokumenten und schriftliche oder miindliche Erlauterungen hierzu verlangen. Bei
solchen Dokumenten handelt es sich beispielsweise um interne Daten- und
Managementberichte, Richtlinien, Risikomanagementberichte, interne Priifberichte,
Strategien oder Geschafts- und Kapitalplane. Zudem kann die EZB weitere, im
Rahmen ihrer Aufsichtstatigkeit erhobene Daten sowie Informationen externer
Anbieter zur Uberwachung bestimmter Themen und Risiken heranziehen.

Fortlaufender Aufsichtsdialog

Bei der laufenden Aufsicht treffen sich die JSTs regelmafig sowie anlassbezogen
mit den beaufsichtigten Unternehmen auf verschiedenen Hierarchieebenen. Dieser
fortlaufende Aufsichtsdialog ist sehr wichtig fiir das friihzeitige Erkennen von Risiken
und die zeitnahe Einleitung aufsichtlicher KorrekturmaRnahmen. Auf3erdem tragt
dieser Aufsichtsdialog dazu bei, dass die beaufsichtigten Unternehmen und die
Aufsichtsbehdrden ein gemeinsames Verstandnis der Elemente und Faktoren
entwickeln, die das Ergebnis der aufsichtlichen Verfahren wie SREP und Stresstests
mafgeblich beeinflussen. Dartber hinaus wird von den Instituten erwartet, dass sie
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Artikel 99 CRD

Artikel 4, Artikel 6 Absatz 1,
Absatz 9 Absatz 1 und Artikel 10
der SSM-Verordnung

den Aufsichtsbehérden im Rahmen des Aufsichtsdialogs laufende und wesentliche
Entwicklungen in Bezug auf Risiken und Méarkte zeitnah melden.

Im Rahmen der jahrlichen Festlegung des SEP erstellt jedes JST einen jahrlichen
Sitzungskalender fir jedes beaufsichtigte Unternehmen. Dieser Kalender ist flexibel
und kann im Jahresverlauf aktualisiert werden. Auf Ersuchen der Aufsichtsbehérde
oder des betreffenden beaufsichtigten Unternehmens kdnnen zudem auch
anlassbezogene Sitzungen einberufen werden. Unabhangig davon kénnen Treffen
zwischen den NCAs und der lokalen Unternehmensflihrung des Instituts zur
Erérterung von nicht dem SSM unterliegenden Aufsichtsthemen auch ohne
Beteiligung des JST abgehalten werden. Das JST wird jedoch davon in Kenntnis
gesetzt.

Regelmafige Treffen finden sowohl mit der Konzernfihrung als auch mit der
Geschéftsleitung bedeutender Tochtergesellschaften statt. In der Regel erfolgt
mindestens ein Treffen pro Jahr mit dem Vorstandsvorsitzenden (CEO), dem
Risikovorstand (CRO) und dem Finanzvorstand (CFO), an dem auch der
Aufsichtsratsvorsitzende des beaufsichtigten Unternehmens und der Leiter der
internen Revision auf Ebene des Konzerns und relevanter Tochtergesellschaften
teilnehmen. Dartber hinaus kénnen Treffen mit den Leitern wichtiger
Geschaftszweige sowie den Leitern von Compliance-Funktionen und
unterstlitzenden Funktionen abgehalten werden. Erganzend kommen
Themenbesprechungen auf Fachebene hinzu.

Ein zentrales Element des Aufsichtsdialogs ist das Treffen mit dem Leitungsorgan
des Instituts zur Prasentation der Schlussfolgerungen des SREP und der
Hintergriinde der SREP-Beschlussentwiirfe. Dieses Treffen wird Ublicherweise vom
JST-Koordinator organisiert. Dabei erfahrt das Institut, wie es bewertet wurde und in
welchen Bereichen Verbesserungsbedarf besteht.

Gelegentlich organisiert die EZB weitere Sitzungen mit Branchenvertretern, wie
beispielsweise CEO-Workshops zu ausgewahlten Themen.

Thematische Uberprifungen im SSM

Die EZB fiihrt thematische Uberpriifungen und horizontale Aktivitdten zu Themen
durch, die in der Regel Gruppen von Instituten aus mehreren Landern, mit
unterschiedlichen Geschéaftsmodellen sowie von unterschiedlicher Gré3e und
Komplexitat betreffen (z. B. die thematische Uberpriifung der Governance und
Risikobereitschaft). Die Auswahl an Instituten, die einer thematischen Uberpriifung
unterzogen werden, werden nach MalRgabe der Risikotoleranz ausgewahlt, die von
jedem JST fur ein beaufsichtigtes Unternehmen festgelegt wurde, um eine fundierte
horizontale Analyse und eine Vergleichsbetrachtung zu gewahrleisten. So sollen
wertvolle Erkenntnisse Uber die Risikostrukturen in den jeweiligen Mitgliedstaaten
gewonnen werden, wobei allgemeine thematische Uberpriifungen die Gesamtheit
der beaufsichtigten Unternehmen und horizontale Aktivitaten nur eine bestimmte
Anzahl dieser Unternehmen umfassen. Ziel einer thematischen Uberpriifung ist es,
durch das Zusammentragen von Fakten ein tiefgreifendes Wissen Uber das
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CRD

Leitlinien zu gemeinsamen
Verfahren und Methoden fiir den
aufsichtlichen Uberpriifungs- und
Bewertungsprozess
(EBA/GL/2014/13)

ausgewahlte Thema zu erlangen. Je nach Thema und Feststellungen kdnnen die
Ergebnisse thematischer Uberpriifungen auch zur Erstellung von SSM-Leitfaden, zur
Ermittlung bzw. Férderung von bewahrten Verfahren oder sogar zur Festlegung
institutsspezifischer qualitativer und/oder quantitativer Mallnahmen herangezogen
werden. Bei den Instituten, die fiir eine thematische Uberpriifung ausgewéhit
wurden, werden deren Ergebnisse im jahrlichen SREP berucksichtigt.

Die Themen fiir die thematischen Uberpriifungen werden vom Aufsichtsgremium
festgelegt. Bei der Genehmigung der Aufsichtsprioritaten fir das kommende Jahr
legt es die Themen fest, die einer eingehenden Uberpriifung unterzogen werden
sollen. Die Ermittlung potenzieller Themen fiir eine thematische Uberpriifung wird
von der Direktion Aufsichtsstrategie und -risiko in Zusammenarbeit mit anderen
Akteuren des SSM koordiniert, wie Generaldirektionen, JSTs, andere
Geschaftsbereiche der EZB, horizontale Abteilungen der NCAs und internationale
Gremien (z. B. EBA und BCBS). Die Themen missen mit den vom
Aufsichtsgremium festgelegten Aufsichtsprioritaten in Einklang stehen.

Die JSTs teilen den beaufsichtigten Unternehmen ihre Feststellungen oder den
festgestellten Verbesserungsbedarf durch spezifische Follow-up-Schreiben oder
Aufsichtsbeschlisse mit. Je nachdem, wie gravierend die festgestellten Mangel sind,
kénnen ein Malinahmenplan oder spezifische KorrekturmaRnahmen erforderlich
werden. In zusammengefasster Form kénnen die Ergebnisse thematischer
Uberpriifungen dem Bankensektor auch (ber die Verdffentlichung aufsichtlicher
Erwartungen bekannt gegeben werden.

RegelmaRige regulatorische Uberpriifungsverfahren

Bei den regelmaRigen regulatorischen Uberpriifungen handelt es sich um
Aufsichtsaufgaben, die sich aus der CRR, der CRD und der Richtlinie tber die
Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten (Bank Recovery and Resolution
Directive — BRRD) ableiten. Darunter fallen beispielsweise die regelmafige
Beurteilung des Sanierungsplans und der Vergutungspolitik eines Instituts sowie die
Beurteilung der Einhaltung von Offenlegungsanforderungen nach Saule 3 oder der
Dividendenpolitik.

So ist es Aufgabe der JSTs, Informationen zur Vergitungspolitik und -praxis des
beaufsichtigten Unternehmens zu sammeln und eine aussagekraftige Analyse
durchzufliihren, um die Einhaltung der mafigeblichen CRD-Anforderungen zu
beurteilen. Die Beurteilung flief3t auch in den SREP-Beschluss ein (siehe
Abschnitt 4.5).

Im Hinblick auf die Anwendung einer soliden Vergutungspolitik und in Reaktion auf
Antrage der beaufsichtigten Unternehmen sind die JSTs zustandig fir die Prifung
von Antragen auf vorherige Zustimmung zur Ausnahme von Mitarbeitern von der
Annahme, dass sich ihre berufliche Tatigkeit wesentlich auf das Risikoprofil des
Instituts auswirkt (,ausgewiesene Mitarbeiter) und von Antragen zur Anhebung des
Verhaltnisses zwischen variablen und festen Vergutungsbestandteilen. Im ersten
Fall erlasst der EZB-Rat (gemafl dem Beschlussfassungsverfahren der EZB) einen
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451

EBA-Leitlinien zu gemeinsamen
Verfahren und Methoden fir den
aufsichtlichen Uberpriifungs- und
Bewertungsprozess (Supervisory
Review and Evaluation Process,
SREP) sowie flr die aufsichtlichen
Stresstests (EBA/GL/2022/03)

Entwirfe technischer
Regulierungsstandards und
technischer
Durchfiihrungsstandards der EBA
zu Aufsichtskollegien
(EBA/RTS/2014/16 und
EBA/ITS/2014/07)

Beschluss der EZB auf Grundlage eines Vorschlags des Aufsichtsgremiums. In
letzterem Fall ist bei einer voraussichtlich weiterhin soliden Kapitalbasis in der Regel
kein gesonderter Beschluss einer zustandigen Behorde erforderlich. Eine weitere
Aufgabe der JSTs besteht in der Beurteilung, inwieweit das beaufsichtigte
Unternehmen Offenlegungsanforderungen nach Saule 3 einhalt, die sich aus der
CRD, der CRR, den EBA-Leitlinien und dem nationalen Recht ergeben. In diesem
Zusammenhang beurteilt das JST nicht nur die offengelegten Dokumente, sondern
auch interne Vereinbarungen und Verfahren, die fir die mit der Offenlegung
einhergehenden Entscheidungen und Tatigkeiten maflgeblich sind. Die Ergebnisse
dieser Beurteilung kdnnen ebenfalls in den SREP-Beschluss einflielRen.

Der aufsichtliche Uberpriifungs- und Bewertungsprozess

Rahmen

Der SREP ist flexibel und anpassungsfahig, um eine risikobasierte Aufsicht zu
gewabhrleisten. In der Praxis bedeutet dies, dass die Haufigkeit, der Umfang und die
Tiefe, mit der die Elemente des SREP jedes Jahr bewertet werden, je nach dem
Maf an Aufsichtstatigkeit und den spezifischen Umstanden der Bank variieren
kénnen.

Gemal den EBA-Leitlinien zu gemeinsamen Verfahren und Methoden fir den
aufsichtlichen Uberpriifungs- und Bewertungsprozess (EBA-Leitlinien fiir den SREP)
setzt sich die Methodik aus folgenden Bestandteilen zusammen:

. einer Bewertung, die jedes JST fiir sein beaufsichtigtes Unternehmen
durchfiihrt und die auf vier zentralen Elementen beruht:
Geschaftsmodellanalyse, interne Governance, Kapitalrisiken sowie Liquiditats-
und Finanzierungsrisiken (siehe Abschnitt 4.5.4). Diese Bewertung basiert
grundsatzlich auf Jahresenddaten des Vorjahres. Das bedeutet, dass der
SREP-Bewertungszyklus 2023 auf den Jahresenddaten fiir 2022 basiert.
Ausgehend von einem friihzeitigen Benchmarking entsteht schlief3lich das
SREP-Ergebnis. Dabei handelt es sich de facto um eine Liste wesentlicher
Schwachstellen oder aufsichtlicher Feststellungen, die durch — qualitative
und/oder quantitative — AufsichtsmalRnahmen behoben werden miissen. Die
Ergebnisse des SREP-Bewertungszyklus fir ein gegebenes Jahr werden in
Form von SREP-Beschlissen formalisiert, die fir das Folgejahr gelten. Dies
bedeutet, dass sich die Ergebnisse des SREP-Bewertungszyklus 2023 in den
SREP-Beschlussen fur 2024 niederschlagen;

e einem Benchmarking (siehe Abschnitt 4.5.5), das von der zweiten
Verteidigungslinie vorgenommen wird und dazu dient, die Bewertung zu
erganzen und zu validieren;

e derinformellen und férmlichen Ubermittlung des Ergebnisses der SREP-
Bewertung an die beaufsichtigten Unternehmen. Das Ergebnis der SREP-
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Bewertung wird dem bedeutenden Institut zunachst informell (im Rahmen des
Aufsichtsdialogs) und dann formlich im Wege des resultierenden SREP-
Beschlusses Ubermittelt (siehe Abschnitt 4.5.6). Im Sinne der vollstandigen
Transparenz der europaischen Bankenaufsicht werden die Ergebnisse des
SREP in zusammengefasster Form fiir die Offentlichkeit zuganglich gemacht
(siehe Abschnitt 4.5.7).

Die EZB fliihrt den SREP gemafR den einschlagigen technischen
Regulierungsstandards der EBA entweder als Aufsichtsbehérde des
Herkunftslandes oder als Aufsichtsbehdrde des Aufnahmelandes durch (siehe
Abschnitt 4.5.8).

Mehrjahrige Beurteilung

Die Beurteilung der verschiedenen Risikobereiche durch die JSTs kann sich Gber
mehrere Jahre erstrecken. Dies wird als mehrjahrigen Beurteilung bezeichnet. Das
Mindestmal an jahrlicher Beurteilung wird als Kernbeurteilung bezeichnet und wird
durch zuséatzliche, sich Gber mehrere Jahre erstreckende Komponenten erganzt.
Diese Komponenten werden in ,Module” unterteilt und in der fir den jeweiligen
Risikobereich verwendeten Methodik definiert.

Ruckblickende und zukunftsgerichtete Perspektiven

Mit dem SREP wird das Ziel verfolgt, das institutsspezifische Risiko, die Position des
Instituts im Vergleich zu einer Peer-Gruppe und seine Anfalligkeit gegentber
exogenen Faktoren zu bewerten.

Die Aufsichtsbehdrden mussen alle notwendigen Schritte rechtzeitig einleiten, um
die kiinftige Uberlebensfahigkeit des Instituts zu gewahrleisten. Daher muss ihre
Bewertung auch aus zukunftsgerichteter Perspektive erfolgen. Im Rahmen des
SREP wird daher die Uberlebensfihigkeit eines Instituts sowohl {iber einen
Zeithorizont von zwolf Monaten als auch auf mittlere bis lange Sicht bewertet. Als
Grundlage dient ein breites Spektrum an rickblickenden und zukunftsgerichteten
quantitativen und qualitativen Informationen.

Vergangene Entwicklungen sind fur diese Bewertung besonders wichtig, da in der
Regel eine Vielzahl an zuverlassigen Daten zur Verfligung steht, aus denen sich
moglicherweise Trends in Bezug auf kiinftige Entwicklungen ableiten lassen. Diese
Daten missen jedoch durch zukunftsgerichtete Informationen erganzt werden,
beispielsweise Ausfallwahrscheinlichkeiten, Verlustquoten bei Ausfall, Kapital- und
Liquiditatsplanung der Institute sowie Stresstests, die von den Instituten selbst oder
von der Aufsicht durchgefiihrt werden.

Die zukunftsgerichtete Perspektive ist in das Risikobewertungssystem integriert.
Element 1 zur Bewertung der Nachhaltigkeit und die Elemente 3 und 4 zu ICAAP
und ILAAP werden aus einer zukunftsgerichteten Perspektive analysiert, wobei der
Schwerpunkt auf der nahen Zukunft liegt. Die Stresstests unter den Elementen 3 und
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4 werden aus einer langerfristigen Perspektive von z. B. drei bis funf Jahren
durchgefihrt.

Ganzheitliche Betrachtung

Ziel des SREP ist es, durch die Berticksichtigung aller relevanten Risiken und
risikomindernden Faktoren ein moglichst umfassendes Gesamtbild vom Risikoprofil
eines Instituts zu erhalten. Das Risikoprofil eines Instituts ist unweigerlich
vielschichtig, und zwischen vielen Risikofaktoren bestehen Wechselbeziehungen.
Dasselbe gilt fur die aufsichtlichen Maflnahmen, die als Reaktion darauf umgesetzt
werden kénnen. Aus diesem Grund mussen die vier Elemente des SREP bei der
Erstellung der SREP-Gesamtbewertung und der Vorbereitung des SREP-
Beschlusses zusammen gepriift werden.

Im Hinblick auf potenzielle zusatzliche Kapitalanforderungen wird die ganzheitliche
Betrachtung erweitert, um die einzelnen Risikofaktoren genauer zu analysieren, da
die Faktoren, die in die aufsichtliche Gesamtbewertung eines beaufsichtigten
Unternehmens einflieRen, nicht alle die gleichen Auswirkungen auf die zusatzlichen
Kapitalanforderungen haben.

Uberblick tiber die Bewertung

Die JSTs stltzen sich bei ihrer taglichen Aufsichtstatigkeit auf das
Risikobewertungssystem. Das System dient als Grundlage fiir ihre laufende Analyse
von Element 1 (Geschaftsmodell), Element 2 (interne Governance und
Risikomanagement), Element 3 (Kapitalrisiken) und Element 4 (Liquiditats- und
Finanzierungsrisiken).

Die aufsichtlichen Bewertungen dieser vier Elemente und die SREP-
Gesamtbewertung werden in Form einer Begriindung und einem Scorewert
formalisiert. In der Begriindung beschreibt das JST die wichtigsten Faktoren, die
seiner Bewertung zugrunde liegen, sowie die wesentlichen Mangel und deren
potenzielle Auswirkungen auf die Uberlebensfahigkeit des Instituts. Dies wird durch
wichtige Nachweise, unter anderem Tabellen, Schaubilder und Zahlen, belegt.

Die Scorewerte dienen in erster Linie dazu, die Einschatzungen der
Aufsichtsbehdrden zusammenzufassen, Ubergeordnete, sektoriibergreifende
Vergleiche und die Kommunikation sowohl innerhalb des SSM als auch mit dem
Institut selbst zu erleichtern. Sie sollten nicht mit anderen Arten von Ratings
verwechselt werden, wie sie beispielsweise von Ratingagenturen oder Instituten
verwendet werden, um die Schuldendienstfahigkeit oder die
Ausfallwahrscheinlichkeit eines Schuldners zu beurteilen.
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Abbildung 14
Uberblick Uber den Scoring-Rahmen
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Die Risikoelemente werden sowohl aus quantitativer (Risikohohe)® als auch aus

qualitativer (Risikokontrollen)'® Perspektive bewertet.

Fir jede Perspektive werden die Bewertungen in der Regel in drei einander

erganzenden Phasen'' durchgefiihrt.

9 Erwédgungen in Bezug auf das inhdrente Risiko“, entsprechend den EBA-Leitlinien zu gemeinsamen
Verfahren und Methoden fiir den aufsichtlichen Uberpriifungs- und Bewertungsprozess (Supervisory
Review and Evaluation Process, SREP) sowie fiir die aufsichtlichen Stresstests.

10 Erwédgungen in Bezug auf die Angemessenheit des Risikomanagements und der Kontrollen*,
entsprechend den EBA-Leitlinien zu gemeinsamen Verfahren und Methoden flr den aufsichtlichen
Uberpriifungs- und Bewertungsprozess (Supervisory Review and Evaluation Process, SREP) sowie fir

die aufsichtlichen Stresstests.

den Phasen 1 und 3 besteht.
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Abbildung 15
Die drei komplementaren Phasen der Bewertung von Risikohéhe und
Risikokontrollen

Drei Phasen der laufenden Risikobewertung fiir jedes der vier Elemente

Phase 2
Phase 1 Automatische Ermittlung des
. Phase 3
Datenerhebung Scorewerts flr die Bewertun
und Wesentlichkeit Risikohéhe/f ormale Compliance- 9

Prifung der Risikokontrolle

Risikohohe versus Risikokontrolle

2. Interne 4. Bewertung von
1. Governanceund 3. Bewertungvon Liquiditits-und
Geschaftsmodell Risiko- Kapitalrisiken Finanzierungs-
management risiken
Risikohohe W n.z vy '
Risikokontrolle n.z W ' v

Diese drei Phasen bilden eine logische Abfolge der Durchfiihrung der
Risikobewertung. In Phase 1 werden die Daten erhoben und jede Risiko-
Unterkategorie einer Wesentlichkeitsbeurteilung unterzogen, in Phase 2 erfolgt eine
automatische Bewertung anhand objektiver Indikatoren, und in Phase 3 trifft das JST
eine daraus resultierende expertenbasierte Entscheidung.

Bei der Bewertung der Risikoh6he wird der intrinsische Risikogehalt der Portfolios
eines Instituts untersucht. Dabei werden mehrere verschiedene Faktoren
bertlcksichtigt, darunter die Stellung des Instituts gegeniiber vergleichbaren
Instituten und jegliche makro6konomischen Faktoren, die sein Risikoprofil
beeinflussen kdnnten. Die Wesentlichkeit der Risiken eines Instituts wird aus zwei
Grunden berlcksichtigt: a) zur Identifizierung der Tatigkeiten und Risiken, die
ausschlaggebend fir die Fahigkeit eines Instituts sind, ein solides Management und
eine solide Risikoabdeckung zu gewahrleisten, und b) zur Fokussierung der
aufsichtlichen Tatigkeiten und Beschliisse auf die Aktivitaten, die Risiken mit sich
bringen, die sowohl die Handlungsfahigkeit des Instituts entweder kurzfristig
(Uberlebensfahigkeit) oder mittel- bis langfristig (Nachhaltigkeit) als auch seine
Fahigkeit zur Abdeckung und Steuerung dieser Risiken gefahrden.

Bei der Bewertung der Risikoh6he werden erganzend zur standardisierten
Bewertung jegliche relevanten Wesentlichkeitsbeurteilungen, jegliche relevanten
automatischen Ankerbewertungen (Anchoring Phase) und eine Vielzahl von
qualitativen und quantitativen Informationen bericksichtigt. Den Abschluss einer
solchen Bewertung bilden eine zusammenfassende Beschreibung und ein
Scorewert.
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Einheitliche Scorewerte fiir die Bewertung der Risikohdhe '?

1 =,Gering": In Anbetracht der Hohe des inharenten Risikos besteht kein
erkennbares Risiko einer erheblichen Auswirkung auf die aufsichtlichen Elemente
der Gruppe oder ihrer Unternehmen.

2 = ,Mittel bis gering“: In Anbetracht der Héhe des inharenten Risikos besteht ein
geringes Risiko einer erheblichen Auswirkung auf die aufsichtlichen Elemente der
Gruppe oder ihrer Unternehmen.

3 = ,Mittel bis hoch®: In Anbetracht der Hohe des inharenten Risikos besteht ein
mittleres Risiko einer erheblichen Auswirkung auf die aufsichtlichen Elemente der
Gruppe oder ihrer Unternehmen.

4 = Hoch"“: In Anbetracht der Hohe des inharenten Risikos besteht ein hohes Risiko
einer erheblichen Auswirkung auf die aufsichtlichen Elemente der Gruppe oder ihrer
Unternehmen.

Bei der Bewertung der Risikokontrolle wird untersucht, ob a) die interne Governance
bzw. das interne Risikomanagement eines Instituts und b) das Risikomanagement
und die Risikokontrollen auf der Ebene der Risikofaktoren ausreichend und
angemessen sind. Dabei wird auch beurteilt, wie die Institute ihre Risikopositionen
Uberwachen, die erforderlichen MaRnahmen ermitteln, und die Angemessenheit ihrer
internen Richtlinien, ihres organisatorischen Rahmens und ihrer Limits bewerten. Die
Vorkehrungen zur Kontrolle kategoriespezifischer Risiken missen der allgemeinen
internen Governance/dem Risikomanagement auf Ubergeordneter Institutsebene
entsprechen.

Bei der Risikokontrolle tberprift das JST, wie der Governance- und Kontrollrahmen
in der Praxis funktioniert. Dabei wird gepruft, ob der Risikomanagement- und
Risikokontrollrahmen im Hinblick auf den Umfang und die Komplexitat
(Geschaftsmodell, Organisationsstruktur usw.) des Instituts angemessen ist und
inwieweit er in seine operativen Prozesse eingebettet ist. Die JSTs Uberpriifen die
Kontrolle jeder Risikounterkategorie und stellen fest, welche Griinde den
zugewiesenen Scorewerten zugrunde liegen (wesentliche Starken und Mangel,
mindernde und andere relevante korrektive Faktoren).

Einheitliche Scorewerte fiir die Bewertung der Risikokontrolle '®

1 = ,Strenge Kontrolle®: In Anbetracht der Qualitat des Managements, der
Organisation und der Kontrollen besteht kein erkennbares Risiko einer erheblichen
Auswirkung auf die aufsichtlichen Elemente der Gruppe oder ihrer Unternehmen.
Das Ausmal} des Risikomanagements und der Risikokontrollen ist hoch. Der
Rahmen fir das Risikomanagement und die Risikokontrollen ist klar definiert und
vollig vereinbar mit der Art und der Komplexitat der Aktivitdten des Instituts.

12 Die Scorewerte 2 und 3 kénnen durch ,+“ und ,-“ prazisiert werden.
13 Die Scorewerte 2 und 3 kénnen durch ,+“ und ,-“ prazisiert werden.
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2 = ,Angemessene Kontrolle“: In Anbetracht der Qualitat des Managements, der
Organisation und der Kontrollen besteht ein geringes Risiko einer erheblichen
Auswirkung auf die aufsichtlichen Elemente der Gruppe oder ihrer Unternehmen.
Das Ausmal des Risikomanagements und der Risikokontrollen ist akzeptabel. Der
Rahmen fir das Risikomanagement und die Risikokontrollen ist angemessen
definiert und hinreichend vereinbar mit der Art und der Komplexitat der Aktivitaten
des Instituts.

3 = ,Schwache Kontrolle®: In Anbetracht der Qualitdt des Managements, der
Organisation und der Kontrollen besteht ein mittleres Risiko einer erheblichen
Auswirkung auf die aufsichtlichen Elemente der Gruppe oder ihrer Unternehmen.
Das Ausmal des Risikomanagements und der Risikokontrollen ist schwach und
muss verbessert werden. Die Risiken werden nicht ausreichend gemindert und
kontrolliert, sodass ein ibermaRiges Restrisiko verbleibt. Der Rahmen flr das
Risikomanagement und die Risikokontrollen ist unzulanglich definiert oder nicht
hinreichend vereinbar mit der Art und der Komplexitat der Aktivitdten des Instituts.

4 = ,Unangemessene Kontrolle®: In Anbetracht der Qualitadt des Managements, der
Organisation und der Kontrollen besteht ein hohes Risiko einer erheblichen
Auswirkung auf die aufsichtlichen Elemente der Gruppe oder ihrer Unternehmen.
Das Ausmal des Risikomanagements und der Risikokontrollen ist sehr niedrig und
muss erheblich und/oder umgehend verbessert werden. Die Risiken werden nicht —
oder nur unangemessen — gemindert und unzureichend kontrolliert. Es wurde kein
Rahmen fiur das Risikomanagement und die Risikokontrollen definiert, oder dieser
Rahmen ist nicht mit der Art und der Komplexitat der Aktivitaten des Instituts
vereinbar.

Die Bewertungen der Risikohéhe und der Risikokontrolle fir jede Kategorie werden
zusammengefihrt und ergeben eine ,kombinierte Bewertung*.

Nach der Bewertung der vier Elemente vergeben die Aufsichtsbehtrden einen
SREP-Gesamtscore von 1 bis 4. Dieser SREP-Gesamtscore gibt, wie in den EBA-
Leitlinien zum SREP festgelegt, Aufschluss Uber die aufsichtliche Beurteilung der
allgemeinen Uberlebensfahigkeit des Instituts auf der Grundlage einer aggregierten
Betrachtung der Gefahren fiir die Uberlebensfahigkeit (siehe auch den relevanten
Abschnitt auf der Website zur Bankenaufsicht hinsichtlich der methodischen
Einzelheiten der einzelnen Bewertungselemente).

Der SREP-Gesamtscore sollte das Ergebnis der Bewertung der einzelnen Risiken
berlicksichtigen: Je héher der Scorewert, desto héher das Risiko fiir die
Uberlebensfahigkeit des Instituts, das sich aus einem oder mehreren Merkmalen
seines Risikoprofils (unter anderem dem Geschaftsmodell, dem Rahmen fir die
interne Governance und individuellen Risiken fiir die Solvabilitats- oder
Liquiditatslage) ergibt.

AnschlieRend kann das JST den SREP-Gesamtscore der Ankerbewertung nach klar
definierten Grundsatzen (Constrained Judgement) anpassen. Grundlage hierfir sind
a) die Kenntnisse des JST Uber das Institut, b) Peer-Vergleiche (auch im

Zusammenhang mit dem frihzeitigen Benchmarking) und das SREP-Benchmarking
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(siehe Abschnitt 4.5.5), ¢) das Makroumfeld, in dem das Unternehmen tatig ist, d) die
Kapital-/Liquiditatsplanung des Instituts zur Gewahrleistung eines soliden Kurses hin
zur vollstdndigen Umsetzung der CRR/CRD IV und e) die Risikotoleranz des SSM.
Das JST kann im SREP-Gesamtscore Schwachstellen widerspiegeln, die im Zuge
des SREP ermittelt wurden und die es fiir das Institut als besonders wichtig erachtet.

Ziel ist es, eine ganzheitliche Bewertung des Risikoprofils eines Instituts
vorzunehmen und gegebenenfalls die am besten geeigneten (im SREP-Beschluss
(siehe Abschnitt 4.5.6) formalisierten) AufsichtsmalRnahmen wie
Eigenmittelanforderungen, Liquiditatsanforderungen oder andere qualitative
Aufsichtsmalinahmen zu bestimmen.

Benchmarking von SREP-Ergebnissen

Parallel zur Durchfihrung der SREP-Bewertungen durch die Aufsichtsbehdrden und
vor dem aufsichtlichen Dialog und der Finalisierung der SREP-Beschliisse werden
die Aufsichtsergebnisse einem Benchmarking-Prozess unterzogen, der von der
zweiten Verteidigungslinie durchgefiihrt wird.

Ziel dieser Uberpriifung ist es, die JSTs zu unterstiitzen und auf der Grundlage
gleicher Bedingungen und einer fairen Behandlung aller beaufsichtigten
Unternehmen sicherzustellen, dass die SREP-Ergebnisse konsistent und wirksam
sind. Der Schwerpunkt der Benchmarking-Analysen liegt auf den Risikobewertungen
der Aufsichtsbehdrden, den Scorewerten fir einzelne Risiken und dem SREP-
Gesamtscore sowie auf den qualitativen und quantitativen Faktoren. Das
Benchmarking erfolgt tGber verschiedene Peer-Gruppen hinweg und steht im
Einklang mit der SREP-Methodik, d. h. es tragt den Besonderheiten des
Geschaftsmodells Rechnung und steht im Einklang mit den strategischen Prioritaten
und dem Risikotoleranzrahmen. Wenn die Aufsichtsbehérden Mangel feststellen, die
von den Banken behoben werden missen, tragt der Benchmarking-Prozess dazu
bei, dass einheitliche Aufsichtsmaflinahmen fur Banken mit ahnlichen
Schwachstellen bestimmt werden. Dabei wird Uberwacht, dass in der Vergangenheit
ergriffene MaRnahmen zeitnah nachverfolgt werden.

Insgesamt liegt dem Benchmarking das Konzept zugrunde, die Sichtweise des JST
in der Bewertung um eine horizontale vergleichende Sichtweise zu erganzen.
Potenzielle Unstimmigkeiten werden mit den JSTs besprochen, damit eine
Erorterung der SREP-Ergebnisse noch im selben Zyklus stattfindet. Auf der
Grundlage dieser Erorterung kénnen die JSTs die Aufsichtsergebnisse anpassen.

Aufsichtlicher Dialog und SREP-Beschlusse

Die JSTs leiten den aufsichtlichen Dialog ein, indem sie dem beaufsichtigten
Unternehmen das vorlaufige Ergebnis ihrer Bewertung und die geplanten
qualitativen und quantitativen MalRnahmen mitteilen. Der aufsichtliche Dialog ist von
zentraler Bedeutung, um die Transparenz und Berechenbarkeit aufsichtlicher
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MaRnahmen zu gewahrleisten und den bedeutenden Instituten vor Abschluss des
SREP Gelegenheit zu geben, sich dazu zu dulern.

Der SREP-Beschluss wird gemaf Artikel 16 der SSM-Verordnung und im Anschluss
an eine Anhorung (siehe Artikel 22 Absatz 1 der SSM-Verordnung und Artikel 31 der
SSM-Rahmenverordnung) erlassen. Der Beschluss ist ordnungsgemaf zu
begriinden (siehe Artikel 22 Absatz 2 der SSM-Verordnung und Artikel 33 der SSM-
Rahmenverordnung).

SREP-Beschliisse werden vom EZB-Rat im Verfahren der impliziten Zustimmung
auf der Grundlage fertiger, vom Aufsichtsgremium vorgeschlagener
Beschlussentwiirfe erlassen. Sie kdnnen Folgendes enthalten:

Eigenmittelanforderungen

o eine SREP-Gesamtkapitalanforderung, bestehend aus Mindestanforderungen
an Eigenmittel (8 %) gemaf Saule 1 und zusatzlichen
Eigenmittelanforderungen gemaf Saule 2

° kombinierte Kapitalpufferanforderungen

Institutsspezifische quantitative Liquiditatsanforderungen

. héhere Liquiditatsdeckungsquote als die regulatorische Mindestanforderung
. langere Uberlebensdauer

o nationale Mallnahmen

Sonstige quantitative und qualitative AufsichtsmaBnahmen

e  zusatzliche AufsichtsmaRnahmen gemal Artikel 16 Absatz 2 der SSM-
Verordnung (beispielsweise die Einschrankung oder Begrenzung des
Geschafts, die Forderung, Risiken zu verringern, die Einschrankung bzw.
vorherige Genehmigung von Dividendenausschuittungen und die Auferlegung
zusatzlicher Meldepflichten oder haufigerer Meldungen)

e  Saule-2-Empfehlungen in Form eines Aufschlags auf die harte Kernkapitalquote
Anforderungen an die Verschuldungsquote und Empfehlungen gemaR Saule 2

e Annlich wie bei den Eigenmittelanforderungen kann die EZB-Bankenaufsicht
auch Saule-2-Anforderungen an die Verschuldungsquote und Saule-2-
Empfehlungen auferlegen.

Kapital- und Liquiditatsanforderungen

Ergibt eine SREP-Bewertung, dass die Regelungen, Strategien, Verfahren und
Mechanismen des bedeutenden Instituts und die von ihm gehaltenen Eigenmittel
kein solides Risikomanagement und keine solide Risikoabdeckung gewahrleisten,
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kann die EZB eine Saule-2-Anforderung und eine Saule-2-Empfehlung sowie eine
spezifische Saule-2-Anforderung an die Verschuldungsquote und eine Saule-2-
Empfehlung auferlegen. Die EZB legt die Saule-2-Empfehlung und die Saule-2-
Empfehlung zur Verschuldungsquote héher als die verbindlichen
Kapitalanforderungen (Mindest- und zusatzliche Kapitalanforderung) und zusatzlich
zu den kombinierten Puffern fest. Halt ein beaufsichtigtes Unternehmen seine Saule-
2-Empfehlung nicht ein, hat dies keine automatischen MaRnahmen der
Aufsichtsbehdrden und keine Begrenzung des ausschuttungsfahigen Betrags zur
Folge. Die EZB wird jedoch Institute, die ihre Sdule-2-Empfehlung nicht einhalten,
genau uberwachen und prifen, ob — und gegebenenfalls welche — MalRnahmen zu
ergreifen sind, um den spezifischen Umstadnden Rechnung zu tragen.

Es konnen auch LiquiditdtsmalRnahmen verhangt werden, wenn wesentliche Risiken
bestehen, die nicht durch die Liquiditatsdeckungsquote abgedeckt sind, und das
Institut diese Risiken nicht angemessen mindert.

Qualitative Anforderungen

Zusatzlich zu den quantitativen MaRnahmen kénnen die Banken aufgefordert
werden, mehrere qualitative Mallnahmen umzusetzen.

Veroffentlichung der SREP-Ergebnisse

Zum Abschluss des jahrlichen SREP-Zyklus werden die aggregierten SREP-
Ergebnisse, die bankspezifischen Saule-2-Anforderungen und die bankspezifischen
Saule-2-Anforderungen an die Verschuldungsquote auf der Website der EZB zur
Bankenaufsicht veréffentlicht. Sie werden auf einer dazu einberufenen
Pressekonferenz unter der Leitung des Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums der
EZB vorgestellt. Alle bedeutenden Institute, die einen SREP-Beschluss erhalten,
werden aufgefordert, der Veroffentlichung ihrer Saule-2-Anforderungen und ihrer
Saule-2-Anforderungen an die Verschuldungsquote zuzustimmen. Ziel der
Verdffentlichung der aggregierten SREP-Ergebnisse ist es, die Offentlichkeit (iber
die wichtigsten Entwicklungen im SREP-Aufsichtszyklus, wie Anderungen der
SREP-Scorewerte und der quantitativen und qualitativen Anforderungen, zu
informieren und ihr wesentliche aufsichtliche Bedenken und MafRnahmen mitzuteilen.

Die EZB als Aufsichtsbehorde des Aufnahmemitgliedstaats

Ist die EZB die Aufsichtsbehdrde des Aufnahmemitgliedstaats, befolgt das JST die
mit der Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats vereinbarten und von ihr
bereitgestellten Zeitplane und Meldeformulare. Die konsolidierende
Aufsichtsbehdrde flhrt bei den Sitzungen des Kollegiums den Vorsitz und halt alle
Kollegiumsmitglieder Uber die Organisation solcher Sitzungen, die wesentlichen
Tagesordnungspunkte und die in Betracht zu ziehenden Tatigkeiten auf dem
Laufenden.

Aufsichtshandbuch — Aufsicht tGber bedeutende Institute 100



4.6

Artikel 101 CRD
Artikel 16 der SSM-Verordnung
Laufende Modelliberwachung

Leitfaden fur Vor-Ort-Prifungen und
Prifungen interner Modelle

Zu den Aufgaben des JST gehort es mindestens, auf der Grundlage aller
verfugbaren Informationen die Berichte zur Risikobewertung und
Liquiditatsrisikobewertung des beaufsichtigten Unternehmens zu vorzubereiten.
Diese Berichte muss das JST dann der Aufsichtsbehérde des
Herkunftsmitgliedstaats vorlegen. Auf der Grundlage dieser Berichtsentwirfe kommt
das JST zu einer vorlaufigen Einschatzung der quantitativen Eigenkapital- und
Liquiditatsbewertung sowie der qualitativen MalRnahmen, die in der Folge in den
Sitzungen des Kollegiums erortert werden.

Im Anschluss erhélt das JST von der Aufsichtsbehérde des Herkunftsmitgliedstaats
die endgliltige Fassung des Berichts Uber die Bewertung des Gruppenrisikos und
des Berichts Uber die Bewertung des Liquiditatsrisikos der Gruppe. Anhand dieser
endgultigen Berichte erstellt das JST den aufsichtlichen Beitrag zu den
gemeinsamen Beschllssen und Gbermittelt ihn der Aufsichtsbehorde des
Herkunftsmitgliedstaats. Nach der Prifung durch die Aufsichtsbehérde des
Herkunftsmitgliedstaats wird der Entwurf der gemeinsamen Beschlisse dem JST
vorgelegt.

Sobald die Rechts- und Qualitatsprifungen abgeschlossen sind, muss das JST den
Entwurf des gemeinsamen Beschlusses und den Entwurf des EZB-
Durchfiihrungsbeschlusses dem Aufsichtsgremium zur Genehmigung vorlegen.
Nach der Genehmigung wird der Entwurf des EZB-Durchfiihrungsbeschlusses dem
beaufsichtigten Unternehmen tbermittelt und der Anhdrungszeitraum beginnt. Die
Beschlussentwiirfe werden dem beaufsichtigten Unternehmen gegebenenfalls in
seiner eigenen Sprache zugestellt. Im Anschluss muss das JST die eingegangenen
Stellungnahmen priifen und mit der Aufsichtsbehorde des Herkunftsmitgliedstaats
eine Einigung zur Bewertung dieser Stellungnahmen sowie zu den Anderungen am
Entwurf des gemeinsamen Beschlusses erzielen. Hierzu nimmt das JST an den von
der Aufsichtsbehdrde des Herkunftsmitgliedstaats einberufenen Sitzungen des
Kollegiums teil.

Sobald eine Einigung erzielt ist, Ubermittelt das JST den endgdiltigen gemeinsamen
Beschluss an das Aufsichtsgremium zur Genehmigung und anschlie@Rend an den
EZB-Rat, der den endgliltigen gemeinsamen Beschluss nach dem Verfahren der
impliziten Zustimmung erldsst. Nach dessen Erlass unterrichtet die EZB das
bedeutende Institut Gber den endglltigen EZB-Durchfiihrungsbeschluss und teilt der
Aufsichtsbehdrde des Herkunftsmitgliedstaats mit, dass die EZB dem gemeinsamen
Beschluss zustimmt. Die Aufsichtsbehdrde des Herkunftsmitgliedstaats unterrichtet
das Mutterinstitut Gber den gemeinsamen Beschluss.

Laufende Uberwachung interner Modelle

Durch die laufende Modelltiberwachung soll iberpriift werden, ob ein bedeutendes
Institut die aufsichtsrechtlichen Anforderungen an interne Modelle zur Berechnung
der Mindesteigenkapitalanforderungen gemaf der CRR erfillt. Dazu gehdren
Anforderungen hinsichtlich der Risikosensitivitat und der Validierung des Modells,
der Steuerung des Modellrisikos, hinsichtlich Modellanpassungen, modellbezogenen

Aufsichtshandbuch — Aufsicht tGber bedeutende Institute 101


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32013L0036
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32013R1024
https://www.bankingsupervision.europa.eu/banking/tasks/internal_models/omm/html/index.de.html
https://www.bankingsupervision.europa.eu/ecb/pub/pdf/ssm.osi_guide201809.de.pdf
https://www.bankingsupervision.europa.eu/ecb/pub/pdf/ssm.osi_guide201809.de.pdf

Prozessen sowie Benchmarking des Modells. Die EZB sollte regelmaRig Gberprufen,
ob die von dem bedeutenden Institut verwendeten Techniken zur Erstellung der
internen Modelle ausgereift und auf aktuellem Stand sind. Die Erkenntnisse aus der
laufenden Modelliberwachung flieBen in die laufende Bewertung des Instituts und in
den SREP-Beschluss ein.

Die laufende Modelliberwachung tragt dazu bei, die Anforderungen von Artikel 101
CRD zu erflillen, dem zufolge die zustéandigen Behdrden regelmafig, mindestens
jedoch alle drei Jahre, zu Uberprifen haben, ob die Institute die Anforderungen in
Bezug auf interne Modelle einhalten. Dies wird durch eine Kombination der
folgenden beiden MaRnahmen erreicht:

. laufende Modelliiberwachung, primar auf der Basis von externen
Uberpriifungen, einschlieRlich eigens hierfiir einberufener Sitzungen mit dem
beaufsichtigten Unternehmen und

. Prifungen interner Modelle (zumeist in Form einer Vor-Ort-Priifung).

Werden im Rahmen einer laufenden Modelliberwachung Mangel festgestellt,
werden diese dem Institut direkt mitgeteilt, oder es wird eine weitere Priifung des
internen Modells eingeleitet, damit die Verhdngung von Aufsichtsmaflinahmen (wie in
Artikel 16 der SSM-Verordnung geregelt) durch hinreichende Nachweise begrindet
werden kann. Letzten Endes kdnnen in den gesetzlich geregelten Fallen auch
Durchsetzungs- und Sanktionsbefugnisse ausgetbt werden.

Die laufende Modelliberwachung muss mindestens auf der obersten
Konsolidierungsebene der Gruppe innerhalb des beaufsichtigten Unternehmens
erfolgen. Befindet sich die Aufsichtsbehdrde des Herkunftslands eines
Unternehmens der Gruppe mit einem genehmigten Modell aul3erhalb der
Europaischen Union, so wird der Dialog mit dieser Aufsichtsbehérde unterstitzt, um
die laufende Modelliiberwachung zu verbessern.

Die laufende Modelliberwachung ist (gemaB Artikel 101 CRD) eine standige
rechtliche Anforderung. Im Allgemeinen missen keine Auslésetatbestande
vorliegen, um die laufende Uberwachung zu begriinden.

Die laufende Modelliberwachung setzt sich aus vielen Komponenten zusammen.
Der Beurteilungsturnus kann auf die jeweilige Komponente abgestimmt werden.

Die folgenden Komponenten sollten mindestens jahrlich tberprift werden:

. die Einhaltung der rechtlichen Anforderungen und aufsichtlichen Bedingungen,
Beschrankungen, Auflagen (z. B. Korrekturmaflinahmen), die in den EZB-
Beschlussen zur Modellgenehmigung festgelegt wurden, sowie die Einhaltung
von Umsetzungsplanen und anderen, dem Institut auferlegten
modellbezogenen AufsichtsmaRnahmen durch das bedeutende Institut,

. bei Instituten, die eine Genehmigung zur Verwendung interner Modelle fur die
Berechnung der Eigenmittelanforderungen fir Marktrisiken erhalten haben,
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gegebenenfalls eine Analyse der Ruckvergleichsergebnisse und
Zeitreihenanalysen (Artikel 368 Absatz 1 Buchstabe f und Artikel 369 CRR),

. eine Analyse der Validierungen interner Modelle des bedeutenden Instituts,

e gegebenenfalls eine Bewertung der Ergebnisse des jahrlichen Vergleichs
interner Modelle (Artikel 78 CRD),

. eine Uberpriifung nicht wesentlicher Modellanderungen und -erweiterungen,

. gegebenenfalls eine Beurteilung anderer interner Berichte des Instituts zum
internen Modell.

e  Zuden laufenden Uberwachungsmafinahmen z&hlt auch mindestens ein
Treffen mit der Aufsichtsbehdrde pro Jahr und Institut. Die Tagesordnung
fur dieses Treffen kann beispielsweise folgende Punkte enthalten:
Uberprifung von Nachweisen fir die andauernde Eignung der aktuell
verwendeten internen Modelle in Anbetracht der aktuellen
Geschéaftsstrategie des Instituts, geplante kiinftige Modellanderungen und
sonstige laufende Projekte im Institut, die hinsichtlich der internen Modelle
fur die verschiedenen Risikokategorien relevant sind.

4.7 Durchfuhrung von Vor-Ort-Prufungen

Leitfaden fiir Vor-Ort-Prifungen und - Nahere Informationen sind dem Leitfaden fur Vor-Ort-Prufungen und Prifungen
Prifungen interner Modelle .
interner Modelle zu entnehmen.

4.8 Beurteilung anlassbezogener Ersuchen, Anzeigen und
Antrage

In diesem Abschnitt werden die Prozesse beschrieben, mit denen Aufsichtsbehdrden
bedeutenden Instituten auf deren Ersuchen bestimmte Erlaubnisse erteilen kdnnen.
Die bedeutenden Institute missen samtliche relevanten Informationen vorlegen. Die
Ersuchen mussen die aufsichtsrechtlichen Anforderungen der mafgeblichen
Rechtsvorschriften (d. h. Rechtsakte der EU oder deren nationale Umsetzung)
erfiillen.
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4.8.1

Artikel 26 Absatz 3 und Artikel 27
bis 29 CRR

Technische Regulierungsstandards
fur die fur Institute geltenden
Anforderungen an Eigenmittel und
berlicksichtigungsfahige
Verbindlichkeiten (Delegierte
Verordnung (EU) Nr. 241/2014 der
Kommission)

Artikel 26 Absatz 2 CRR

Technische Regulierungsstandards
fur die fur Institute geltenden
Anforderungen an Eigenmittel und
berlicksichtigungsfahige
Verbindlichkeiten (Delegierte
Verordnung (EU) Nr. 241/2014 der
Kommission)

Beschluss der EZB Uber die
Bedingungen, unter denen
Kreditinstitute Zwischen- und
Jahresendgewinne dem harten
Kernkapital (CET1) zurechnen
dirfen (EZB/2015/4)

Kapitalinstrumente

Begebung von CET1-Instrumenten

Beaufsichtigte Unternehmen dirfen Kapitalinstrumente nur dann als Instrumente des
harten Kernkapitals (Common Equity Tier 1 — CET1) einstufen, wenn ihnen hierzu
die Erlaubnis der zustandigen Behorde erteilt wurde. Auf Ersuchen eines
bedeutenden Instituts wird ein individueller EZB-Aufsichtsbeschluss erlassen, mit
dem die Erlaubnis entweder (unter Auflagen) erteilt oder verwehrt wird.

Nach Einreichung samtlicher relevanter Unterlagen durch das bedeutende Institut
prift das JST, ob die eingereichten Informationen den mafRgeblichen
Rechtsvorschriften entsprechen. Liegen alle relevanten Informationen vor, bestatigt
das JST dem bedeutenden Institut, dass die eingereichten Unterlagen vollstandig
sind. Gegebenenfalls werden weitere Informationen angefordert. AnschlieRend pruft
das JST, ob die maRgeblichen Vorschriften eingehalten werden und ob das
Kapitalinstrument im 6ffentlichen Verzeichnis der CET1-Instrumente der EBA
angefihrt ist. Ist das Instrument nicht im 6ffentlichen Verzeichnis der EBA
aufgelistet, so konsultiert die EZB vor dem Erlass eines Beschlusses die EBA.

Spatere Emissionen von Instrumenten, fir die das bedeutende Institut bereits eine
Erlaubnis zur Einstufung als CET1-Instrument erhalten hat, kbnnen im Wege eines
spezifischen Mitteilungsverfahrens dem CET1-Kapital zugerechnet werden. Weitere
Einzelheiten sind dem Leitfaden der EZB zu im Unionsrecht eréffneten Optionen und
Ermessensspielraumen zu entnehmen.

Anerkennung von Zwischen- und Jahresendgewinnen als CET1-
Kapital

Bedeutende Institute dirfen vor dem férmlichen Beschluss zur Bestatigung seines
endgultigen Jahresergebnisses Zwischen- und Jahresendgewinne nur nach
vorheriger Erlaubnis dem harten Kernkapital zurechnen. Diese Erlaubnis erfolgt
entweder auf der Grundlage des Beschlusses EZB/2015/4 Uber die Bedingungen,
unter denen Kreditinstitute Zwischen- oder Jahresendgewinne dem harten
Kernkapital zurechnen dirfen (,Umbrella Decision®), oder auf der Grundlage von
Artikel 26 Absatz 2 CRR.

Wenn das beaufsichtigte Unternehmen auf den Beschluss EZB/2015/4 zurlickgreifen
will, muss es ein férmliches Schreiben an die EZB unter Verwendung des
entsprechenden Meldeformulars richten und die im Anhang des genannten
Beschlusses angefiihrten Informationen und Unterlagen ibermitteln. Das JST teilt
dem betreffenden bedeutenden Institut mit, ob diese Unterlagen die in dem
Beschluss EZB/2015/4 festgelegten Informationen enthalten, ob die in diesem
Beschluss vorgesehenen Voraussetzungen erfillt sind und ob das Kreditinstitut
Zwischen- oder Jahresendgewinne dem harten Kernkapital zurechnen darf.
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Artikel 77 und 78 der SRM-
Verordnung

Artikel 27 bis 32 der technischen
Regulierungsstandards fir die fiir
Institute geltenden Anforderungen
an Eigenmittel und
berlicksichtigungsfahige
Verbindlichkeiten (Delegierte
Verordnung (EU) Nr. 241/2014 der
Kommission)

Erwagungsgrund 75 und Artikel 52
bis 55, 63 und 65 CRR

Technische Regulierungsstandards
fur die fur Institute geltenden
Anforderungen an Eigenmittel und
beriicksichtigungsfahige
Verbindlichkeiten (Delegierte
Verordnung (EU) Nr. 241/2014 der
Kommission)

Sind die im Beschluss EZB/2015/4 festgelegten Voraussetzungen nicht erfillt oder
bezieht sich der Antrag des Instituts auf einen Fall, der nicht durch diesen Beschluss
abgedeckt ist, fiihrt das JST im Rahmen des Standardbeschlussverfahrens oder des
delegierten Verfahrens, je nach Anwendbarkeit, eine Einzelfallprifung des Antrags
auf Erteilung der Erlaubnis fir die Zurechnung von Zwischen- oder
Jahresendgewinnen zum CET1-Kapital durch.

Verringerung der Eigenmittelinstrumente

Auf Ersuchen eines beaufsichtigten Unternehmens kann die EZB eine Verringerung
der Eigenmittel genehmigen. Zunachst prift das JST, ob das Institut alle in der
Delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 der Kommission genannten Unterlagen
eingereicht hat. Liegen die zur Beurteilung des Antrags erforderlichen Informationen
bereits vor, kann das JST auf die Einreichung eines Teils dieser Unterlagen
verzichten. Die EZB erlasst einen zustimmenden oder ablehnenden Beschluss
hinsichtlich des Antrags auf Genehmigung einer Verringerung der Eigenmittel und
setzt das Institut hiervon in Kenntnis.

Nachtragliche Beurteilung von AT1- und T2-Instrumenten

Die CRR sieht keine verpflichtende Vorabgenehmigung fir Instrumente des
zusatzlichen Kernkapitals (Additional Tier 1 — AT1) und des Erganzungskapitals (Tier
2 —T2) vor. Dies gilt jedoch unbeschadet etwaiger Anforderungen nach den
mafgeblichen nationalen Rechtsvorschriften fur die Anrechnung von AT1- und T2-
Instrumenten.’* Ist nach nationalem Recht eine Vorabgenehmigung erforderlich,
verfugt die EZB Uber die Befugnis, eine solche Vorabgenehmigung fur das
betreffende beaufsichtigte Unternehmen zu erteilen. Ist dies nicht der Fall, so fuhrt
die EZB eine nachtragliche Beurteilung von AT1- und T2-Instrumenten durch.
Einzelheiten hierzu finden sich im Offentlichen Leitfaden zur Priifung der
Anrechenbarkeit von Instrumenten als zusatzliches Kernkapital und
Ergédnzungskapital '®.

4 Seit September 2023 verlangen die folgenden Lander gem&R dem maRgeblichen nationalen Recht
eine Vorabgenehmigung von AT1- und T2-Instrumenten: Bulgarien, Kroatien, Luxemburg, Portugal und
Slowenien.

5 In Anbetracht der mit der Verordnung (EU) 2019/876 eingefilhrten Anderungen hat die EZB die in dem
offentlichen Leitfaden bereitgestellten Muster aktualisiert, um den neuen Kriterien fir die
Beriicksichtigungsfahigkeit Rechnung zu tragen. Das aktualisierte Muster findet sich in: Anderungen
der Anhange des o6ffentlichen Leitfadens zur Priifung der Anrechenbarkeit von Instrumenten als
zusatzliches Kernkapital und Erganzungskapital.
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482

Artikel 7 und 8 CRR

Verordnung der EZB Uber die
Nutzung der im Unionsrecht
ertffneten Optionen und
Ermessensspielraume
(EZB/2016/4)

4.8.3

Artikel 19, 20 und 22 BRRD

Entwurf technischer
Regulierungsstandards (RTS) der
EBA zur Festlegung der
Voraussetzungen fir die
Gewahrung gruppeninterner
finanzieller Unterstltzung
(EBA/RTS/2015/08)

EBA-Leitlinien zur Festlegung der
Voraussetzungen fir die
Gewahrung gruppeninterner
finanzieller Unterstltzung
(EBA/GL/2015/17)

Ausnahmen von den Kapital- und Liquiditatsanforderungen

Die EZB ist befugt, Ausnahmen von der Einhaltung der Aufsichtsanforderungen zu
gewabhren, die in den Teilen 2 bis 4 und den Teilen 7, 7A und 8 CRR festgelegt sind
(Artikel 7 Absatze 1 und 3 CRR). AufRerdem ist die EZB befugt, ein Institut und alle
oder einige seiner Tochterunternehmen von der Einhaltung der
Liquiditatsanforderungen gemaR Teil 6 CRR auszunehmen und sie als
zusammengefasste Liquiditatsuntergruppe zu Uberwachen, sofern die
regulatorischen Voraussetzungen erfillt sind (Artikel 8 CRR). Auf Ersuchen des
beaufsichtigten Unternehmens wird ein individueller EZB-Aufsichtsbeschluss
erlassen, mit dem die Ausnahme gewahrt oder abgelehnt wird.

Das beaufsichtigte Unternehmen muss ein férmliches Antragsformular und samtliche
erforderlichen Unterlagen einreichen, wie im Leitfaden der EZB zu im Unionsrecht
eroffneten Optionen und Ermessensspielraumen dargelegt. Das JST priift zunachst,
ob sich der Antrag auf eine Ausnahmegenehmigung auf die maf3geblichen
Rechtsvorschriften bezieht und ob er sdmtliche relevanten Informationen und
erforderlichen Unterlagen umfasst, wie im EZB-Leitfaden dargelegt. Liegen alle
relevanten Informationen ordnungsgemaf vor, bestatigt das JST dem
beaufsichtigten Unternehmen, dass die eingereichten Unterlagen vollstandig sind.
Gegebenenfalls werden weitere Informationen angefordert.

Das JST priift anschlielend, ob die maRgeblichen Kriterien der CRR und dem (nicht
verbindlichen) EZB-Leitfaden erfiillt sind. In komplexen Fallen wird das JST durch
die horizontalen und Fachfunktionen der EZB unterstitzt. Im endgultigen Beschluss
kann die Ausnahmegenehmigung mit weiteren Auflagen verknipft werden.

Gruppeninterne finanzielle Unterstitzung

Vor dem Abschluss einer geplanten Vereinbarung tber gruppeninterne finanzielle
Unterstlitzung muss ein bedeutendes Institut eine Genehmigung der EZB einholen.
Die EZB genehmigt oder untersagt die geplante Vereinbarung in Abhangigkeit von
der Erfullung der Voraussetzungen der BRRD, die in den RTS der EBA und den
EBA-Leitlinien weiter ausgefihrt werden.

Bevor eine Unterstlitzung im Rahmen einer Vereinbarung Uber gruppeninterne
finanzielle Unterstitzung gewahrt werden kann, muss das Leitungsorgan eines
Gruppenunternehmens, das die Gewahrung einer finanziellen Unterstiitzung
beabsichtigt, der EZB und der EBA einen begriindeten Beschluss sowie Einzelheiten
zur geplanten finanziellen Unterstitzung, einschlieRlich einer Kopie der
entsprechenden Vereinbarung, zukommen lassen. Das JST prift die Einhaltung der
vorgenannten Bestimmungen. Das JST Uberprift insbesondere, ob mit der
Gewahrung finanzieller Unterstitzung die finanzielle Stabilitat der Gruppe erhalten
oder wiederhergestellt werden soll. Um zu einer gemeinsamen Entscheidung zu
kommen, leitet es den Antrag an die jeweilige Behorde weiter, die fir das als
Vertragspartei auftretende Tochterunternehmen aufierhalb des SSM zustandig ist.
Das JST informiert zudem den Einheitlichen Abwicklungsausschuss, indem es die
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Artikel 244, 245 und 250 CRR
Artikel 98 Absatz 3 CRD

EBA-Leitlinien zur Ubertragung
eines signifikanten Kreditrisikos
(EBA/GL/2014/05)

EBA-Leitlinien zur
aufdervertraglichen
Kreditunterstltzung bei
Verbriefungstransaktionen
(EBA/GL/2016/08)

genehmigten gruppeninternen Vereinbarungen und diesbeziigliche Anderungen
weiterleitet, damit die Auswirkungen auf die Abwicklungsfahigkeit der Gruppe
beurteilt werden kénnen.

AnschlieRend wird der endguiltige Beschluss erlassen.

Uberwachung der Ubertragung von Risiken bei
Verbriefungstransaktionen

In der CRR sind die Voraussetzungen festgelegt, unter denen die Ubertragung eines
signifikanten Risikos durch einen Originator anerkannt wird. In den EBA-Leitlinien
zur Ubertragung eines signifikanten Kreditrisikos wird das Anerkennungsverfahren
im Einzelnen erlautert.

Originatoren, die den Prozess zur Strukturierung einer Verbriefungstransaktion in die
Wege geleitet haben oder dies beabsichtigen, und dabei entweder

e die Anerkennung der Ubertragung eines signifikanten Risikos gemaR
Artikel 244 Absatz 2 oder Artikel 245 Absatz 2 CRR oder

. einen Antrag auf Erlaubnis nach Artikel 244 Absatz 3 oder Artikel 245 Absatz 3
CRR.

planen, sollten die EZB gemaR dem Offentlichen Leitfaden der EZB fir die
Anerkennung der Ubertragung eines signifikanten Kreditrisikos mindestens drei
Monate vor dem erwarteten Abschlussdatum der Transaktion von dieser Absicht in
Kenntnis setzen. Der Originator sollte auRerdem bis spatestens 15 Tage nach dem
Abschlussdatum der Transaktion die endgiltige Fassung der Unterlagen vorlegen.

Auf der Grundlage der von dem Institut vorgelegten Unterlagen priift das JST die
Transaktion und das auf Dritte (ibertragene Kreditrisiko. Das JST fordert von dem
Institut gegebenenfalls weitere Informationen an, die fir die Beurteilung der
Transaktion erforderlich sind (beispielsweise die spezifischen Merkmale einer
einzelnen Transaktion).

Da die Voraussetzungen fiir die Ubertragung eines signifikanten Risikos
kontinuierlich Uber die Dauer der Verbriefungstransaktion erfillt werden missen,
Uberprift die EZB die Verbriefungstransaktionen, auf die der Originator bei der
Ermittlung seiner Kapitalanforderungen eine Ubertragung eines signifikanten Risikos
angewandt hat, fortlaufend. Greift der Originator zum Nachweis der Ubertragung
eines signifikanten Risikos auf die quantitativen Tests gemal Artikel 244 Absatz 2
oder Artikel 245 Absatz 2 CRR zurlick, so erlasst die EZB nur dann einen
individuellen Beschluss, wenn die Verbriefung die Voraussetzungen fir die
Ubertragung eines signifikanten Risikos nicht erfiillt und diese Ubertragung
abgelehnt wird.

Beantragt der Originator eine Erlaubnis nach Artikel 244 Absatz 3 oder Artikel 245
Absatz 3 CRR, so erfolgt die Anerkennung der Ubertragung eines signifikanten
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Risikos erst dann, wenn die EZB einen entsprechenden individuellen Beschluss
erlassen hat.

Gemal Artikel 250 Absatz 1 CRR ist die auRRervertragliche Unterstiitzung bei
Verbriefungstransaktionen grundsatzlich fur Originatoren verboten, die von

Artikel 247 Absatze 1 und 2 CRR Gebrauch gemacht oder Instrumente aus ihrem
Handelsbuch veraufRert haben, sodass sie fir die mit diesen Instrumenten
verbundenen Risiken keine Eigenmittel mehr vorhalten missen. Sie dirfen die
Verbriefung weder direkt noch indirekt Uber ihre vertraglichen Verpflichtungen hinaus
unterstitzen, um dadurch die potenziellen oder tatsachlichen Verluste der Anleger
Zu verringern.

Die EBA-Leitlinien zur auRervertraglichen Kreditunterstitzung bei
Verbriefungstransaktionen enthalten eine Aufstellung der Geschafte, die Uber die
vertraglichen Verpflichtungen eines Sponsors oder Originators hinausgehen. Diese
Geschafte sind der EZB von den bedeutenden Instituten nach MaRgabe des
Offentlichen Leitfadens der EZB zu den nach Artikel 248 Absatz 1 der Verordnung
(EU) Nr. 575/2013 zu meldenden Angaben Uber Geschafte, die Uber die
vertraglichen Verpflichtungen eines Sponsors oder Originators hinausgehen zu
melden.

Auf der Grundlage der eingegangenen Meldung der bedeutenden Institute

. und wenn das Institut erklart, dass eine auliervertragliche Kreditunterstitzung
vorliegt, pruft das JST, dass das Institut fir die verbrieften Risikopositionen
mindestens so viel Eigenmittel vorhalt, wie ohne Verbriefung erforderlich
gewesen ware (Artikel 250 Absatz 5 CRR),

. und wenn das Institut erklart, dass keine auf3ervertragliche Kreditunterstiitzung
vorliegt, pruft das JST die Einschatzung des Instituts und erstellt bei einer
abweichenden Einschatzung einen aufsichtlichen Beschlussentwurf.

Hat das Institut mehr als einmal eine auRervertragliche Kreditunterstiitzung gewahrt,
so kann die EZB zudem zusatzliche Malnahmen gemaf Artikel 98 Absatz 3 CRD
ergreifen, wie das Verbot der kiinftigen Ubertragung eines signifikanten Risikos.
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4.8.5

Artikel 21b CRD

EBA-Leitlinien fir die Uberwachung
des Schwellenwertes und sonstiger
Verfahrensaspekte beziglich der
Einrichtung eines
zwischengeschalteten EU-
Mutterunternehmens geman

Artikel 21b der

Richtlinie 2013/36/EU
(EBA/GL/2021/08)

Stellungnahme der EBA zur
Einrichtung und Funktionsweise
von zwischengeschalteten EU-
Mutterunternehmen
(EBA/Op/2022/12)

Haufig gestellte Fragen zur
Anforderung eines
zwischengeschalteten EU-
Mutterunternehmens

4.8.6

SSM-Verordnung
CRD

Anforderungen an zwischengeschaltete EU-Mutterunternehmen

Nach Artikel 21b der Richtlinie 2013/36/EU mussen Banken und Wertpapierfirmen in
der EU, die Tochterunternehmen von Drittlandsgruppen sind, ein einziges
zwischengeschaltetes EU-Mutterunternehmen einrichten. Diese Anforderung gilt,
wenn eine Drittlandsgruppe Uber zwei oder mehr Institute (Banken oder
Wertpapierfirmen) innerhalb der EU mit einem kombinierten Gesamtwert der
Vermdgenswerte in HOhe von mindestens 40 Mrd. € verfigt, einschlieRlich der
Vermodgenswerte der Zweigstellen der Drittlandsgruppe innerhalb der EU.

Zumeist setzt die Operationalisierung des zwischengeschalteten EU-
Mutterunternehmens irgendeine Form von Restrukturierung bei der Drittlandsgruppe
in Gang, beispielsweise eine Anderung der Beherrschungsverhéltnisse
(erlaubnispflichtig im Rahmen eines Inhaberkontrollverfahrens) oder die Einrichtung
eines neuen Mutterunternehmens. Fur Finanzholdinggesellschaften schreibt die
jungste Fassung der Eigenkapitalrichtlinie (CRD V) eine neue
Zulassungsanforderung (Artikel 21a CRD) vor. Im Fall eines Kreditinstituts oder einer
Wertpapierfirma gelten die entsprechenden Zulassungsverfahren gemag Artikel 8
oder 8a CRD V bzw. Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 2014/65/EU. Weitere
Informationen sind der \Webseite der EZB zur Bankenaufsicht zum Thema
Zulassungen zu entnehmen.

Gemal Artikel 21b Absatz 2 CRD konnen die zustandigen Behdrden gestatten, zwei
zwischengeschaltete EU-Mutterunternehmen einzurichten, wenn sie feststellen, dass
eine der beiden folgenden Bedingungen zutrifft:

. Die Einrichtung eines einzigen zwischengeschalteten EU-Mutterunternehmens
ware mit einer zwingenden Anforderung zur Trennung der Geschéaftsbereiche
unvereinbar, die durch die Regelungen oder Aufsichtsbehdrden des Drittlands,
in dem das oberste Mutterunternehmen der Drittlandsgruppe seinen Hauptsitz
hat, vorgeschrieben sind.

. Die Einrichtung eines einzigen zwischengeschalteten EU-Mutterunternehmens
wirde laut einer Bewertung, die von der fir das zwischengeschaltete EU-
Mutterunternehmen zustandigen Abwicklungsbehdrde erstellt wurde, die
Abwicklungsfahigkeit im Vergleich zur Situation mit zwei zwischengeschalteten
EU-Mutterunternehmen schwéachen.

Beaufsichtigte Unternehmen, die diese Ausnahmeregelung in Anspruch nehmen
mochten, sollten sich mit ihrer Aufsichtsbehodrde in Verbindung setzen.

Sonstige formliche Genehmigungsersuchen und Anzeigen

Neben den oben genannten férmlichen Genehmigungsersuchen und Anzeigen
enthalten die CRR und die CRD auch Vorgaben zu verschiedenen Féllen, in denen
ein Antrag oder eine Anzeige des bedeutenden Instituts einen Beschluss oder eine
Reaktion der EZB erfordern. Formliche Genehmigungsersuchen und Anzeigen
kdnnen auflerdem im nationalen Recht geregelt sein. Hier ist ein Beschluss oder
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4.9

eine Reaktion der EZB erforderlich, wenn sie in den Aufgabenbereich der EZB fallen
und der Erfillung einer Aufsichtsfunktion nach EU-Recht dienen. In der Regel ist das
JST fur die Abwicklung des gesamten Prozesses verantwortlich.

Auf Antrag des bedeutenden Instituts priift das JST, ob sich das
Genehmigungsersuchen auf die maRgeblichen Rechtsvorschriften bezieht und alle
relevanten Informationen und Unterlagen beigefligt sind. Gegebenenfalls werden
weitere Informationen vom Kreditinstitut angefordert. Das JST prift anschlieRend, ob
die mafdgeblichen Kriterien der CRR, SSM-Verordnung, SSM-Rahmenverordnung
und/oder des nationalen Rechts erfillt sind. In komplexen Fallen wird das JST durch
die horizontalen und Fachfunktionen der EZB unterstitzt. Wird dem
Genehmigungsersuchen stattgegeben, so kann der endgultige Beschluss mit
Bedingungen und/oder Auflagen verknUpft werden.

Krisenpravention und -management

Der Rahmen der EZB fir Krisenpravention und -management ermoglicht zeitnahe
und wirksame Gegenmalinahmen sowie im Vorfeld, wahrend und nach der Krise
einen angemessenen Informationsfluss. Darlber hinaus ermdglicht er sachgerechte
Entscheidungsprozesse in Krisensituationen und wahrend einer etwaigen
Abwicklung von Bankengruppen. Der Rahmen fiir das Krisenmanagement erstreckt
sich auf verschiedene Phasen je nach individueller Situation des Kreditinstituts. Der
Anwendungsbereich des Rahmens reicht von der Gewahrleistung einer soliden
Krisenvorsorge in der laufenden Aufsicht bis hin zur Mitwirkung bei Entscheidungen
Uber den Ausfall von Banken. Die Rolle der EZB beim Krisenmanagement in Bezug
auf weniger bedeutende Institute wird in Abschnitt 5.4 naher beschrieben.
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4.9.1

Abbildung 16

Rahmen fur Krisenpravention und -management
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Zustandigkeiten der JSTs

Die JSTs sind in enger Zusammenarbeit mit der Abteilung Geschaftsmodelle, Kapital
und Krisen fir die Krisenvorsorge und das Krisenmanagement in verschiedenen

Phasen zustandig. Wie stark diese Abteilung involviert ist, hangt von der Lage des
bedeutenden Instituts ab.

Das fur Krisen zustdndige Team der Abteilung unterstitzt die JSTs wahrend des
gesamten Prozesses mit fachlichem Rat, unter anderem zu den im maRgeblichen
Rechtsrahmen verankerten Prozessen, zur Friherkennung von Krisensituationen,
zur Bewertung und Operationalisierung von Sanierungsplanen und zur Konsultation
in Bezug auf sanierungsbezogene Themen. In den folgenden Abschnitten werden
die verschiedenen Stadien von Krisenpravention und -management beschrieben.
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Artikel 3 bis 5, 9, 13, 16, 18 und 30
der SSM-Verordnung

Artikel 5 bis 9, 10 bis 18, 27 bis 30
und 32 BRRD

Artikel 74 und 104 CRD

EBA-Leitlinien zu den Bedingungen
fur die Prifung der Anwendung von
Frihinterventionsmaflnahmen
(EBA/GL/2015/03)

EBA-Leitlinien zur Festlegung der
Voraussetzungen fir die
Gewahrung gruppeninterner
finanzieller Unterstltzung
(EBA/GL/2015/17)

MoU zwischen SRB und EZB Uber
Zusammenarbeit und
Informationsaustausch

Artikel 15 BRRD

Vorbereitung von Sanierung und Abwicklung

Sanierungsplanung

Unter normalen Umstanden besteht eine der von den JSTs wahrgenommenen
Aufgaben der EZB darin, sicherzustellen, dass die bedeutenden Institute detaillierte
Sanierungsplane erstellen und mindestens jahrlich aktualisieren, in denen dargelegt
wird, mit welchen MalRnahmen im Fall einer erheblichen Verschlechterung der
Finanzlage des Instituts dessen finanzielle Stabilitat wiederhergestellt werden soll.
Die JSTs analysieren und Uberprifen die Sanierungsplane, insbesondere die
Glaubwirdigkeit und Durchfuhrbarkeit der verfiugbaren Sanierungsoptionen und die
Sanierungskapazitat insgesamt. Im Zusammenhang mit der Sanierungsplanung
kann die EZB, wenn sie zu der Einschatzung gelangt, dass der Sanierungsplan
wesentliche Unzulanglichkeiten aufweist, das beaufsichtigte Unternehmen
auffordern, innerhalb einer kurzen Frist von bis zu drei Monaten einen Uberarbeiteten
Sanierungsplan vorzulegen. Werden die von der EZB erkannten wesentlichen
Unzulanglichkeiten oder Hindernisse im Uberarbeiteten Sanierungsplan nicht
beseitigt, kann die EZB das Institut anweisen, bestimmte Anderungen an dem Plan
vorzunehmen. Werden die Unzulanglichkeiten oder Hindernissen durch die
Anderungen am Sanierungsplan nicht in angemessener Weise behoben, kann die
EZB das Institut auffordern, Anderungen aufzuzeigen, die es an seinem
Geschaftsmodell vornehmen kann, um die Sanierungsfahigkeit in einer
Krisensituation zu verbessern.

Im Zuge der laufenden Aufsicht lberwacht das JST kontinuierlich die Finanzlage des
beaufsichtigten Unternehmens und untersucht, ob sich bei einem Ubergang vom
Normalzustand hin zu einer Krisensituation die Sanierungsindikatoren womaglich
verschlechtern haben und ob die Eskalationsverfahren angemessen und rechtzeitig
ausgelost wurden.

Die Abteilung Geschaftsmodelle, Kapital und Krisen unterstitzt die JSTs bei der
Bewertung der Sanierungsplane und bei den Follow-up-MaRnahmen mit fachlichem
Rat, beispielsweise indem sie Richtlinien zu horizontalen Themen erstellt und
Benchmarkanalysen durchfihrt.

Abwicklungsbezogene Konsultationen

Die EZB wird jedes Jahr formlich zu den Sanierungsplanentwurfen und den vom
Einheitlichen Abwicklungsausschuss durchgeflihrten Bewertungen der
Abwicklungsfahigkeit konsultiert. Die JSTs nehmen die erforderlichen Beurteilungen
vor, und die Abteilung Geschaftsmodelle, Kapital und Krisen leistet fachliche
Unterstitzung. Im Einklang mit dem MoU zwischen der EZB und dem Einheitlichen
Abwicklungsausschuss ibermitteln die JSTs dem Einheitlichen
Abwicklungsausschuss auch die flr die Sanierungsplane und die Bewertung der
Abwicklungsfahigkeit erforderlichen Informationen. In gewissem Umfang findet auch
ein informeller Austausch zwischen der EZB und dem Einheitlichen
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Abwicklungsausschuss statt, beispielsweise in den Abwicklungskollegien, in denen
auch die EZB vertreten ist. Dartuber hinaus wird die EZB vom Einheitlichen
Abwicklungsausschuss zu den geplanten im Voraus erhobenen Beitragen
konsultiert, die von den bedeutenden Instituten in den einheitlichen
Abwicklungsfonds einzuzahlen sind. Sobald die Zielausstattung des Einheitlichen
Abwicklungsfonds mindestens 1 % der gedeckten Einlagen aller Kreditinstitute in
den teilnehmenden Mitgliedstaaten erreicht, wird eine solche Konsultation nicht
unbedingt jahrlich, sondern nur dann durchgefiihrt, wenn zuséatzliche im Voraus zu
erhebende Beitrage erforderlich werden. Die Beurteilung der JSTs bildet die
Grundlage fir die Antwort der EZB auf die offizielle Konsultation.

Identifizierung einer Verschlechterung der finanziellen Lage

Verschlechterung der finanziellen Lage

Wird eine Verschlechterung der finanziellen Lage festgestellt, bestimmt das JST als
Reaktion darauf die angemessene AufsichtsmalRnahme und verstarkt die
Aufsichtstatigkeit in Bezug auf das betreffende Institut (z. B. Durchfiihrung weiterer
spezifischer Analysen, Anordnung von Vor-Ort-Prifungen, vermehrte Informations-
und Datenanforderungen usw.). Insbesondere wenn das JST bei einem
beaufsichtigten Unternehmen eine wesentliche Verschlechterung der finanziellen
Lage feststellt, die entweder in kurzer Zeit oder allmahlich mit einem klaren Trend
zutage tritt, werden die Zusammenarbeit und der Informationsaustausch zwischen
dem JST und dem fir Krisen zustandigen Team intensiviert. Die NCAs sind Uber das
JST eingebunden.

Nach den mafRgeblichen Rechtsvorschriften und interinstitutionellen Vereinbarungen,
wie dem MoU zwischen der EZB und dem Einheitlichem Abwicklungsausschuss,
informiert die EZB den Einheitlichen Abwicklungsausschuss Gber die wesentliche
Verschlechterung der finanziellen Lage des betreffenden beaufsichtigten
Unternehmens/der betreffenden beaufsichtigten Bankengruppe und tauscht sich zu
Einschatzungen und Erkenntnissen mit dem Einheitlichen Abwicklungsausschuss
und den internen Abwicklungsteams aus.

Mit einem spezifischen Meldeformular fir die Liquiditatsiberwachung kann ein
Mindestmal an Liquiditatsinformationen erhoben werden, die flr Krisensituationen
relevant sind. Das Meldeformular wird der EZB ab September 2023 wéchentlich von
den beaufsichtigten Unternehmen vorgelegt. Zusatzlich zum aufsichtlichen
Meldeformular fir die Liquiditatsiiberwachung haben die EZB und der Einheitliche
Abwicklungsausschuss ein gemeinsames Meldeformular fur die
Liquiditatsiberwachung ausgearbeitet, das im Oktober 2023 erstmals an Instituten
getestet wurde. Das gemeinsame Meldeformular ist nahezu identisch mit dem
aufsichtlichen Meldeformular fiir die Liquiditatsiberwachung und wird dieses
ersetzen, wenn die Tests erfolgreich verlaufen.
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Artikel 27 BRRD

Artikel 13 und 20 der SRM-
Verordnung

MoU zwischen SRB und EZB Uber
Zusammenarbeit und
Informationsaustausch

Notwendigkeit von FrihinterventionsmalRnahmen

Stellt das JST fest, dass sich die finanzielle Lage eines Instituts weiter
verschlechtert, die Voraussetzungen fiir eine Friihintervention gegeben sind und
somit Fruhinterventionsmaflinahmen erwogen werden, werden die Zusammenarbeit
und der Informationsaustausch zwischen dem JST und der Abteilung
Geschaftsmodelle, Kapital und Krisen intensiviert. Die Zusammenarbeit mit dem
Einheitlichen Abwicklungsausschuss wird gemafl dem Memorandum of
Understanding (MoU) eskaliert. Das JST stellt dem internen Abwicklungsteam in
enger Zusammenarbeit mit der Abteilung Geschaftsmodelle, Kapital und Krisen
samtliche vorliegenden Informationen zur Verfiigung, die das Team als notwendig
einstuft, um den Abwicklungsplan zu aktualisieren und eine potenzielle Abwicklung
des Instituts vorzubereiten. Im Fall eines beaufsichtigten Unternehmens, das in
Mitgliedstaaten aufRerhalb des Euroraums oder in Drittlandern vertreten ist, werden
der Austausch mit Aufsichtskollegien oder ahnliche Vorkehrungen sichergestellt.

Grunde fur die Feststellung eines Ausfalls oder wahrscheinlichen
Ausfalls eines Instituts

Ist das JST der Auffassung, dass sich ein Institut in einer ernsthaften Schieflage
befindet oder gerechtfertigte Griinde fiir die Feststellung des Ausfalls oder
wahrscheinlichen Ausfalls eines Instituts vorliegen, schlagen das JST und die
Abteilung Geschaftsmodelle, Kapital und Krisen die Einrichtung eines
institutsspezifischen Krisenmanagementteams vor, das als Koordinierungs- und
Entscheidungsgremium fungiert. Das Krisenmanagementteam wird von dem
Vorsitzenden und dem stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums der
EZB einberufen. Ist nach Ansicht der EZB im Hinblick auf ein Institut ein Ausfall oder
ein wahrscheinlicher Ausfall festzustellen, hélt sie vorab auch mit dem Einheitlicher
Abwicklungsausschuss Rucksprache.

Die Koordinierung mit den Behdérden des Aufnahmemitgliedstaats wird durch den
Austausch mit den Aufsichtskollegien oder Gber ahnliche Verfahren sichergestellt.
Wird ein beaufsichtigtes Unternehmen als ausfallend oder wahrscheinlich ausfallend
betrachtet, so werden unverziglich der Einheitliche Abwicklungsausschuss und die
jeweiligen zustandigen Behdrden und Abwicklungsbehdrden des
Aufnahmemitgliedstaats sowie die zustandigen Ministerien, Zentralbanken und
das/die Einlagensicherungssystem(e) im Einklang mit dem Rechtsrahmen
unterrichtet.

Eine hochrangige Beobachtungsgruppe wird eingerichtet, um potenzielle liquiditats-
und solvabilitdtsbezogene Schwierigkeiten zu tberwachen und zu identifizieren, von
denen im Kontext einer systemischen Krise mehrere bedeutende Institute und
weniger bedeutende Institute gleichzeitig betroffen sind.
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4.10

Artikel 124 der SSM-
Rahmenverordnung

4.10.1

Artikel 9 Absatz 1 und Artikel 16 der
SSM-Verordnung

Artikel 64 CRD

Abwicklung

Die Hauptentscheidungstrager in Abwicklungsfallen sind die Abwicklungsbehdrden
(d. h. der Einheitliche Abwicklungsausschuss und die nationalen
Abwicklungsbehdrden. In diesem Zusammenhang kommt der EZB (d. h. dem JST
und der Abteilung Geschaftsmodelle, Kapital und Krisen) in erster Linie eine
beratende Funktion zu. Nach der Feststellung des Ausfalls oder wahrscheinlichen
Ausfalls eines Instituts koordiniert die Abteilung Geschaftsmodelle, Kapital und
Krisen innerhalb der Europaischen Bankenaufsicht die Beratung des Einheitlichen
Abwicklungsausschusses bzw. der nationalen Abwicklungsbehérden in der
Abwicklungsphase sowie die erforderlichen Follow-up-MalRnahmen, beispielsweise
die Zulassung eines Brickeninstituts und gegebenenfalls den Entzug der Zulassung
fur das Restinstitut. Das JST kann zusatzlichen fachlichen Rat zu den potenziellen
Auswirkungen der verschiedenen Abwicklungsoptionen auf das Geschaftsmodell
geben. Die Abteilung Geschaftsmodelle, Kapital und Krisen koordiniert jeglichen
Austausch mit dem Einheitlichen Abwicklungsausschuss und den nationalen
Abwicklungsbehdrden.

Aufsichtsmalinahmen, Durchsetzungsmal3nahmen und
Sanktionen

Zur Wahrnehmung der ihr durch die SSM-Verordnung Gbertragenen Aufgaben
verfugt die EZB Uber eine Vielzahl von Aufsichtsinstrumenten, um die Probleme zu
beheben, die bei der Uberwachung der beaufsichtigten Unternehmen festgestellt
wurden. Im Rahmen dieses Aufsichtsinstrumentariums kann die EZB beschlief3en,
eine oder mehrere der folgenden MalRnahmen zu ergreifen, um die Probleme zu
beseitigen:

1. Annahme von AufsichtsmafRnahmen;

2. unmittelbare Verhdngung von DurchsetzungsmaRnahmen oder Aufforderung
der nationalen zustandigen Behdrden zur Ausiibung ihrer nationalen
Aufsichtsbefugnisse;

3. Verhangung von Verwaltungssanktionen oder Aufforderung der nationalen
zustandigen Behorden zur Einleitung von Sanktionsverfahren.

Alle diese Mallnahmen, mit denen unterschiedliche Ziele verfolgt werden, sind
miteinander vereinbar und kénnen je nach den Umstanden des Einzelfalls parallel
oder nacheinander angewendet werden.

Aufsichtsmafnahmen

Unbeschadet der anderen ihr Ubertragenen Befugnisse ist die EZB befugt,
bedeutende Institute, Finanzholdinggesellschaften oder gemischte
Finanzholdinggesellschaften in den teilnehmenden Mitgliedstaaten und bedeutende
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Zweigstellen von Instituten in nicht teilinehmenden Mitgliedstaaten zu verpflichten,
frihzeitig die notwendigen Malinahmen zu ergreifen, falls: a) gegen
aufsichtsrechtliche Anforderungen verstoRen wurde, b) der EZB nachweislich
bekannt ist, dass ein solcher VerstoR innerhalb der nachsten zwolf Monate
stattfinden wird, oder c) die Regelungen, Strategien, Unternehmensfihrung, Kultur,
Prozesse und Mechanismen des Instituts sowie seine Eigenmittel- und
Liquiditatsausstattung kein solides Risikomanagement und keine solide
Risikoabdeckung gewabhrleisten.

Zu diesem Zweck enthalt die SSM-Verordnung eine nicht erschdpfende Liste
moglicher Aufsichtsmalnahmen, die von der EZB ergriffen werden kénnen. Die EZB
kann auch andere Malinahmen ergreifen, indem sie die Befugnisse ausubt, die ihr
aufgrund der nationalen Rechtsvorschriften und anderen unmittelbar anwendbaren
Rechtsvorschriften der EU, insbesondere Verordnungen der EU, zur Verfiigung
stehen.

Mit den Aufsichtsmafinahmen soll sichergestellt werden, dass die beaufsichtigten
Unternehmen frihzeitig die erforderlichen Schritte einleiten, um der Nichteinhaltung
von aufsichtsrechtlichen Anforderungen oder dem Risiko einer solchen
Nichteinhaltung entgegenzuwirken. Diese MalRnahmen kénnen in Form von EZB-
Beschlissen (die vom Aufsichtsgremium bzw. dem EZB-Rat auf Vorschlag der
jeweiligen Geschaftsbereiche der EZB erlassen werden) oder in Form von
Verwaltungshandeln (durch die betreffenden Geschéftsbereiche der EZB aulRerhalb
des formellen Beschlussverfahrens) ergehen. Die JSTs, die ihre Institute direkt
beaufsichtigen, und/oder die fiir spezifische Aufsichtsprozesse zustandigen
Geschéftsbereiche der EZB identifizieren und bewerten, potenzielle
Aufsichtsmalinahmen, die angenommen werden kdnnen. Dabei berlcksichtigen sie
deren Wirksamkeit (d. h. Sensibilisierungsgrad, Fahigkeit und Zuverlassigkeit der
Leitungsorgane und anderer relevanter Mitarbeiter) und VerhaltnismaRigkeit und
schlagen die am besten geeigneten MalRnahmen vor, um innerhalb einer
angemessenen Zeitspanne die Sicherheit und Soliditat des beaufsichtigten
Unternehmens zu gewahrleisten. Im Rahmen von Aufsichtsmaf3nahmen kann von
beaufsichtigten Unternehmen beispielsweise verlangt werden, dass sie zuséatzliche
Eigenmittel vorhalten, einen Plan fir die Rickkehr zur Erfillung der
Aufsichtsanforderungen vorlegen, ihre Regelungen, Verfahren und Strategien fur die
Unternehmensfuhrung verstarken, eine bestimmte Rickstellungspolitik oder eine
bestimmte Behandlung ihrer Vermdgenswerte durchfiihren, die variable Vergltung
begrenzen, Nettogewinne zur Starkung der Eigenmittel einsetzen, Ausschittungen
an Anteilseigner oder Inhaber von Instrumenten des zuséatzlichen Kernkapitals
einschranken oder untersagen, die Geschéaftsbereiche, die Tatigkeiten oder das Netz
von Instituten einschranken oder begrenzen und Geschaftszweige, die fur die
Soliditat des Instituts mit zu grofen Risiken verbunden sind, verdufRern. Die JSTs
und/oder andere Geschéftsbereiche der EZB wahlen zudem eines oder mehrere
Instrumente aus, die zur Durchfiihrung der jeweiligen Aufsichtsmalinahmen
einzusetzen sind (d. h. Verwaltungshandeln oder férmlicher Beschluss der EZB).
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4.10.2

Artikel 9 der SSM-Verordnung

Artikel 25 bis 35 und Artikel 129 der
SSM-Rahmenverordnung

Verordnung (EG) Nr. 2532/98 des
Rates Uber das Recht der
Europaischen Zentralbank,
Sanktionen zu verhéngen

Wenn die beaufsichtigten Unternehmen die erforderlichen Mallnahmen nicht
rechtzeitig ergreifen und die Situation, die die Intervention der Aufsichtsbehdrde
rechtfertigt, weiterhin besteht, werden weitere AufsichtsmaRnahmen ergriffen.

In Fallen, in denen die Sachlage bzw. die Umstande auch die Ausiibung von
Durchsetzungs- und/oder Sanktionsbefugnissen rechtfertigen, kénnen die
entsprechenden Verfahren parallel ablaufen.

Abbildung 17
Aufgabenverteilung zwischen der Abteilung Durchsetzung und Sanktionen und den
JSTs

Aufsichtsinstrumentarium

> AufsichtsmaBnahmen
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a
W eiterleitung —p H
Bewertung — Aufsichtsgremium
v
o_o —  DurchsetzungsmaBnahmen
eQo
oo
ESA
—> Sanktionen

Durchsetzungsmalnahmen

Mit Durchsetzungsmafnahmen sollen beaufsichtigte Unternehmen gezwungen
werden, die in einer Verordnung, nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung einer
Richtlinie der EU oder einem Beschluss festgelegten aufsichtsrechtlichen
Anforderungen zu erfiillen. In Fallen, in denen Aufsichtsbeschllsse direkt an
Einzelpersonen gerichtet sind, kdnnen die entsprechenden
Durchsetzungsmafinahmen auch gegen diese Einzelpersonen verhangt werden.
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4.10.3

Der EZB unmittelbar zur Verfligung stehende
Durchsetzungsmalinahmen

In regelmaldigen Abstanden zu zahlende Strafgelder

Die der EZB unmittelbar zur Verfligung stehenden Durchsetzungsmafinahmen
werden als ,in regelmafigen Abstanden zu zahlende Strafgelder® bezeichnet. Mit in
regelmafligen Abstanden zu zahlenden Strafgeldern soll die betreffende
beaufsichtigte Person nicht bestraft werden. Sie werden verhangt, wenn ein Verstof3
gegen einen Beschluss oder eine Verordnung der EZB weiterhin besteht, und sollen
die betreffende beaufsichtigte Person zur Einhaltung der ihr auferlegten Pflichten
zwingen.

In regelmaBigen Abstanden zu zahlende Strafgelder kénnen gegen bedeutende
Institute und auch gegen weniger bedeutende Institute verhangt werden, wenn der
mafgebliche Beschluss oder die mafigebliche Verordnung der EZB den weiniger
bedeutenden Instituten Verpflichtungen gegeniliber der EZB auferlegt. Diese
Strafgelder miissen wirksam und verhaltnismafig sein. Der Gesamtbetrag, zu
dessen Zahlung ein beaufsichtigtes Unternehmen in Form von in regelmafigen
Abstanden zu zahlenden Strafgeldern verpflichtet werden kann, richtet sich nach der
Anzahl der Tage bis der Beschluss oder die Verordnung der EZB, gegen den bzw.
gegen die ein Verstol vorliegt, wieder vollstandig eingehalten wird. In regelmafigen
Abstanden zu zahlende Strafgelder konnen fiir einen Zeitraum von maximal sechs
Monaten verhangt werden, beginnend ab dem Tag, der in dem entsprechenden
Beschluss oder der entsprechenden Verordnung vorgesehen ist. Die Obergrenze fur
in regelmafigen Abstéanden zu zahlende Strafgelder betragt 5 % des
durchschnittlichen Tagesumsatzes des betreffenden beaufsichtigten Unternehmens
pro Tag des VerstoRRes.

Offentliche Bekanntmachung

Von der EZB verhangte in regelmaRigen Abstanden zu zahlende Strafgelder werden
auf der Website der EZB zur Bankenaufsicht verodffentlicht. Die offentliche
Bekanntmachung kann jedoch anonymisiert oder verzégert werden, wenn dadurch
a) die Stabilitat der Finanzmarkte oder laufende strafrechtliche Ermittlungen
gefahrden waren oder b) der betroffenen Person ein unverhaltnismaRiger Schaden
zugefligt werden wirde, sofern sich dieser ermitteln Iasst.

Weitere der EZB unmittelbar zur Verfligung stehende Instrumente

Gemal dem geltenden Rechtsrahmen hat die EZB ausschlief3lich zur Wahrnehmung
ihrer Aufgaben samtliche Befugnisse und Pflichten, die die NCAs nach dem
einschlagigen Unionsrecht haben. Insbesondere kann die EZB bei fortlaufenden
VerstoRRen gegen das einschlagige Unionsrecht unmittelbar die MaRnahmen
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4104

Artikel 9 und 18 der SSM-
Verordnung

Artikel 120 bis 137 der SSM-
Rahmenverordnung

Verordnung (EG) Nr. 2532/98 des
Rates Uber das Recht der
Europaischen Zentralbank,
Sanktionen zu verhangen

ergreifen, die den NCAs nach dem einschlagigen Unionsrecht zur Verfliigung stehen
und die nach den nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung mafgeblicher
Richtlinien der EU als DurchsetzungsmafRnahmen gelten. Die CRD ist eine der
Hauptquellen fir DurchsetzungsmafRnahmen nach dem einschlagigen Unionsrecht.
So kénnten etwa — je nach Umsetzung der CRD in nationales Recht —
Unterlassungsverfligungen zu dieser Kategorie zahlen.

Der EZB mittelbar zur Verfigung stehende
Durchsetzungsmalinahmen

Soweit dies zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich ist, kann die EZB die
NCAs durch Anweisung auffordern, von Durchsetzungsbefugnissen Gebrauch zu
machen, die ihnen gemaf anderen nationalen Rechtsvorschriften als denen zur
Umsetzung der mafigeblichen Richtlinien der EU gewahrt werden, wenn die SSM-
Verordnung der EZB die entsprechenden Befugnisse nicht tibertragen hat.

Sanktionen

Mit Sanktionen sollen beaufsichtigte Unternehmen bestraft werden, die gegen
aufsichtsrechtliche Anforderungen verstoRen, und das beaufsichtigte Unternehmen,
seine Fuhrungskrafte und das gesamte Bankensystem von kiinftigen Verstéf3en
abgeschreckt werden. Sanktionsverfahren kénnen nicht nur bei fortlaufenden
VerstoRRen, sondern auch nach Beendigung des Verstolies eingeleitet werden,
sofern die Verjahrungsfrist fiir die Verhangung von Sanktionen noch nicht
abgelaufen ist. Die EZB ist auf der Grundlage von Artikel 18 der SSM-Verordnung
zur Verhangung von Verwaltungssanktionen befugt.

Verteilung der Sanktionsbefugnisse zwischen der EZB und den
NCAs

Die EZB kann Geldbuften gegen bedeutende Institute verhangen, die gegen
unmittelbar anwendbare EU-Rechtsvorschriften einschliel3lich Beschlisse oder
Verordnungen der EZB verstolien. AulRerdem kann die EZB weniger bedeutende
Institute bei VerstéRen gegen Verordnungen oder Beschliisse der EZB mit Strafen
belegen und diesen Unternehmen bestimmte Verpflichtungen gegenlber der EZB
auferlegen.

Bei bedeutenden Instituten kann die EZB im Fall von Versté3en gegen nationale
Rechtsvorschriften zur Umsetzung von Richtlinien der EU, Verstof3en seitens
naturlicher Personen, oder wenn eine andere Sanktion als eine GeldbulRe zu
verhangen ist, die betreffende NCA ersuchen, ein Sanktionsverfahren einzuleiten.
Die NCA fuhrt das Verfahren und entscheidet Gber die resultierenden Sanktionen
nach dem anwendbaren nationalen Recht.
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Unabhangige Untersuchungsstelle

Um sicherzustellen, dass die beaufsichtigten Unternehmen geman den
aufsichtsrechtlichen Vorschriften und den darauf basierenden Beschliissen handeln,
hat die EZB eine unabhangige Untersuchungsstelle (Investigating Unit — IU)
eingerichtet, deren Aufgaben in den Zustandigkeitsbereich der Abteilung
Durchsetzung und Sanktionen fallen.

Die IU ist fir die Untersuchung mutmafRlicher Verstde von bedeutenden Instituten
gegen unmittelbar anwendbare EU-Rechtsvorschriften einschlieRlich
Aufsichtsbeschliisse oder Verordnungen der EZB zustandig.

Die IU fUhrt Untersuchungen durch, gewahrt bedeutenden Instituten das Recht auf
rechtliches Gehor und verfasst einen dem Aufsichtsgremium vorzulegenden
Vorschlag fur einen fertigen Beschlussentwurf, wenn sie eine Verwaltungssanktion
fur gerechtfertigt halt.

Missen Sanktionen auf nationaler Ebene verhangt werden (etwa bei Verstoflien
gegen nationale Rechtsvorschriften zur Umsetzung von Richtlinien der EU,
VerstoRen seitens natirlicher Personen oder wenn eine andere Sanktion als eine
Geldbufde zu verhangen ist), so verfasst die IU einen Vorschlag fur einen fertigen
Beschlussentwurf der EZB, in dem die betreffende NCA ersucht wird, ein Verfahren
zu eréffnen.

Untersuchung

Wenn der IU ein mutmallicher Verstol3 gemeldet wird, ist sie befugt, eine
Untersuchung einzuleiten. Zu diesem Zweck kann die IU die der EZB durch die
SSM-Verordnung Ubertragenen Befugnisse austben, also Unterlagen anfordern,
relevante Blicher und Aufzeichnungen prifen, Erklarungen einholen sowie
Befragungen und Vor-Ort-Prifungen durchfihren. Die IU kann die NCAs au3erdem
durch Anweisung auffordern, von ihren Untersuchungsbefugnissen nach geltendem
nationalen Recht Gebrauch zu machen.

Anhand der vorliegenden Nachweise priift die U, ob ein hinreichender Verdacht auf
einen maoglichen Verstol’ besteht. Kommt die IU zu dem Schluss, dass kein Verstof}
vorliegt oder die vorgelegten Beweismittel nicht schlissig sind, schlielt sie den Fall
ab.

Anhorungen

Nach Abschluss ihrer Untersuchung kann die IU ein Sanktionsverfahren einleiten,
indem sie dem betreffenden beaufsichtigten Unternehmen die Beschwerdepunkte
Ubermittelt. Das beaufsichtigte Unternehmen erhalt Gelegenheit, zu dem
Sachverhalt, den von der IU erhobenen Beschwerdepunkten und der vorgesehenen
Hohe der Sanktionen Stellung zu nehmen. Die IU kann das beaufsichtigte
Unternehmen auch zu einer miindlichen Anhérung einladen.
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4.10.5

Artikel 23 der SSM-Verordnung

Artikel 36 bis 38 der SSM-
Rahmenverordnung

Von der EZB verhangte Sanktionen

Die EZB kann Geldbuf3en bis zur doppelten Hohe der aufgrund des Verstolies
erzielten Gewinne oder vermiedenen Verluste oder von bis zu 10 % des jahrlichen
Gesamtumsatzes des beaufsichtigten Unternehmens im vorangegangenen
Geschaftsjahr verhangen.

Bei der Bestimmung der Héhe der Verwaltungssanktionen legt die EZB ihren
Leitfaden zur Festlegung von Verwaltungsgeldbulien zugrunde. Die verhangten
Sanktionen missen wirksam, verhaltnismaRig und abschreckend sein.

Offentliche Bekanntmachung

Von der EZB verhangte Verwaltungssanktionen werden auf der Website der EZB zur
Bankenaufsicht veroéffentlicht. Die 6ffentliche Bekanntmachung kann jedoch
anonymisiert oder verzdgert werden, wenn dadurch a) die Stabilitat der
Finanzmarkte oder laufende strafrechtliche Ermittlungen gefahrden waren oder

b) der betroffenen Person ein unverhaltnismafiger Schaden zugefligt werden wirde,
sofern sich dieser ermitteln Iasst.

Meldemechanismus flr VerstoRe

Die EZB hat einen Meldemechanismus fur Verstofie (einen ,Whistleblowing“-
Mechanismus) entwickelt, der es jedem, der nach gutem Glauben den begriindeten
Verdacht hegt, dass ein beaufsichtigtes Unternehmen oder eine zustandige Behodrde
gegen maldgebliche EU-Rechtsvorschriften verstoR3en hat, ermdglicht, dies der EZB
zu melden. Eine solche Meldung wird als geschutzte Meldung behandelt. Das heif3t,
dass alle personenbezogenen Daten der Person, die den Verstol? meldet, sowie der
Person, die mutmallich fiir den besagten Versto3 verantwortlich ist,
ordnungsgemalf nach den in der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 festgelegten
Vertraulichkeits- und Datenschutzbestimmungen geschitzt sind. Die Identitat einer
Person, die eine geschuitzte Meldung erstattet hat, wird ohne die vorherige
ausdrickliche Zustimmung dieser Person nicht preisgegeben, es sei denn, ihre
Offenlegung wird durch einen Gerichtsbeschluss im Zusammenhang mit weiteren
Ermittlungen oder einem anschlieRenden Gerichtsverfahren angeordnet.

Meldung eines VerstolRes

Innerhalb der européaischen Bankenaufsicht gibt es verschiedene Anlaufstellen fir
Hinweisgeber, die VersttRe melden wollen.

1. Zum einen ist fur Meldungen an die EZB ein Online-Formular auf der Website
der EZB zur Bankenaufsicht verfigbar, mit dem die Meldung direkt an die
Abteilung Durchsetzung und Sanktionen weitergeleitet wird. Neben der
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Meldung Uber diesen speziellen Kanal kénnen der EZB mutmalliche Verstolie
auch auf anderem Weg (z. B. in einem Schreiben) gemeldet werden.

2. Auch die NCAs verfligen uber Mechanismen, Uber die Whistleblower
mutmafliche Verstdlie melden kdnnen.

Die EZB ist fur die Meldungen zustandig, die mutmafliche VerstéRe von
bedeutenden Instituten gegen mafigebliche EU-Rechtsvorschriften oder nationale
Rechtsvorschriften zur Umsetzung von Richtlinien der EU im Zusammenhang mit
den der EZB Ubertragenen Aufsichtsaufgaben betreffen. AuBerdem ist die EZB fur
die Meldungen zustandig, die mutmalliche VerstdRe von weniger bedeutenden
Instituten gegen Verordnungen oder Beschlisse der EZB betreffen, aus denen sich
Verpflichtungen dieser Institute gegeniber der EZB ergeben.

Die NCAs sind fur die Meldungen zustandig, die alle anderen mutmaflichen
Verst6RRe von weniger bedeutenden Instituten betreffen.

Die EZB und die NCAs senden sich wechselseitig eingegangene Meldungen
entsprechend ihren Zustandigkeiten zu. Dabei wird die Identitat der Person, die die
Meldung eingereicht hat, nicht preisgegeben, es sei denn, die betreffende Person
stimmt dem ausdrucklich zu. DarlUber hinaus tauscht die EZB mit den NCAs
Informationen Uber das Ergebnis der Untersuchung der an die NCAs
weitergeleiteten oder von den NCAs erhaltenen Meldungen aus.

Untersuchung der Meldung und Folgemalinahmen

Die Abteilung Durchsetzung und Sanktionen untersucht die in die Zustandigkeit der
EZB fallenden Meldungen und leitet die in den Meldungen enthaltenen Informationen
gegebenenfalls an die betreffenden JSTs oder andere maf3gebliche
Geschéftsbereiche der EZB zur Einleitung von Folgemalinahmen weiter. Meldungen
von VerstoRen fallen in die Zustéandigkeit der EZB und werden daher von der EZB
untersucht, wenn sie a) eine NCA, die EZB oder ein beaufsichtigtes Unternehmen
und b) einen mutmalflichen Verstol gegen einschlagiges Unionsrecht oder nationale
Rechtsvorschriften zur Umsetzung von Richtlinien der EU betreffen.

4.10.6 Straftaten

Artikel 136 der SSM- Hat die EZB bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben aus der SSM-Verordnung Grund
Rahmenverordnung . . . . .
zu der Annahme, dass mdglicherweise eine Straftat begangen wurde, muss sie die
Beschluss der EZB Uber die . . . . . ..
Offenlegung vertraulicher betreffende NCA ersuchen, die Sache an die zusténdigen Ermittlungsbehérden und

Informationen bei strafrechtlichen gegebenenfalls die Strafverfolgungsbehérden zu verweisen.
Ermittlungen (EZB/2016/19)
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4.11

Artikel 6 Absatz 1, Artikel 6 Absatz 5
Buchstabe ¢ der SSM-Verordnung

Artikel 113 Absatz 7 CRR

Leitlinie der EZB Uber die
Festlegung von Grundsatzen fir die
Koordination der Bewertung und die
Uberwachung institutsbezogener
Sicherungssysteme fiir bedeutende
und weniger bedeutende Institute
(EZB/2016/37)

Leitfaden der EZB zum Ansatz bei
der Anerkennung
institutsbezogener
Sicherungssysteme fur
Aufsichtszwecke

Prufung der Anerkennung institutsbezogener
Sicherungssysteme und deren Uberwachung

Ein institutsbezogenes Sicherungssystem (Institutional Protection Scheme — IPS) ist
in der CRR definiert als eine vertragliche oder satzungsmaRige
Haftungsvereinbarung, die ihre Mitgliedsinstitute schitzt und insbesondere ihre
Liquiditat und Solvenz gewahrleistet, um einen Konkurs zu vermeiden, falls dies
erforderlich wird. Die zustandigen Behdrden kdnnen unter den in der CRR
festgelegten Bedingungen und gemaf dem EZB-Leitfaden zum Ansatz bei der
Anerkennung institutsbezogener Sicherungssysteme fur Aufsichtszwecke von
einzelnen aufsichtsrechtlichen Anforderungen absehen oder bestimmte Ausnahmen
fur Mitgliedsinstitute eines IPS zulassen. Nach der CRR kann die zustandige
Behorde einem Kreditinstitut erlauben, Risikopositionen gegentiber anderen
Gegenparteien, mit denen es ein IPS gebildet hat, ein Risikogewicht von 0 %
zuzuweisen. Hiervon ausgenommen sind Risikopositionen, die Posten des harten
Kernkapitals, des zusatzlichen Kernkapitals und des Erganzungskapitals begriinden.
Dies ist die zentrale Vorschrift fir die Anerkennung eines IPS fir aufsichtliche
Zwecke. Gemeinsame Kiriterien fur die Prufung der Anerkennungsfahigkeit eines IPS
sind im oben genannten EZB-Leitfaden naher beschrieben.

In einigen Fallen nehmen sowohl bedeutende als auch weniger bedeutende Institute,
die der Bankenaufsicht durch die EZB bzw. die NCA unterliegen, am selben IPS teil.
Bei einem Antrag eines neuen IPS, dem sowohl bedeutende als auch weniger
bedeutende Institute angehoren, missen die EZB und die betreffende NCA
gemeinsam prufen, ob das IPS die Vorzugsbehandlung nach der CRR erhalten kann
und dementsprechend ob die entsprechende zustandige Behorde den einzelnen
Mitgliedern des IPS die entsprechenden Erlaubnisse erteilen und Ausnahmen
gewahren kann. Die EZB und die jeweilige fir die direkte Aufsicht Uber die
Mitgliedsinstitute des IPS zustandige NCA sollten ihre UberwachungsmaRnahmen
koordinieren, um sicherzustellen, dass die Kriterien fiir die Priifung der Anerkennung
von IPS und die damit verbundene Gewahrung von Ausnahmen Uber die gesamte
européische Bankenaufsicht und alle relevanten beaufsichtigten Unternehmen
hinweg einheitlich angewendet werden. Das Verfahren wird im oben genannten
EZB-Leitfaden naher beschrieben.
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5.1

Artikel 6 der SSM-Verordnung

Teil VIl der SSM-
Rahmenverordnung

Artikel 19 bis 21, Artikel 31
Absatz 1, Artikel 43 Absatz 4,
Artikel 52, Artikel 99 bis 100, 103
und 135 der SSM-
Rahmenverordnung

Artikel 30 Absatz 2, Artikel 30
Absatz 7 und Artikel 34 Absatz 1
SRM-Verordnung

Aufsicht uber weniger bedeutende
Institute

Gemal der SSM-Verordnung ist die EZB fir die wirksame und einheitliche
Umsetzung des einheitlichen Regelwerks und der Politik der Europaischen Union in
Bezug auf die Beaufsichtigung aller Institute in allen Mitgliedstaaten zustandig.

In der SSM-Rahmenverordnung sind die anwendbaren praktischen Regelungen und
der durch die SSM-Verordnung geschaffene Rahmen fiir die Zusammenarbeit
innerhalb des SSM festgelegt, indem darin die Aufteilung der Zustandigkeiten
zwischen der EZB und den NCAs fur die Beaufsichtigung von Instituten definiert
sind.

Die EZB ist fiir die direkte Aufsicht Giber bedeutende Institute (Sls) zustandig. Die
uneingeschrankte Zustandigkeit fir die direkte Aufsicht Gber weniger bedeutende
Institute (LSIs) verbleibt bei den NCAs. Dabei arbeiten sie eng mit der EZB
zusammen, die fiir die Uberwachung der Aufsicht verantwortlich ist.

Bei der Ausiibung ihres Mandats zur Uberwachung der Aufsicht stellt die EZB sicher,
dass die Aufsichtstatigkeiten der NCAs hohen Aufsichtsstandards entsprechen und
gleiche Bedingungen fordern. In dieser Rolle richtet sich die EZB nach dem
Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit, was bedeutet, dass sie ihre
Uberwachungstatigkeiten nach der MaRgabe des Risikoprofils des jeweiligen LS|
und der potenziellen Auswirkungen auf die Finanzstabilitat austibt.

Uberwachungstéatigkeiten

Um im gesamten SSM hohe Aufsichtsstandards zu gewahrleisten, steht der EZB zur
Ausiibung ihrer Uberwachungsfunktion eine Vielzahl von Instrumenten zur
Verfugung. Hierzu zahlen:

1. die laufende Zusammenarbeit und der regelmafige Austausch zwischen der
EZB und den NCAs auf fachlicher Ebene und auf Fihrungsebene (ndhere
Einzelheiten finden sich in Abschnitt 5.1.1);

2. die Aufsicht Gber einzelne LSIs und Gber Gruppen/Sektoren von LSIs (nahere
Einzelheiten finden sich in Abschnitt 5.1.2);

3. die Analyse von landerlbergreifend relevanten Aufsichtsthemen (nahere
Einzelheiten finden sich in Abschnitt 5.1.3).

Letztlich sollen die Uberwachungstétigkeiten entsprechend den in der SSM-
Verordnung festgelegten Zielen die einheitliche Umsetzung hoher
Aufsichtsstandards fordern.
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5.1.1

Abbildung 18
Tatigkeiten der Generaldirektion Spezialbanken und weniger bedeutende Institute
hinsichtlich der Aufsicht tber LSls

Zusammenarbeit mit NCAs Einzelne LSls

Aufsicht
Uber LSIs

Potenzielle direkte

o Horizontale Initiativen
Beteiligung

Krisenmanagement

Zusammenarbeit mit NCAs

Eine offene und laufende Zusammenarbeit zwischen der EZB und den NCAs ist fir
eine wirksame und effiziente Aufsicht Uber LSls von entscheidender Bedeutung.

Ein wesentlicher Bestandteil der Uberwachung von LSls ist der regelmaRige
Austausch zwischen der EZB und den NCAs. Dieser kann in verschiedenen
Formaten, in unterschiedlichen Intervallen und bedarfsbezogen organisiert werden.
Die haufigste Form des Austausches zwischen der EZB und den NCAs besteht aus
Online- und Vor-Ort-Sitzungen auf fachlicher Ebene und mittlerer Fiihrungsebene.
Zudem werden regelmaBig Workshops/Konferenzen auf der oberen Fiihrungsebene
anberaumt. Diese beiden Formen des Austausches kénnen multilateral sein, d. h.
alle NCAs einbeziehen. Ein Beispiel fir multilaterale Zusammensetzungen sind
Sitzungen des Netzwerks auf der oberen Fiihrungsebene, in denen Vertreter der
EZB und aller NCAs relevante aufsichtliche Themen in Bezug auf LSIs
zusammentragen, erortern und Vereinbarungen treffen.

Andere Formen der Zusammenarbeit kdnnen auch aus gemeinsamen
Aufsichtstatigkeiten und dem Austausch von Personal bestehen, um die
Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen den NCAs und der EZB
zu fordern. Der wirksame und effiziente Austausch von Informationen und Daten, die
die Aufsichtstatigkeiten der NCAs in Bezug auf LSIs betreffen, versetzt die EZB
Uberdies in die Lage, bewahrte Verfahren zu sammeln und weiterzugeben.
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5.1.2

Artikel 6, Artikel 12 Absatz 1 und
Artikel 31 Absatz 2 der SSM-
Verordnung

Artikel 96 bis 98 der SSM-
Rahmenverordnung

Leitlinie der EZB (ber die
Festlegung von Grundsétzen fur die
Koordination der Bewertung und die
Uberwachung institutsbezogener
Sicherungssysteme fiir bedeutende
und weniger bedeutende Institute
(EZB/2016/37)

Leitlinie der EZB zum Ansatz bei
der Anerkennung
institutsbezogener
Sicherungssysteme (EZB/2016/38)

Teile IV und VIl der SSM-
Rahmenverordnung

Artikel 6 der SSM-Verordnung

Verordnung der EZB Uber die
Meldung aufsichtlicher
Finanzinformationen (EZB/2015/13)

Kasten 1

Individuelle Uberwachung und der Grundsatz der
Verhaltnismaligkeit

Unbeschadet der Zustandigkeit der NCAs fur die direkte Aufsicht Gber LSIs fUhrt die
EZB eine Reihe von Tatigkeiten durch, um die Lage in einzelnen LSIs zu
analysieren. Dabei stltzt sie sich in hohem Male auf speziell konzipierte/spezifische
Dateninstrumente und den stéandigen Dialog mit NCAs. Die Anzeigen der NCAs sind
ein typisches Beispiel fur die offizielle Kommunikation zwischen der EZB und den
NCAs uber Themen in Bezug auf LSIs. Dabei handelt es sich um schriftliche
Dokumente und/oder Vorlagen, die der EZB von den NCAs Ubermittelt werden. Die
EZB nimmt die Anzeigen der NCAs entgegen, beurteilt sie (siehe Kasten 2) und
nimmt im Einklang mit der SSM-Verordnung und der SSM-Rahmenverordnung dazu
Stellung. Mit diesen Stellungnahmen soll verdeutlicht werden, wie ein bestimmter
Fall aus Sicht der EZB von der jeweiligen NCA behandelt werden kénnte oder sollte.

Der Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit ist fiir die Uberwachungstatigkeiten
mafgeblich und sorgt dafiir, dass die einzelnen LSIs nach ihrem Risikoprofil und
ihrer Relevanz priorisiert werden. Die Intensitat der institutsspezifischen und
sektoralen Uberwachungstatigkeiten und die ihnen zugewiesenen Ressourcen
werden entsprechend angepasst. Sie werden auf der Grundlage einer
risikobasierten Methodik priorisiert, bei der LSIs und LSI-Sektoren nach ihrem Risiko
und/oder ihren systemischen Auswirkungen eingestuft werden (siehe Kasten 1).

Die Beteiligung der EZB an der Beaufsichtigung einzelner LSls kann intensiviert
werden, wenn sich die finanzielle Lage des entsprechenden Instituts verschlechtert.
Dieser Fall kann eintreten, wenn eine Krisensituation vorliegt (siehe Abschnitt 5.1.4)
oder wenn die EZB die Aufsicht direkt Gibernimmt (siehe Abschnitt 5.1.5).

Rahmen fir die Einstufung von LSls

Wie bereits erwahnt, orientiert sich die Aufsichtsfunktion der EZB unter anderem am Grundsatz der
VerhaltnismaRigkeit. Die Intensitat der Aufsicht richtet sich nach der dem jeweiligen Institut
zugeordneten Prioritatsstufe, dem institutsspezifischen Risiko und seiner Relevanz fur den und
innerhalb des SSM. Das Verfahren, nach dem einzelnen LSIs Prioritatsstufen zugeordnet werden,
basiert auf dem Einstufungsrahmen und wird von zwei wesentlichen Faktoren bestimmt: a) den
potenziellen Auswirkungen des Ausfalls eines LS| auf die Stabilitat des nationalen oder
euroraumweiten Finanzsystems und b) dem institutsspezifischen Risiko. Die EZB fiihrt jahrlich eine
Analyse der Auswirkungen durch und bewertet fir jedes Instituts verschiedene Indikatoren, wie
GrolRe, Bedeutung fiir die Wirtschaft, grenztuberschreitende Geschaftstatigkeit und
Geschaftsmodell. LSIs mit den hochsten potenziellen Auswirkungen auf das System werden als
»High-Impact-LSI“ eingestuft. Die Beurteilung des Risikoprofils/institutsspezifischen Risikos jedes
LSI erfolgt hingegen vierteljahrlich. LSls mit dem héchsten Risiko werden als ,High-Risk-LSIs*

eingestuft.
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Kasten 2

Hinweise zu den Anzeigepflichten der NCAs

Wie bereits oben erwahnt, sind Anzeigen der NCAs ein wichtiges Instrument, damit die EZB ihrem
Mandat in Bezug auf die Aufsicht tber LSIs nachkommen kann. Dadurch wird der zeitnahe und
effektive Austausch von Informationen tUber wichtige Entwicklungen bei einzelnen LSls
gewabhrleistet. Anzeigen sind offizielle, schriftliche Dokumente, die der EZB von den NCAs formlich
Ubermittelt werden, wenn besondere Umstande eintreten. Im Fall von High-Impact- und/oder High-
Risk-LSlIs wird von den NCAs beispielsweise erwartet, dass sie die EZB frihzeitig Uber wesentliche
Aufsichtsverfahren und/oder wesentliche Entwurfe von Aufsichtsbeschlissen informieren.
Gleichzeitig missen NCAs die EZB auf der Grundlage von vorgegebenen Kriterien im Falle a) einer
Verschlechterung der Finanzlage einzelner LSIs, unabhangig deren Einstufung, und b) der
jahrlichen und halbjahrlichen nachtraglichen Meldungen informieren.

Thematische Uberpriifungen und horizontale eingehende
Uberpriifungen

Zusatzlich zu den oben beschriebenen Aktivitaten fuhrt die EZB in enger
Abstimmung mit den NCAs thematische Uberpriifungen und eingehende
Uberpriifungen (Deep Dives) in Bezug auf LSI-Sektoren und die Aufsichtspraktiken
der NCAs durch. Schwerpunkt dieser Uberpriifungen sind in der Regel spezifische
Risikobereiche wie Kapital, Kredit, Governance, IT sowie Klima- und Umweltrisiken.
Sie sind im Allgemeinen auf die entsprechenden Aufsichtsprioritdten und die
laufenden Arbeiten in Bezug auf Sls abgestimmt. Diese thematischen und
eingehenden Uberpriifungen werden haufig landeribergreifend durchgefiihrt, um ein
Benchmarking auf SSM-Ebene zu ermdglichen. Entsprechende Aufsichtspraktiken
der NCAs und neu auftretende Risiken in den LSI-Sektoren lassen sich durch
Benchmarking besser identifizieren. Auflerdem wird dadurch der
Informationsaustausch und der Austausch bewahrter Aufsichtspraktiken verbessert.
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Abbildung 19
Horizontale Initiativen mit Schwerpunkt auf spezifischen Risiken

Geschiftsmodell und Rentabilitat

Interne Governance und Risikomanagement

Beispiele

fur
horizontale Angemessenheit der Kapitalausstattung und
Initiativen in operationelles Risiko
Bezug auf

LSIs

Kredit- und Gegenparteiausfallrisiko

Geopolitische, Klima- und ESG-Risiken

Rolle der EZB beim Krisenmanagement

Gemal der SSM-Rahmenverordnung liegt die Zustandigkeit fiir das Management
von LSlIs wahrend einer Krise bei den NCAs und anderen, auf nationaler Ebene
zustandigen Behdrden. Beim Management von Krisensituationen, in die ein LSI
involviert ist, miissen der Informationsaustausch und die Koordinierung zwischen
den verschiedenen Akteuren intensiviert werden und neben der EZB und der NCA
auch andere Behdrden einbezogen werden, darunter die nationale
Abwicklungsbehdrde und der Einheitlichen Abwicklungsausschuss. In dieser
Hinsicht ist zwar nach wie vor die NCA daflr zustandig, Aufsichtsbeschlisse in ihrer
Funktion als direkte Aufsichtsbehérde von LSIs zu erlassen, die EZB ist jedoch die
zustandige Behorde flir Beschlisse in Bezug auf gemeinsame Verfahren, wie den
Entzug von Bankzulassungen.

Abbildung 20
Wichtigste Zustandigkeiten beim Krisenmanagement

[]
NCAs : EZBINCAs
1

Zustandig fir Management von Krisenfallen einschlieflich Koordinierende Rolle bei starker Gefahrdung oder nicht
Aufsichtsbeschlisse, Frihinterventionsmanahmen und mehr gegebener Uberlebensfahigkeit des/der LSI(s)
Beschlisse zur Einstufung von Banken als ausfallend oder (insbesondere wenn ein gemeinsames Verfahren
wahrscheinlich ausfallend vorgesehen ist)

Fasst Beschliisse bei gemeinsamen Verfahren zu LSIs
(qualifizierte Beteiligungen, Entzug der Zulassung, Zulassung
eines Briickeninstituts)
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5.1.5

Artikel 6 Absatz 4, Artikel 6 Absatz 5
Buchstabe b und Artikel 7 der SSM-
Verordnung

Artikel 67 bis 69 der SSM-
Rahmenverordnung

Teil IV der SSM-
Rahmenverordnung

Moglichkeit einer direkten Beteiligung der EZB

Gemal der SSM-Verordnung und der SSM-Rahmenverordnung ist die EZB
berechtigt, ihre Aufsichtstatigkeiten auszuweiten, beispielsweise durch die direkte
Erhebung von Daten bei einzelnen LSIs oder die Teilnahme an und/oder die
Durchfihrung von Vor-Ort-Prifungen. In einigen Sonderfallen kann die EZB jedoch,
wie in der SSM-Rahmenverordnung dargelegt, auch in die direkte Aufsicht Gber LSls
eingebunden werden. Dazu zahlen Falle, in denen die EZB Aufsichtstatigkeiten
Ubernimmt, um die einheitliche Anwendung hoher Aufsichtsstandards zu
gewabhrleisten oder um einem spezifischen Ersuchen der NCA nachzukommen.
AuRerdem wird die EZB auch fur die direkte Aufsicht zustandig, wenn sich der
Status eines Instituts infolge einer Uberpriifung der Bedeutung des Instituts von
weniger bedeutend zu bedeutend andert.

Aufsichtshandbuch — Aufsicht Gber weniger bedeutende Institute 129


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32013R1024
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32013R1024
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32013R1024
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32014R0468
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32014R0468
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32014R0468
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32014R0468

Europaische Zentralbank 2024

Postanschrift 60640 Frankfurt am Main, Deutschland
Telefon +49 69 1344 0
Internet www.bankingsupervision.europa.eu

Alle Rechte vorbehalten. Die Anfertigung von Fotokopien fur Ausbildungszwecke und nichtkommerzielle Zwecke ist mit Quellenangabe
gestattet.

Fachterminologie kann im SSM-Glossar (nur auf Englisch verfligbar) nachgeschlagen werden.

PDF ISBN 978-92-899-6316-9, doi:10.2866/790345, QB-05-23-429-DE-N



http://www.bankingsupervision.europa.eu/
https://www.bankingsupervision.europa.eu/home/glossary/html/glossa.en.html

	Aufsichtshandbuch
	Inhalt
	Benutzung des Aufsichtshandbuchs
	Einleitung

	1 Funktionsweise des SSM
	1.1 Organisation des SSM
	1.1.1 Aufgabenverteilung zwischen EZB und NCAs
	1.1.2 Rechenschaftspflicht

	1.2 Organisationsstruktur des SSM
	1.2.1 Organisation der EZB-Bankenaufsicht
	Trennungsgrundsatz
	Organisationsstruktur der EZB-Bankenaufsicht
	Gemeinsame Dienste

	1.2.2 Gemeinsame Aufsichtsteams
	JST-Koordinatoren und lokale NCA-Koordinatoren
	JST-Kernteam

	1.2.3 Organisation der Überwachungsfunktion
	1.2.4 Horizontale Funktionen
	1.2.5 Kommunikation innerhalb des SSM
	Zusammenarbeit zwischen der EZB und den NCAs
	Informationsmanagement

	1.2.6 Personalzuweisung und finanzielle Ressourcen
	Personalzuweisung für die Beaufsichtigung von SIs und LSIs
	Finanzielle Ressourcen


	1.3 Beschlussfassung innerhalb des SSM
	1.3.1 Beschlussverfahren innerhalb des SSM
	EZB-Rat
	Direktorium
	Aufsichtsgremium
	Generaldirektionen in der EZB-Bankenaufsicht
	Generaldirektion SSM-Governance und operatives Geschäft
	NCAs
	Schlichtungsstelle

	1.3.2 Arten aufsichtlicher Maßnahmen
	1.3.3 Aufsichtsbeschlüsse: Vorbereitung und Beschlussfassung
	Erstellung eines Beschlussentwurfs
	Ordnungsgemäßes Verfahren
	Pflicht zur Begründung von Beschlüssen
	Recht auf rechtliches Gehör
	Recht auf Einsicht in die Aufsichtsunterlagen
	Erlass nach dem Verfahren der impliziten Zustimmung
	Genehmigung durch das Aufsichtsgremium
	Erlass durch den EZB-Rat
	Eilverfahren
	Erlass von Beschlüssen durch Übertragung von Entscheidungsbefugnissen
	Rahmen für die Übertragung von Entscheidungsbefugnissen

	Benachrichtigung
	Sprachenregelung
	Ausgehende Kommunikation
	Eingehende Kommunikation


	1.3.4 Administrativer Überprüfungsausschuss
	Internes Überprüfungsverfahren
	Antrag auf Überprüfung
	Beurteilung der Zulässigkeit
	Mündliche Anhörung
	Stellungnahme
	Neuer Beschluss

	Überprüfung durch den Gerichtshof


	1.4 Zusammenarbeit mit anderen Organen und Einrichtungen
	1.4.1 Rahmen für die Zusammenarbeit
	1.4.2 Mitgliedstaaten in enger Zusammenarbeit
	1.4.3 Zusammenarbeit mit Behörden außerhalb des SSM
	Aufsichtskollegien für die Bankenaufsicht, Kollegien zur Bekämpfung von Geldwäsche/Terrorismusfinanzierung und Abwicklungskollegien
	Die EZB als konsolidierende Aufsichtsbehörde
	Die EZB als Aufsichtsbehörde des Aufnahmemitgliedstaats

	1.4.4 Beaufsichtigung von Finanzkonglomeraten
	Koordinator für die zusätzliche Beaufsichtigung

	1.4.5 Bilaterale Zusammenarbeit mit Bankaufsichtsbehörden
	1.4.6 Zusammenarbeit mit Nichtbankenaufsichtsbehörden
	1.4.7 Interaktion mit europäischen Organen
	Europäische Kommission
	Europäischer Ausschuss für Systemrisiken
	Europäische Bankenaufsichtsbehörde
	Europäisches Finanzaufsichtssystem
	Einheitlicher Abwicklungsmechanismus
	Europäischer Stabilitätsmechanismus
	Europäischer Rechnungshof

	1.4.8 Multilaterale Zusammenarbeit
	Basler Ausschuss für Bankenaufsicht
	Internationaler Währungsfonds
	Finanzstabilitätsrat



	2 Aufsichtszyklus
	2.1 Aufsichtsprioritäten und strategische Planung
	2.1.1 Risikoidentifizierung und -überwachung
	2.1.2 Integrierte Aufsichtsplanung

	2.2 Festlegung von Grundsätzen, Methoden, Expertengruppen, horizontalen Aktivitäten und Aufsichtstätigkeiten
	2.3 Laufende Aufsicht
	2.3.1 Gemeinsame Aufsichtsteams
	2.3.2 Vor-Ort-Prüfungen und Prüfungen interner Modelle

	2.4 Verbesserung der Bankenaufsicht: Festlegung von Aufsichtsprioritäten und zweite Verteidigungslinie
	2.4.1 Festlegung der Aufsichtsprioritäten
	2.4.2 Zweite Verteidigungslinie


	3 Aufsicht über alle beaufsichtigten Unternehmen
	3.1 Anträge auf Zulassungen, auf Genehmigung eines geplanten Erwerbs von qualifizierten Beteiligungen und auf Erteilung eines Europäischen Passes
	3.1.1 Erteilung, Entzug und Erlöschen von Zulassungen
	Erteilung einer Bankzulassung
	Geltungsbereich
	Entzug einer Bankzulassung
	Erlöschen einer Bankzulassung

	3.1.2 Qualifizierte Beteiligungen
	Leumund des interessierten Erwerbers
	Leumund, Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrung vorgeschlagener neuer Mitglieder des Leitungsorgans des Zielinstituts
	Finanzielle Solidität des interessierten Erwerbers
	Auswirkungen auf das Zielinstitut
	Risiko von Verbindungen zu Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung

	3.1.3 Nutzung des Europäischen Passes
	Nutzung des Europäischen Passes innerhalb des SSM
	Nutzung des Europäischen Passes durch Kreditinstitute, die in nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten niedergelassen sind
	Nutzung des Europäischen Passes außerhalb des SSM durch in teilnehmenden Mitgliedstaaten niedergelassene Kreditinstitute
	Benachrichtigung über Änderungen bezüglich der Zweigstellen und der Ausübung des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr


	3.2 Beurteilung der Bedeutung von Instituten
	3.2.1 Kriterien für die Beurteilung der Bedeutung
	3.2.2 Verfahren zur Beurteilung der Bedeutung
	3.2.3 Übertragung der Aufsicht

	3.3 Zulassung als (gemischte) Mutterfinanzholdinggesellschaft
	3.3.1 Kriterien
	3.3.2 Zeitrahmen
	3.3.3 Ablauf

	3.4 Erhebung von Aufsichtsdaten
	3.4.1 Feststellung des aufsichtlichen Meldebedarfs
	3.4.2 Regelmäßige Meldungen
	3.4.3 Anlassbezogene oder zusätzliche Datenerhebungen
	3.4.4 Verarbeitung von Aufsichtsdaten
	3.4.5 Bewertung der Datenqualität


	4 Aufsicht über bedeutende Institute
	4.1 Operative Planung
	4.1.1 Festsetzung einer verhältnismäßigen Aufsichtstätigkeit
	4.1.2 Erstellung des aufsichtlichen Prüfungsprogramms

	4.2 Risikoanalysen zur Identifizierung und Beurteilung zentraler Risiken und Schwachstellen
	4.2.1 Identifizierung neu auftretender Risiken
	4.2.2 Stresstests
	4.2.3 Quantitative Auswirkungsanalysen

	4.3 Beurteilung der fachlichen Qualifikation und persönlichen Zuverlässigkeit von Mitgliedern der Leitungsorgane (Eignungsprüfung)
	4.3.1 Ziele
	4.3.2 Geltungsbereich
	4.3.3 Rechtlicher Rahmen
	4.3.4 Beurteilungskriterien
	4.3.5 Erfahrung
	4.3.6 Leumund
	4.3.7 Interessenkonflikte
	4.3.8 Zeitaufwand
	4.3.9 Kollektive Eignung
	4.3.10 Beurteilungsverfahren

	4.4 Laufende Aufsicht
	4.4.1 Informationsbeschaffung
	4.4.2 Fortlaufender Aufsichtsdialog
	4.4.3 Thematische Überprüfungen im SSM
	4.4.4 Regelmäßige regulatorische Überprüfungsverfahren

	4.5 Der aufsichtliche Überprüfungs- und Bewertungsprozess
	4.5.1 Rahmen
	Mehrjährige Beurteilung

	4.5.2 Rückblickende und zukunftsgerichtete Perspektiven
	4.5.3 Ganzheitliche Betrachtung
	4.5.4 Überblick über die Bewertung
	4.5.5 Benchmarking von SREP-Ergebnissen
	4.5.6 Aufsichtlicher Dialog und SREP-Beschlüsse
	Kapital- und Liquiditätsanforderungen
	Qualitative Anforderungen

	4.5.7 Veröffentlichung der SREP-Ergebnisse
	4.5.8 Die EZB als Aufsichtsbehörde des Aufnahmemitgliedstaats

	4.6 Laufende Überwachung interner Modelle
	4.7 Durchführung von Vor-Ort-Prüfungen
	4.8 Beurteilung anlassbezogener Ersuchen, Anzeigen und Anträge
	4.8.1 Kapitalinstrumente
	Begebung von CET1-Instrumenten
	Anerkennung von Zwischen- und Jahresendgewinnen als CET1-Kapital
	Verringerung der Eigenmittelinstrumente
	Nachträgliche Beurteilung von AT1- und T2-Instrumenten

	4.8.2 Ausnahmen von den Kapital- und Liquiditätsanforderungen
	4.8.3 Gruppeninterne finanzielle Unterstützung
	4.8.4 Überwachung der Übertragung von Risiken bei Verbriefungstransaktionen
	4.8.5 Anforderungen an zwischengeschaltete EU-Mutterunternehmen
	4.8.6 Sonstige förmliche Genehmigungsersuchen und Anzeigen

	4.9 Krisenprävention und -management
	4.9.1 Zuständigkeiten der JSTs
	4.9.2 Vorbereitung von Sanierung und Abwicklung
	Sanierungsplanung
	Abwicklungsbezogene Konsultationen

	4.9.3 Identifizierung einer Verschlechterung der finanziellen Lage
	Verschlechterung der finanziellen Lage
	Notwendigkeit von Frühinterventionsmaßnahmen
	Gründe für die Feststellung eines Ausfalls oder wahrscheinlichen Ausfalls eines Instituts
	Abwicklung


	4.10 Aufsichtsmaßnahmen, Durchsetzungsmaßnahmen und Sanktionen
	4.10.1 Aufsichtsmaßnahmen
	4.10.2 Durchsetzungsmaßnahmen
	4.10.3 Der EZB unmittelbar zur Verfügung stehende Durchsetzungsmaßnahmen
	In regelmäßigen Abständen zu zahlende Strafgelder
	Öffentliche Bekanntmachung
	Weitere der EZB unmittelbar zur Verfügung stehende Instrumente
	Der EZB mittelbar zur Verfügung stehende Durchsetzungsmaßnahmen

	4.10.4 Sanktionen
	Verteilung der Sanktionsbefugnisse zwischen der EZB und den NCAs
	Unabhängige Untersuchungsstelle
	Untersuchung
	Anhörungen
	Von der EZB verhängte Sanktionen
	Öffentliche Bekanntmachung

	4.10.5 Meldemechanismus für Verstöße
	Meldung eines Verstoßes
	Untersuchung der Meldung und Folgemaßnahmen

	4.10.6 Straftaten

	4.11 Prüfung der Anerkennung institutsbezogener Sicherungssysteme und deren Überwachung

	5 Aufsicht über weniger bedeutende Institute
	5.1 Überwachungstätigkeiten
	5.1.1 Zusammenarbeit mit NCAs
	5.1.2 Individuelle Überwachung und der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

	Kasten 1 Rahmen für die Einstufung von LSIs
	Kasten 2  Hinweise zu den Anzeigepflichten der NCAs
	5.1.3 Thematische Überprüfungen und horizontale eingehende Überprüfungen
	5.1.4 Rolle der EZB beim Krisenmanagement
	5.1.5 Möglichkeit einer direkten Beteiligung der EZB




